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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Neuregelung der Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen ab 1. Januar 1990 

Nachstehend geben wir einige Erläuternngen zu den ab 1. Ja­
nuar 1990 geltenden Beihilfevorschriften. 

Allgemeine Hinweise 

Aufgrund der Neufassung der Bh V ergeben sich die nachste­
hend aufgeführten wichtigsten Leistungseinschränkungen im 
Beihilferecht ab 1. Januar 1990 

a) Für alle Beihilfe berechtigten

l. Aufwendungen für zahntechnische Leistungen bei konser­
vierenden, prothetischen und irnplantologischen Maßnah­
men sind nur noch in Höhe von zwei Dritteln, Aufwendun­
gen für Edelmetalle und Keramikverblendungen sind -wie
bisher -zur Hälfte beihilfefähig.

2. Aufwendungen für bestimmte Arzneimittel wie Mund­
und Rachentherapeutika, Abführmittel und Arzneimittel
gegen Erkältungs- und Reisekrankheiten sowie Vorbeuge­
und Prophylaxemittel sind von der Beihilfefähigkeit ausge­
schlossen.

3. Für Aufwendungen für den Betrieb- und die Unterhaltung
von Hilfsmitteln wurde ein Selbstbehalt von 200,- DM pro
Kalenderjahr eingeführt.

4. Der Katalog der beihilfefähigen Hilfsmittel ist neu gefaßt
worden. Hiernach sind beispielsweise Blutdruckmeßgeräte
und Adimed-Schuhe nicht beihilfefähig.

5. Aufwendungen für ein Brillengestell sind nur noch bis zur
Höhe von 40,- DM beihilfefähig, wobei die Beihilfe jedoch
höchstens 20,- DM betragen darf.
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b) Für Kirchenbeamte, Geistliche und Versorgungsempfän­
ger, die Mitglied e iner RVO-/Ersatzkasse sind

1 .  Dt•r Ikgriff „S,Khlo• 1,tung" ist en\·c•J tL·rt worden.  Ab ':,,1,h ­
lei�tung gilt somit ,1uc:h die Kostcncrctattung bei kiclerurt­
hopädischer Behandlung mi t der Folge, daß der Versicher­
tenanteil (Restkosten der Behandlung l in Hiihe von 20 ,·.H .  
bzw. 10  v.H .  nicht beihilfefähig ist. (Diese Restkosten 
\\'L'rden 1rnch abgL'schlossencr Beh,mdlung von der Kr,,n ­
k,•nkasse crst,1 t ld. 1 

1 'vluglichk(·it der 1\nderung dt•s 1'r,rnkem-crsichLTU 11gs­
schutzes 
In der Zeit vom 1. [anuar bis 30. Juni 1 990 führen die priva­
ten Krankenversicherungsunternehmen eine Öffnungsak­
ti0n für alle in der gesct?. lichen Kranken\'crsichcnm,c:, n•rsi­
c lwrlcn lk,imten. \ ,·r,orgung',t_•mpf,1 ngcr und ,·crglei,hb,1 -
re l 'er�oncnkrei,L· .  sllwic deren bL•rücksichtig1-mg,t,1 h 1ge 
,..\ngehörige durch In d ieser Zeit \\·erden die teilnehmen­
den Unternehmen 

- keinen Antragsteller aus Risikogründen ablehnen .

1 , · i ·" 1 • 1 1  u,,,,hüssc und 1\l ter,gren/t' ll ver1ichtvn, 
- l<.i, ik()/Lhch l .i g,· t 1 1 r  Vorcrkr,mku17,gt· n c1ut rn,1', irn,1 I 1 1 11 1 • ;;

,i,•, lMil m:ib ig, n lki lr,igt•� be„dir,111 kl'n.

Dieser Hinweis ist keine Handlungsempiehlung. Er entbindet 
d en Beihilfeberechtigten nicht von d er eigenverantwortlichen, 
aui seine persönlichen Verhältnisse abgestimmten Entschei­
dung. 

\. ,1rdL· lb ischcs Ki r,"lw11,1mt  
Im Auftrag 

J e s s e n  
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Bekanntmachung der Allgemeinen Verwaltungsanordnung 
über die Gewährung von Beihilfen in Krankhei ts-, Geburts­
und Todesfäl len (Beihil fevorschriflen - BhV) vom 19. April 
1983, zuletzt geändert am 19. September 1 989 

Kiel, den 29. Januar 1 990 
'\achstehend geben wir die Allgemeine Verv,altungsn,r­

schrift über die Ge,\·ährung von Beihilfen in Krankhtcits-, 
Cd1urts- und T( idt", l ,illen in  der ,1b l l,rnu.ir l 9CJ0 g,·lkn,kn 
l',, ,,ung bekannt. Di,·,,· neue Regel ung gil t unt,·r [krn,k,ich­
tigung der  Rechts\·erordnung zur l.Zcgclung der i\n,pni,:h� ­
konkurrenz beim Zusammentreffen von Ansprüchen aui Bei­
hilfe in Krankheits-, Geburts- und Todesfäl len vom 7. Juli 1 987 
entsprechend für Pastoren und Kirchenbeamte (vergl . § 1 Abs. 
2 Kirchenbesoldungsgesetz) und Versorgungsempfänger 
( vergl. § 2 Abs. 2 Satz 2 Kirchen Yersorgungsgesetz) sowie sinn­
gemäß für d ie Angestellten , Arbeiter  und Auszubildenden 
{\'ergl .  § 2 der Allgemeinen Verwal tungsanordnung über die 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todes­
fällen - BhA -), die ebenfa l l s  nachstehend mit entsprechenden 
Hinweisen in der ab L Januar 1 990 geltenden Fassung abge­
druckt ist. 

All gemeine Verwaltungsvorschrift über die Gewährung 
von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

(Beihilfevorschriften - Bh V -) 
vom 19 .  April 1 985, zuletzt geändert 

am 1 9. September 1 989 

§ 1
A nwendungsbereich, zv.,.eckbestimmung und Rechtsnatur 

( 1 )  Diese' Vorschrift regelt die Gewährung von Beihilfen in 
Krn1khci ts - ,  Geburts- und Todesfällen,  bei .\bßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten und bei Schutzimpfungen . Die 
Be ih i lfen  ergänzen in d iesen Fällen die Eigenvorsorge, die aus 
den laufenden Bezügen zu bestre i ten ist . 

(2 ) Di ,·se Vorschr i ften gelten fü r BundcsbcJrnte und Richter 
im BunJnd1,·mt sowi, \·ns«rgungscmpi:ingc' r  des Bundes .  

( .3 )  :\uf J i c  Bcihi lfo bc,tch t e in  RcchtsJ.nspruch. Der An­
spruch bnn nicht :ibgctretcn ,  verpfändet oder gepfändet wer­
den ; a 1st n i ch t vererb l i ch .  

(4 ) Bc ih i lfrn werden zu den beihi lfefäh igen Aufwendungen
der heih i l tl'bcrccht ig t c· n  [\.-rsuncn und ihrer bcrück s i c ht igun1.;s­
Lih1gcn :\ ng'-'h\mgcn gn, .i l •  rt . 

§ 2

Beihilfeberechtigte Personen 

( 1 )  Beihilfeberechtigt sind 
1 .  Beamte und Richter, 
2, Ruhestandsbe:imte und Richter im Ruhestand sowie frühere 

Beamte und Richter, die wegen Dienstunfähigkeit oder Er­
reichens der Altersgrenze entlassen worden oder wegen Ab­
laufs der Dienstzeit ausgeschieden s ind, 

3 . Witwen und Witwer sowie die in § 23 des Beamtenversor­
gungsgesetzes genannten Kinder der in Nummer 1 und 2 
bezeichneten Personen. 

(2 ) Beihilfeberechtigung der in Absatz 1 bezeichneten Perso­
nen besteht, wenn und solange sie Dienstbezüge, Amtsbezüge, 
Anwärterbezüge, Ruhegehalt, Übergangsgebührnisse aufgrund 
gesetzlichen Anspruchs, Witwengeld, Wirwergeld, Waisengeld 
oder  Unterhaltsbeitrag erhal ten. Sie besteht auch, wenn Bezüge 
wegen Anwendung von Ruhc:ns- oder Anrechnungsvorschriften 
nicht geza.hlt werden.  

(3) Als beihilfeberechtigt gelten unter den Voraussetzungen
des  § 1 6  Abs .  2 auch andere natürliche sowie juristische Perso­
nen .  

( 4) füihilfeberechtigt s ind n i c h t
1 .  Ehrenbeamte und ehrenamtl iche Richter, 
2 . Beamte und Richter,

a) wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein Jahr befri­
stet ist, es sei denn, daß sie insgesamt mindestens ein Jahr
ununterbrochen im öffentlichen Dienst (§ 40 Abs. 7 Bun­
desbesoldungsgesetz) beschäftigt sind,

b )  wenn  ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit durch­
schnittlich weniger als die Hälfte der regelmäfügen wö­
chentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt, 

3. Beamte, Richter und Versorgungsempfänger, denen Leistun­
gen nach § 1 1  des Europaabgeordnetengesetzes, § 27 des
Abgeordnetengesetzes oder entsprechenden vorrangigen lan­
desrechtlichen Vorschriften zustehen .
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§ 3
Beriicks1chtzg1Jngsf,ihige A ngehonge 

( 1 )  Berücksichcig;ungsfahigc Angehörige sinJ 
1 .  der Ehegatte des Beihilieberechtigten ,  
2 .  d ie im Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz bc-

rücksichtigungsfähigen Kinder des Beihilfeberechtigten .  

Hinsicht l ich der  Geburt eines nichtehel ichen K indes des Bcih i l ­
fcbercchttgten gi l t  d ie  Mutter des Kindes  c1 l s  bcrticksicht igunss­
fähigc Angehörige. 

(2) Be:-ücks ich t igu ngsfahige Angehörige s ind n icht
1 .  Gesch\vister des B,: ih i licbcrccht igten oder se ines Eh cgJt­

ten, 
2. Ehcg,1t ten und Kindn bci h i l t cbnccl1 t i _,:rcr \V.1 i scn ,
3 .  d i L· Kinder e i nes lkihi l tchaccht 1gtrn h in , 1,·hd ich der  Ccbu n

ein<:s K imks .  

§ 4
l11s.1.nmzcnn-cffc11 n1ehr,• rcr Bc1h ilr·r,er,·, h tigun,�c 12 

( 1 )  B ,: 1rn l'.u, .1mmcnt rdkn meh rerer lkih i l td,ncc l 1 t 1 gung,· 11 
aufgru ,lll h,· .1mtcn rcc h t ! i ,. h c· r  \ ' , ,r,c h r i t t ,· n  " ii l  1d1 t  e i ne· lkd1 , i ­
icbc r<:cht igung 

1 .  aus e inem Dienstverhal tnis d ie  Bei h i l feberechtigung aus e i ­
nem Rechtsverhältn is  a ls Versorgungsempfänger, 

2. aufgrund eines neuen V i:rsorgungsbezugs die Be ih il feherech­
t igung .rnlgru nd früherer \'crmrgungs l, ,' lüge

aus. 

(2) Die Beih i lfeberecht igung nach ;mderen als beamtenrecht­
lichen Vorschriften geht der Beihilfeberecht igung aus einem 
Rechtsverhältnis als Versorgungsempfänger vor. 

(3) Die Beihi lfeberechtigung aufgrund beamtenrech tlicher
Vorschri ftrn sch liel\ t  die Bcrücksichtigungsfähigkcit a ls Ange­
höriger aus . Die'Beihi lfeberechtigung nach anderen als beamten­
rechtlichen Vorschriften geht der Berücksichti gungsfäh igkeit als 
Angehöriger vor. 

(4) Der Beihi lfeberechtigung nach beamtenrecht l ichen Vor­
schriften s teht der Anspruch auf fürsorgele i stungen n ach § 1 1  
des EuropJ ,,bgeordnetcngesetzes, § 27 des Abgeordnetengeset­
zes oder entsprechenden vorrangigen landesrechtlichen Vor­
schriften, nach § 79 Bundesbeamtengeset;: gegen die Deutsche 
3undesbahn oder entsprechenden kirchenrecht l ichen Vor­
schriften gitich . 

(5 ) Eine: Beih ilfeberecht igung n ach anderen als bcamten­
recht l ic ] , ,,n Vorschriften 1st gegeben ,  wenn e in  Anspruch auf 
Beih i lfen aufgrund priv3trccht l ichcr  Rechtsbeziehungen nach 
einer den Beihilfevorschriften des Bundes im wesentlichen ver­
gleichbaren Regelung besteht. 

(6) I s t e in Angehöriger  bei mehreren Beihi lfeberechtigten be­
rücksicht igungsfäh ig ,  w i rd Beih i lfe für Aufwendungen d ieses 
Angehörigen  j eweils nur e i n c m Beih i lfeberechtigten ge­
währt. 

§ 5
Beihilfe/ ahigkeit der Aufwendungen 

( 1 )  Beihilfefähi g  s ind nach den folgenden Vorschriften Auf­
wendungen, wenn s ie  dem Grunde  nach notwendig und soweit 
s ie der Höhe nach angemessen s ind .  Die Angemessenheit der  
Aufwendungen für ärzt l iche und zahnärzt l iche Leis tungen be­
urtei l t  s ich ausschl ießl ich nach dem Gebührenrahmen der Ge­
bührenordnungen für Ärzte und Zahnärzte ;  soweit ke ine be­
gründeten besonderen Umstände vorliegen, kann nur e ine Ge­
bühr, die den Schwellenwert des Gebührenrahmens nicht über­
schreitet, als angemessen angesehen werden .  

Aufwendungen für Leistungen eines Heilp raktikers s ind an­
gemessen b i s  zur Höhe des  Mindestsatzes des im Zeitpunkt der  
Verkündung d ieser V orschriftrn geltenden Gebührenverzeich­
nisses für Heilpraktiker, j edoch höchstens bis zum Schwellen­
wert des Gebührenrahmens der Gebührenordnung für Arzte bei 
vergleichbaren Leistu ngen .  Über die Notwendigkei t  und die 
Angemessenheit entscheidet die Festsetzungsstelle; s ie kann 
hierzu Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes (-zahnarz­
tes) e inholen.  

(2) Voraussetzung für die Beihilfefäh igkeit ist ,  daß im Zeit­
punkt des Entstehens der Aufwendungen B eih ilfeberech tigung 
besteht und be i  Aufwendungen für e inen Angehörigen dieser 
berücksichtigungsfäh ig ist . Die Aufwendungen gel ten in dem 
Zeitpunkt ,1 ls entstanden, in  dem die s ie begründende Leistung 
erbrach t wird. 

(3) Steht dem ßc ih i l frbc rc'ch t igtcn oder c incm bcrucksic ht i ­
gungsfäh igcn :\ ngehörigen Hei lfürso rge, Krankenh ilfe oJ c r  
Kostcners t.1t tung .rnfgrund von  Rechts vorschri ften odcr arbeits­
vcrt rag l i chen \'aeinbaru ngcn LU, so , in cl Auh,· ,·ndungen im 
Rahmen J iescr \'orsch ri i ten nur  ir. ,oweit beih i l frfoh ig ,  a l s  s i e  
über d i e  d ,111 .1 ch  1 111  F i ,uc l f.i l l c  �cw.1h m:11 Lc i s tungc· 11 hm .1usgc­
hcn. '-i i nd zu ,tch,·ndc l.c 1'1ungcn n r ch t  i n  :\n ,pruch genommen 
worden (z . B .  b c· 1  pnv.u:irzt l i c:hcr  Behand lung  oder Behand lung 
durch He i lp r1kt ikcrJ ,  so , i nd , 1 e  gkichwoh l be i  der Bcih i lfefrst­
setzun g  zu  beru,· k s i ch t i ge n .  Hierbei s ind Auh,·cndungen fü r 
Hei l - und  \"erbJndmittel in vol l e r  Höhe ,  andere Aufwendun­
gen,  deren f ikt iver Lc i s tung,.1nted n icht n .H:hgcwicscn wird oder 
ermi tte l t  werden kann , in Höhe von SO vom H undnt .1 1 s  zuste­
hende Leistung anzusetzen. 

Sätze 2 und 3 gel ten nich t für Leistungen 
1 .  nach § 10 Abs .  2 ,  4 und 6 des Bundesversorgungsgesetzes 

oder hierauf bezugnehmende \·orschri ften, 
2. für berüchichtigungsfähigc Kmder eines Bcihi lfrbercchtig­

tcn, d ie von der Pfl ichtvers iche rung in der gesetz l ichen Kran­
ken- oder Rentenversicherung  einer anderen Person erfaßt
werden,

3 ,  der gesetzl ichen Krankenversicherung  aus e inem freiwilligen 
Versicherungsverhäl tnis .  

( 4) Nicht beihi lfefähig sind
1 .  Sachleistungen. Als Sachleistung gi l t  auc:h die Ko,tencrstat­

tung bei kieferorthopädischer Behandlung. Bei Personen, 
denen ein Zuschuß, Arbeitgeberanteil und dergleichen zum 
Krankenversicherungsbeitrag gewährt w i rd oder bei denen 
sich der  Beitrag nach der Hälfte des all gemeinen Beitragssat­
zes (§ 248 Abs .  2 Fünft.es Bu,h Sozialgesct? buch) bemißt 
oder die einen Anspruch auf b�itragsfreie Kr.rn kcnfürsorge 
haben, gelten als Sachleistungen auch 
a) Festbeträge für Arznei-, Verband- und Hi lfsmittel nach

dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch,
b) Aufwendungen - mit Ausnahme der Aufwendungen für

Wahlle i s tungen  im Krankenhaus - ,  die darauf beruhen,
daß der Versicherte die beim Behandler mögl iche Sachlei ­
s tung nicht als solche in Anspruch genommen hat .

Dies gi lt nicht für Leistungen nach dem Bundessozialhi l fege­
setz, wenn Ansprüche auf den Sozialhilfeträger übergeleitet 
s ind, 

2 . gesetzl ich vorgesehene Zuzahlungen und Kostenantei le so­
wie Aufwendungen für von der Krankenversorgung ausge­
schlossene Arznei-, H i l fs - und Hei lmittel für Personen, de­
nen ein Z uschuß ,  A rbeitgeberante i l  und dergle ichen zum
Krankenvers ich erungsbeitrag gewäh rt wi rd oder bei d enen
sich der Beitrag nach der Hälfte des a l lgemeinen Be itragssat­
zes (§ 248 Abs. 2 fünftes Buch Sozialgesetzbuch) bemilh
oder die einen Anspruch auf eine beitragsfreie Krankenfür­
sorge haben,
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3. die in den §§ 6 bis 10 genannten Aufwendungen, die für den
Ehegatten des Beihilfeberechtigten entstanden sind, wenn der
Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommen­
steuergesetzes) des Ehegatten im Kalenderjahr vor der Stel­
lung des Beihilfeantrags 30 000 DM übersteigt, es sei denn,
daß dem Ehegatten trotz ausreichender und rechtzeitiger
Krankenversicherung wegen angeborener Leiden oder be­
stimmter Krankheiten aufgrund eines individuellen Aus­
schlusses keine Versicherungsleistungen gewährt werden
oder daß die Leistungen hierfür auf Dauer eingestellt worden
sind (Aussteuerung) . Die oberste Dienstbehörde kann in  an­
deren besonderen Ausnahmefäl len, die nur bei An legung des
strengsten Maßstabes anzunehmen sind, im Einvernehmen
mit dem Bundesminister des I nnern die Gewährung von Bei­
h ilfen zulassen,

4 . Aufwendungen insoweit ,  als Schadenersatz von einem Dri t ­
t en  e rlangt werden kann oder h:itte e rlangt werden kön nen
oder die Ansprüche auf e inen .r ndcren übergegangen oder
übertragen worden s ind ,

5 .  Aufwendungen für Beamte, denen  J.ufgrund von § 70 des  
Bundesbeso l dungsgesetzc' S  oder en t sp rechenden Lrndcs­
rech c l i chen Vorsc h r i ften He i l fürso rge zu,; c ch t ,  

6 .  Aufwendungen für d i e  p er sön l i c h e  T:i t igke i t  e in c· s  nahen  
A ngehör igen be i  e i ne r  He i l beh .rnd l u n g ;  n .1 hc  Angehii r i gc im 
S inn,  d i eser Vorsch r i ft en s i nd  Ehq.;.u trn,  K i nder .  E ltern, 
Gro ikltern, Enk c l k i ndn, Schw i egcrsiihne ,  Schw iq.;ertöch ­
ter, Sch wäger ,  Sc lr n-:iger i n n e n ,  Sc h w i egere l t c•rn und  Ce ­
schwister d e s  Beihi l feberechtigten oder d e r  berücksicht i­
gungsfäh igen Angehörigen.  Aufwendungen zum Ersatz der 
dem nahen Angehöri gen im Einzelfall entstandenen Sachko­
sten sind bis zur Höhe des nachgewiesenen Geldwertes im 
Rahmen dieser Vorschriften _ beihilfefähig, 

7. Aufwendungen, die bereits aufgrund eines vorgehenden Bei­
hilfeanspruchs (§ 4 Abs. 2 und 3 Satz 2) beihi lfefähig s ind,

8 .  Aufwendungen, die dadurch entstehen, daß ans telle von 
Sachleistungen eine Kostenerstattung nach § 64 Abs . 1 Fünf­
tes Buch Sozialgesetzbuch gewährt wird . 

(5) Abweichend von Absatz 4 Nr. 4 sind Aufwendungen bei­
hilfefähig, die auf einem Ereignis beruhen, das nach § 87  a Bun­
desbeamtengesetz oder entsprechenden landesrecht!ichen Vor­
schriften zum Übergang des gesetzlichen Schadenersatzan­
spruchs auf den Dienstherrn führt. 

§ 6

Beihilfefähige Aufwend1mgen bei Krankheit 

( 1 )  Aus Anlaß einer Krankheit sind beihilfefähig die Aufwen­
dungen für 

1 .  ärztliche und zahnärztliche Leistungen und Leistungen e i ­
nes  Heilpraktikers . Die  be i  einer zahnärztlichen Behand­
lung nach den Abschnitten C Nummern 2 1 3  bis 232, 
F und K des Gebührenverzeichnisses der Gebührenord­
nung für Zahnärzte entstandenen Aufwendungen für zahn­
technische Leistungen sind in Höhe von zwei Dritteln ,  Auf­
wendungen für Edelmetalle und Keramikverblendungen je­
doch nur zur Hälfte beihilfefähig. Nicht beihilfefähig s i nd 
Aufwendungen für Begutachtungen, d ie weder im Rahmen 
einer Behandlung noch bei der Durchführung dieser Vor­
schriften erbracht werden. Voraussetzungen und Umfang 
der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für psychothera­
peutische Behandlungen bestimmen sich nach Anlage 1 ,  

2 . die vom Arzt, Zahnarzt oder Heilpraktiker bei Leistungen
nach Nummer 1 verbrauchten oder nach Art und Umfang
schriftl ich verordneten Arzneimittel , Verbandmittel und
dergleichen .  Soweit für Arznei- oder Verbandmittel Festbe-

träge festgesetzt sind, s ind Aufwendungen nur bis zur Höhe 
des jeweiligen Festbetrages beih ilfefähig; darüber hinausge­
hende Aufwendungen sind nicht beihilfefähig . Nicht beihil­
fefähig sind Aufwendungen für Mittel, die geeignet sind, 
Güter des täglichen Bedarfs zu ersetzen. 
Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für 
a) Arzneimittel zur Anwendung bei Erkältungskrankhei­

ten und grippalen Infekten einschließlich der bei diesen
Krankheiten anzuwendenden Schnupfenmittel,
Schmerzmittel, hustendämpfenden und hustenlösenden
Mittel für Personen, die das achtzehnte Lebensjahr voll­
endet haben,

b) Mund- und Rachentherapeutika,
c) Abführmittel ,
d) Arzneim ittel gegen Reisekrankheit,

3. eine vom Arzt schriftl ich angeordnete Heilbehandlung und
die dabei verbrauchten Stoffe . Zur Heilbehand lung gehören
auch ärztl ich verordnete Bäder - ausgenommen Sauna­
bäder und Schwimmen in  Mineral- oder Thermalbädern
außerhalb einer Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur - ,
Massagen, Bestrah lungen, Krankengymnastik, Bewegungs- ,
Beschäft igungs- sowie Sprac h therapie und dergleichen .  Ist
d ie  Durchführung einer He i l behandlung i n  einen Unter­
richt zur Erfü l lung der Schu lpfl i ch t  e ingebunden, so s ind
d ie  Aufwendungen bis zu 20 DM tägl ich be ih i l fefah i g ;  dies
gilt en tsprechend fü r He i lbehandlungen,  mit denen zugleich
in erheb l i chem Umfang berufsbi l dende oder a l lgeme inb i l ­
dende Zwecke  verfolgt werden,

4 .  A nscluffung (ggf .  Miete), Reparatur, Ersatz ,  Betr ieb und 
Unterhaltung der vom Arzt schr i ft l i ch verord neten Hi lfs­
mit te l , Geräte zur Se l bstbehandlung und zur Selbstkon­
trolle, Körperersatzstücke sowie d ie Unterweisung im Ge­
brauch dieser Gegenstände. Voraussetzung und Umfang der  
Beih i l fefäh igkeit bestimmen s i ch  nach Anlage 2 .  Dabei kann 
der  Bundesmin ister des  Innern für einzel ne Hilfsmitte l  
Höchstbeträge und Eigenbehalte festlegen, 

5 .  Erste Hi l fe ,  
6 . die stationären und teilstationären Krankenhausleistungen

nach der Bundespflegesatzverordnung (BPflV), und zwar 
a) allgemeine  Krankenhausleistungen (§ 2 Abs.  2 BPflV)

aa) al lgemeine und besondere Pflegesätze (§ 5 BPflV),
bb) Sonderentgelte (§ 6 BPflV),
cc) abweichende Entgelte (§ 21 BPflV),

6) Wahlleis tungen
aa) gesondert berechnete wahlärztliche Leistungen (§  7

Abs. 3 BPflV), 
bb) gesondert berechnete Unterkunft (§ 7 Abs. 4 BPflV) 

bis zur Höhe der Kosten eines Zweibettzimmers 
abzüglich eines Betrages von 22 DM täglich 

sowie andere im Zusammenhang damit berechnete Leistun­
gen im Rahmen der Nummern 1 und 2 .  
Bei Behandlung in Krankenhäusern, die d ie  Bundespflege ­
satzverordnung nicht anwenden, sind Aufwendungen für 
die Leistungen beihi lfefähig, die den in Satz 1 genannten 
entsprechen, 

7 . eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige häusliche
Pflege. Bei e iner Pflege durch nahe Angehörige (§ 5 Abs . 4
Nr. 6) sind die folgenden Aufwendungen beihilfefähig
a) Fahrkosten (Nummer 9) ,
b) eine für die Pflege gewährte Vergütung bis zur Höhe des

Aus falles an Arbeitseinkommen, wenn wegen der Aus­
übung der Pflege eine mindestens halbtägige Erwerbstä­
tigkeit aufgegeben wird ; eine an Ehegatten und Eltern
des Pflegebedürftigen gewährte Vergütung ist nicht bei­
hilfefäh ig .
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Im übrigen wird für die ständige häus:iche Pflege durch 
einen nahen Angehilr: ..;en eine Beihilfe von 400 DM monJ.t­
lich gewährt, wenn b�im Pflegebedürll igen nach dem Zn1 1;­
n i ,  eines Amts - oder Vert rauens,1rzrn cl ,e  Voraussctzun;;en 
für e ine dauernde Unterbringung nach § 9 vorliegen und 
diese durch eine häusl iche Pflege vermieden wird, der not­
wendige Einsarz einer Berufs- oder Ersatzpflegekraft en t ­
fäll t  und keine oder  keine höhen: Beihilfe nach Satz 2 Buch­
s tJbe b zusteht . ''· ) SJ.tz } g i l t  nidn, -.,e rm aus  demselben 
Anb1; .rnfgrund gö,ul ichcr Ansprüche häusliche Pflege­
hilfe oder an deren Stelle eine Cddlcistung gewährt wird . 

8. eine Familien- und Haushaltshi l fe bis zum Betrage von
9 DM stündli ch ,  j edoch nicht mehr als 54 DM täglich .  Vor­
ausset2.ung ist, daß die Hilfe zur Weiterführung des Haus ­
halt, c:incs Beih ilfebnechtigten während stat iünärcr U nt,'r­
bringung (Nummer fJ, § 9) des den HJusha l t  führenden,
nicht oder nur geringfügig erwerbstätigen berücks1chti„
gungsfahigen Familienangehörigen oder Beihi lfeberechtig­
ten erforderlich ist, weil der Beih i l feberecht igte selbst pfle ­
gc:bedürftig i s t  oder  im Haushalt mindestens ein Kind unter
fünizchn J.Ü1ren oder ein pflegebedürftiger berüc ksichti­
gung,f.ih igcr oder ;e tb,t  be ih iltcbcrcchu�;tcr t\ngchöngn
vcrhlc ibt und c in,  andere 1m H .rnsh.1 l t  lebende Pnson dm
H1usl1 -1 l t  n icht wci tnrühren bnn.  D ie s  gilt m besondi:rcn
Fallei; .1ucl1 fü r die ersten sieben Tage r:J�h Ende der st,Hl< ) ­
n.ir,· n  C nterbr i n ;ung ,ow i e  be i  Al l.: rn,t,:h ,·nden, wenn c i ,, c
Hi l fe z ur Füh run,;  de:; H aushalts crfoder l id1 i s t .  :< u m ­
n H,'r -. �-1tz � �� i i t  i: 1 1 t ·� r rcchcnd .  \'fcn.! �: n  .1. 1htc l lc 1._L:_' r h ... ·
,ch,it : 1 �ung  , , n c· r  F.1n, ; l : cn-- u : , d  i- -L i , 1 , !ul t, h r lk  l--. 1 11dc 1  1 1 , 1
t n  : ,� n t L chn  Jahren oder p flegdwdu 1 tti gc bcruc ksi ,_ h t 1 -
gung,t .1 h 1ge oder ,clbst beih i lfebrn:cht i c;te :\ngehongc ; n
einem Heim oder in e rn c'm frernden Hausha l t  untag�­
bracht ,  so  ,ind die Aufwendungen hier!ür 61s zu den sonst
notwendigen Kom·,; ,, iner  F.1mi l ii:11- und l-husha l t shdfc
beih i } f.:Lihig. Die '.\ (1 -, tcn fii r e ine l) r; tcrl-· r ingun ,½ i n1 f - -I .1 1 1 '. ·

hal t  e ines  nah ,,n  ,\n ,:ci ,örigcn (§  5 c\h:, 4 ]\;r, 6) s i nci n , 1 1
Ausnahme der  Fahrkosten (Nummer 9) n i ch t  bei hdiefa­
hig,

9. die Beförderung  bei l n ., nspruchnah rr,e ärztlicher, zahnirzt­
licher Leistungen 1, nd Kr.rnkenh,wsle:stungen sowie bei
I-{cdbt"h1ndlun;-�cn (:'� 1J 1n 1n;..�r :� ) unti <i r e in.._, erfi_ rdcr l i 1_'ill'
Eegicitun::;  b l s  zur I-ivhe der  Ko�tcn Jcr n iedr ig�tcn K!as,,c
regclmäf; ig verkehrender Bdördcrungsmitte ! sowie di� Ge­
packbeförderung. Hohere Beförderungskosten dürfen ndn
berücksichtigt werdrn . Eine Ausnahme ist bei Retwngs·
fahrten oder d ann zulässig, wenn eine andenveitige Beför­
dtrui;g  wegen der Schwere: oder Eigenart einer bestimmten
Erkrankung oder  cinr:r Beh inderung unvermeidbar war Die
med izinische Notwendigkeit dlc!r Jnd,:rweitigen Beförde­
rung ist dun:h eine auf die konkreten Umstände im Einzel­
fal l  bezogene Bescheinigung des behandelnden Arztes nach­
zuweisen. Wird i n  diesen Fällen ein privater Personenkraft­
wagen b enutzt, ist höchstens der in § 6 Abs, 1 Satz 1 Nr. 4
des Bundesreisekos tengesetzes genannte Betrag beihi !fefä­
hig.
Nicht beihilfefäh ig  sind Aufwendungen für
a) die Beförderung weiterer Personen sowie des Gepäcks

bei Benutzung privater Personenkraftwagen,
b) die Benutzung privater Personenkraftwagen sowie regel­

mäßig verkehrender Beförderungsmittel am \Y/ ohn­
(Aufenthal ts - )ort oder in dessen Einzugsgebiet im Sinne
des Bundesumzugskostengesetzes,

) tr i tt  am l .  Li n u ,n ! '·N l 1 1 \ i\.. r Jh .  

c) d ie Mehrkosten der Beförderung zu einem anderen als
dem n :ichstgelegenen Ort, an dem eine geeignete Be­
handlung möglich ist ,

d) die Kcstcn einer Rückbefö rderung wegen Erkrankung
während einer Urlaubs- oder anderen privaten Reise,

1 0. a) Unterkunft bei notwendigen auswärtigen ambulanten 
ärztl ichen Leistungen bis zum Höchstbetrag von 25 DM 
täglich. Ist eine Begleitperson erforderlich, so sind deren 
Kosten für Untcrkunlt ebenfalls bis zum Höchstbetrag 
von 25 DM täglich bcih i l fcfahig. Die Vorsch rift findet 
bei einer Heilkur oder kurähnlichen Mal.lnahmen keine 
Anwendung, 

b) Unterkunft und Verpflegung bei einer ärztlich angeord­
neten Heilbehandlung, die eine Heimunterb ringung er­
forderlich macht, insgesamt bis zu 1 7  DM täglich ;  in den
Fäl1en der Nummer 3 letzter Satz insgesamt bis zu
10 DM täglich,

1 1 .  Organspender, wenn der Empfänger Beihi lfeberechtigter 
oder berücksichtigungsfähiger Angehöriger ist, im Rahmen 
der Nummern l bis }, 6, 8 bis 1 0, soweit sie bei den für die 
Transplantation notwendigen Maßnahmen entstehen; bei­
hilfetihig i s t  auch der vom Organspender nachgewiesene 
Ausfall an Arbeitseinkommen. Dies gilt aud1 für als Organ­
spender Yorgesehene Personen, wenn sich herausstellt, daß 
sie als Organspender nicht in Betracht kommen, 

12 . eine behördlich angeordnete Entseuchung und die dabei
verbrauchten Stoffe ,

(2) Der  Bundesmi nister des Innern kann die Bc· ihi lfefahigkeit
von Aufwendungen für eine U ntersuchunl,; oder Behandlung 
nach einer wissenschaftl i ch n icht  allgemein anerkannten Me­
thode begrenzen oder aussch liden. 

(3) Der Bundesmini ster des Innern kann die Beihi lfefähigkeit
der A ufwendungen für best immte ir7,t l ichc und z. .1hrürztl iche 
Leistungen , 1 ,'. ,hesundcre der K icfr ronhop:id ie .  vom Vorliegen 
von l ml i btioncn ,1 blüngig n1 ,1crcn .  Vor.iussetzung für die Bci­
h i lfdih igkc: 1 :  der Aufwendungen  fü r kiefe rorthopädische Lei­
s tungen ist d:e Vorlage e ines Hei l - und Kostenpl1nes .  

(-1 )  Der Dundesmin ister des Innern kann die Beihi ifefahigkeit 
der Aufw,:n , iur-igcn rnssch l ic l ; ,.n fü r 
1 .  Arznc:rn , 1 tc- l ,  J ic ih rer Zweckbes t immung tLh h üh l id1cr­

wnsc Liu �.cri ngh;gigrn Ccsundheit:>stör�ng ,'n  verordnet 
werden, 

2 . unwimcluftliche Arzneimittel ,
} , Heilbehandlungen und Hi lismittel von geringem oder um­

strittenem therapeutischen :\' utzen oder geringem Abgabe­
pre i s .  
Er kJnn fernn die Bcihi ifefahigkcit der Aufwendungen für 
die in Absatz l Nr. 3 Satz 2 bezeichneten Heilbehandlungen 
begrenzen. 

§ 7
Beihilfefahige A ufwendungen bei Sanatoriumsbehandlung 

( 1 )  Aus Anlaß einer Sanatoriumsbehandlung sind beihilfefä­
hig die Aufwendungen 
1 .  nach § 6 Abs, 1 Nr, 1 bis 3, 
2 ,  für Unterkunft, Verpflegung und Pflege bis zur Höhe des 

n iedrigsten Satzes des Sanatoriums. Für Begleitpersonen von 
Schwerbehinderten ,  deren Notwendigkeit behördlich festge­
stellt ist , sind die Aufwendungen für Unterkunft und Ver­
pflegung bis zu 70 vom Hundert des niedrigsten Satzes des 
Sanatoriums beih ilfefähig; Voraussetzung ist eine Bestäti­
gung des Sanatoriums, daß für eine erfolgversprechende Be­
handlung eine Begleitperson notwendig  ist, 
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3 .  nach § 6 Abs. 1 Nr. 8 mit Ausnahme des Satzes 3 ,  
4 . nach § 6 Abs. 1 Nr. 9,
5. für die Kurtaxe, ggf. auch für die Begleitperson,
6. für den ärztl ichen Schlußbericht.

(2) Die Aufwendungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 sind nur
dann beihi lfefähig, wenn 
1. nach amts- oder venrauensärztlichem Gutachten die Sanaco­

riumsbehandlung notwendig ist und nicht durch eine andere
Behandlung mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzt werden
kann,

2 . die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vorher anerk.rnnt
hat .

(3) Eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist nich t zulässig,
wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen Kalender­
jahren bereits eine als beihi lfefähig anerkannte Sanatoriumsbe­
handlung oder Heilkur durchgeführt und beendet worden ist. 
Von der Einhaltung der Frist darf nur abgesehen werden 
1 .  nach einer schweren, einen Krankenhausaufenthal t  erfor­

dernden Erkrankung, 
2 .  in Fällen, in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur 

stationären Behandlung in einem Sanatorium geboten is t ;  in 
diesen Fällen ist der Antrag auf Anerkennung der fü1hi l fefä­
h igkeit unverzüglich nachzuholen, 

3 . bei schwerer chronischer Erkrankung, wenn nach dem Gut­
achten des Amts- oder Vertrauensarztes aus zwingenden
mediz inischen Gründen eine Sanatoriumsbehandlung in  ei­
nem kürzeren Zeitabstand notwendig ist .

(4) Sanatorium im Sinne dieser Vorschrift ist e ine Kranken­
anstalt, die unter ärztlicher Leitung besondere Heilbeh1nd lun­
gen (z .  B .  mit Mitteln physikalischer und diätetisc her  Therap ie) 
durchführt und in der d ie  dafür e rforderl ichen Einrichtungen 
und das dafür erforderl iche Pflegepersonal vorhanden s ind .  

§ 8

Beihilfr:f.ihigc Aufü.:endungen hei Heilkur 

( 1 )  Aufwendungen für e ine Hei l ku r  s ind n u r  be ih i l fef:ih ig  fü r 
Beamte und Richter (§ 2 A bs .  l Nr. 1 ) .  

( 2 ) A us An!JI\ e iner Hei lkur  s i nd  bei h i l fefahw d i e  \u t'C\ cn-
dungen 

,., 

l .  nach § 6 Abs .  1 :'--'r .  l b i s  3 ,
2 . für Unterkunft und  Verpfh:gu ng fü r  höchsten s dreiE ig  Ka­

lendertage e inschlie11 l ic h der Rei setage b i s  zum Betrage von
30 DM tägl ich ,  für Begleitpersonen  von Schwerbehinderten,
deren Notwendigkei t  behördl ich fes tgeste l l t  ist ,  bis zum Be­
t rage von 25  DM täg l ic h ,

3 . nach § 6 Abs .  1 Nr.  9 ,
4. für d i e  Kurtaxe, ggf. auch für die Begleitperson,
S . iür den ärzt l ichen Schlußbericht .

(3) Die  Aufwendungen nach Abs.Hz  2 Nr.  2 b is  5 sind nur
l1Jnn beih i l fdähig, wenn 
1 .  nach amts- oder venrauensärztlichem Gutachten die Hei lkur 

zur Wiederherstellung oder Erhaltung der Dienstfähigkeit 
nach einer schweren E rkrankung erforderlich oder bei einem 
erheblichen chronischen Leiden eine balneo- oder klimathe­
rapeutische Behandlung zwingend notwendig ist und nicht 
durch andere Heilmaßnahmen mit gleicher Erfolgsaussicht, 
insbesondere nicht durch eine andere Behandlung am Wohn­
ort oder in seinem Einzugsgebiet im Sinne des Bundesum­
zugskostengesetzes, ersetzt werden kann,  

2 . d ie  Festsetzungsstelle d ie  Beihilfefähigkeit vorher anerkann t
lut .

(4) D ie Anerkennung der  Beihilfefäh igkeit der Aufwendun­
gen einer Hei lkur i s t  nicht zuläss ig, 
1 . wenn der Beihilfeberechtigte in den dem Antragsmonat vor­

ausgegangenen drei Jahren nicht ununterbrochen im öffent­
lichen Dienst beschäftigt gewesen ist .  Eine Beschäftigung gi lt
nicht .1ls unte rbrochen wiihrend eines Erziehungsurlaubs so­
wie während einer Zeit, in  der der Beih ilfeberecht igte ohne
Dienstbezüge beurlaubt war und die oberste Dienstbehörde
oder die von ihr bestimmte Stelle anerk.rnnt hat, daß der
Urlaub dienstl ichen Interessen oder öf�entl ichcn Belangen
dient (§ 3 1  Abs . 2 Bundesbesoldungsgesetz),

2 .  wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen Kalen­
derjahren bereits eine als bcihilfdähig anerkann te Sanatori­
umsbehand lung oder Heilkur durchgeführt und beendet 
worden ist . Von der Einhaltung der Frist darf nur abgesehen 
werden bei schwerem chronischen Leiden, wenn nach dem 
Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes aus zwingenden 
medizinischen  Gründen eine Heilkur in einem kürzeren 
Zeitabstand notwendig i � t ,  

3 .  n ach Stellung des Antrags auf Entl assung, 
4. wenn bekannt ist ,  d:if\ das Dienstverhältnis \'Or Ablauf eines

Jahres n.1ch Durchführung der Heilkur enden wird, es sei
denn, da/\ d ie Heilkur wegen der Folgen einer Dienstbeschä­
digung durchgeführt wird,

S . solange der Beihilfeberechtigte vorläufig  des Dienstes entho­
ben ist .

(5) Bei Anwendung des Absatzes 4 Nr. 1 steht die Zeit der
Tätigkeit bei 
1 .  Fraktionen des Deutschen Bundestages und der Landtage, 
2 .  Zuwendungsempfängern, die zu meh r als 50 vom Hundert 

aus öffentl ichen Mi tte ln unterhalten werden und das Beihil­
ferecht des Bundes oder eines Landes anwenden 

der Dienstze i t  im öffl'nti ichen Dienst g le ich .  

(6) Hei lkur im S inne dieser Vorschrift i s t  eine Kur, die unter
ärztlicher Le i tung nach e inem Kurplan in einem im Heilkuror­
tcvcrzc ichn i s  (An lage 3 ;  enthaltenen Kurort du rchgeführt wird; 
d ie Unterkun ft muß sich im Kurort befinden und o rtsgebu nden 
sein .  

§ 9
Bcihlijeri1hige A ufwendungen 

bez dauerr;der A nstaltsunterbrz'ng1mg 

( 1 )  Aus  An l .i l s  e iner  " cgcn Pfl egcbed ürtt igkc i t  notwend igcn 
dauernden U n t c rbr ingung körperl i ch oder geist ig Kran ker in 
K ranken- ,  H -:i l - oder Pflegc:in s ta l tcn sowie Pflegeht· imcn s ind 
neben anderen beih i l frfah igen Auhcnd ungen .1bwcichend von 
§ 6 Abs .  1 Nr .  6 d ie  Kostt1n für Unterkunft und Verp flegung b i s
zum n iedr ig s ten Satz i n  den  für  d ie  Unterbr ingung i n  Betracht
kommenden ö ffrn c l ichen uder fre ien gemeinnützigen Anstalten
oder Pflegeheimen Jm Ort der U ncerbr ingung oder in seiner
n:ichstcn Umgebung inso•.n1 t  hc ih i lfef:ih ig, a ls s ie monatl ich
folgende Bet räge übersteigen ·

1 .  Bei Bcihi lfeberecht igten mi t  e inem Angehörigen 200 DM,  bei 
Beih i l febcrechtigten mit zwei oder drei Angehörigen 
1 75 DM, bei Bc ih i l feberecht igten mit mehr als d rei Angehö­
rigen 1 50 DM, wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn 
mehr als eine Person dauernd untergebracht i s t ,  

2 .  bei Alleinstehenden bei  geistiger Krankhei t  80 vom Hundert, 
bei körperl icher Krankheit 60 vom Hunden der Dienst- oder 
Versorgungsbezüge sowie der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenvers icherungen und aus einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des öffen tl ichen 
Dienstes, 
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3. bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfeberechtigten
und aller berücksichtigungsfähigen Angehörigen 60 vom
Hundert der Dienst- oder Versorgungsbezüge sowie der
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen und aus
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
für Angehörige des öffentlichen Dienstes.

Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die nach § 3 
Abs. 1 zu berücksichtigen oder nach § 4 Abs. 3 nur deshalb 
nicht zu berücksichtigen sind, weil sie selbst beihilfeberechtigt 
sind. 

(2) Eine dauernde Unterbringung ist anzunehmen, wenn
nach dem Zeugnis eines Amts- oder Vertrauensarztes mit einer 
Beendigung der Pflegebedürftigkeit nicht mehr zu rechnen ist. 
Die Beihilfe nach Absatz l wird gewährt, sobald der Amts- oder 
Vertrauensarzt das Zeugnis erteilt. Sie wird für die Zeit seit 
Beginn der nicht wesentlich unterbrochenen Unterbringung ge­
währt, wenn für diese Zeit keine Beihilfe nach§ 6 Abs. 1 Nr. 6 
zusteht. 

§ 10
Beihilfefa"hige Aufwendungen bei Vorsorgemaßnahmen 

(1) Aus Anlaß von Maßnahmen zur Früherkennung von
Krankheiten sind die folgenden Aufwendungen beihilfefähig 

1. bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres
die Kosten für Untersuchungen zur Früherkennung von
Krankheiten, die eine körperliche oder geistige Entwicklung
des Kindes in nicht geringfügigem Maße gefährden,

2. bei Frauen vom Beginn des zwanzigsten, bei Männern vom
Beginn des fünfundvierzigsten Lebensjahres an die Kosten
für jährlich eine Untersuchung zur Früherkennung von
Krebserkrankungen,

3. bei Personen von der Vollendung des fünfunddreißigsten
Lebensjahres an die Kosten für eine Gesundheitsuntersu­
chung, insbesondere zur Früherkennung von Herz-, Kreis­
lauf- und Nierenerkrankungen sowie der Zuckerkrankheit.
Diese Aufwendungen sind jedes zweite Jahr beihilfefähig,

nach Maßgabe der hierzu ergangenen Richtlinien des Bundes­
ausschusses der Ärzte und Krankenkassen. 

(2) Beihilfefähig sind Aufwcndung�n für prophylaktische
zahnärztliche Leistungen n.1ch den Nummern 100 bis 102 und 
200 des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für 
Zahnärzte bis zur Vollendung des 21. L:bensjahres. 

(3) Beihilfdähig sind Aufwendungen für Schutzimpfungen,
ausgenommen jedoch solche .rns :\nL1i\ priv.na Reisen in Ge­
biete .tulkrhalb der Bundesrepublik Deutschl.md. 

§ 11
Beihilfefdhige A11fwendungen bei Gehurt 

(1) Aus Anlaß einer Geburt sind beihilfcLihig die Aufwen-
dungen 

1. für die Schwangerschaftsüberwachung,
2. entsprechend § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 6, S und 9,
3. für die Hebamme,
4. für eine Haus- und Wochenpflegekraft bei Hausentbindung

oder ambulanten Entbindung in einer Krankenanstalt bis zu
zwei Wochen nach der Geburt, wenn die Wöchnerin nicht
bereits wegen Krankheit von einer Berufs- oder Ersatzpfle­
gekraft nach§ 6 Abs. 1 Nr. 7 gepflegt wird; § 6 Abs. 1 Nr. 7
Satz 2 ist anzuwenden,

5. entsprechend § 6 Abs. 1 Nr. 6 für das Kind.

(2) Für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung jedes le­
bend geborenen Kindes wird eine Beihilfe von 250 DM gewährt. 
Dies gilt auch, wenn der Beihilfeberechtigte ein Kind, das das 
zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, annimmt oder mit 
dem Ziel der Annahme in seinen Haushalt aufnimmt und die zur 
Annahme erforderliche Einwilligung der Eltern erteilt ist. Sind 
beide Elternteile beihilfeberechtigt, wird die Beihilfe der Mutter 
gewährt. 

§ 12
Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen 

(1) In Todesfällen wird zu den Aufwendungen für die Lei­
chenschau, den Sarg, die Einsargung, die Aufbahrung, die Ein­
äscherung, die Urne, den Erwerb einer Grabstelle oder eines 
Beisetzungsplatzes, die Beisetzung, die Anlegung einer Grab­
stelle einschließlich der Grundlage für ein Grabdenkmal eine 
Beihilfe bis zur Höhe von 1 300 DM, in Todesfällen von Kin­
dern bis zur Höhe von 850 DM gewährt, wenn der Beihilfebe­
rechtigte versichert, daß ihm Aufwendungen in dieser Höhe 
entstanden sind. Stehen Sterbe- oder Bestattungsgelder auf­
grund von Rechtsvorschriften, aus einem Beschäftigungsver­
hältnis oder aus einer im Sterbemonat nicht ausschließlich durch 
eigene Beiträge finanzierten Krankenversicherung oder Scha­
denersatzansprüche von insgesamt mindestens 2 000 DM zu, so 
beträgt die Beihilfe 650 DM, beim Tod eines Kindes 425 DM; 
stehen Ansprüche von insgesamt mindestens 4 000 DM zu, wird 
keine Beihilfe gewährt. Soweit wegen Gewährung von Sterbe­
oder Bestattungsgeldern Schadenersatzansprüche kraft Gesetzes 
übergehen, werden diese Schadenersatzansprüche nicht neben 
den Sterbe- oder Bestattungsgeldern im Sinne des Satzes 2 bei 
der Bemessung der Pauschalbeihilfe berücksichtigt. Bestat­
tungsgeld nach §§ 36 oder 53 Bundesversorgungsgesetz bleibt 
unberücksichtigt. 

(2) Ferner sind beihilfefähig die Aufwendungen für die Über­
führung der Leiche oder Urne bis zur Höhe der Kosten einer 
Überführung an den Familienwohnsitz im Zeitpunkt des Todes, 
höchstens jedoch für eine Entfernung von siebenhundert Kilo­
metern. 

(3) Verbleibt mindestens ein pflegebedürftiger berücksichti­
gungsfähiger oder selbst beihilfeberechtigter Familienangehöri­
ger oder ein berücksichtigungsfähiges Kind unter fünfzehn Jah­
ren im Haushalt und kann dieser beim Tode des den Haushalt 
allein führenden Beihilfebert'chtigten oder berücksichtigungsfä­
higen Angehörigen nicht durch eine andere im Haushalt lebende 
Person weitergeführt werden, so sind die Aufwendungen für 
eine Familien- und Haushaltshilfe in entsprechender Anwen­
dung des§ 6 Abs. 1 Nr. 8 bis zu sechs Monaten, in Ausnahme­
fallen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde bis zu einem 
Jahr bcihilfefahig. 

§ Ll
Beihilfeftihlge, außerhalb der 811ndesrepublik De11tschland 

entstandene Aufwendungen 

(1) Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandene
Aufwendungen sind nur bcihilfefähig, wenn es sich um Aufwen­
dungen nach § 6 und §§ 9 bis 12 handelt und nur insow·cit und 
bis zu der Hohe, wie sie in der Bundesrepublik Deut,chland 
beim Verbleiben am Wohnort entstanden und beihilfefähig ge­
wesen wären. 

(2) Aufwendungen nach Absatz 1 sind ohne Beschränkung
auf die Kosten in der Bundesrepublik Deutschland beihilfefä­
hig, 
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1. wenn sie bei einer Dienstreise eines Beihilfeberechtigten ent­
standen sind, es sei denn, daß die Behandlung bis zur Rück­
kehr in die Bundesrepublik Deutschland hätte aufgeschoben
werden können,

2. wenn die Beihilfefähigkeit vor Antritt der Reise anerkannt
worden ist. Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kommt
ausnahmsweise in Betracht, wenn durch ein amts- oder ver­
trauensärztliches Gutachten nachgewiesen ist, daß die Be­
handlung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zwin­
gend notwendig ist, weil hierdurch eine wesentlich größere
Erfolgsaussicht zu erwarten ist. Die Anerkennung der Beihil­
fefähigkeit von Aufwendungen, die im Zusammenhang mit
kurähnlichen Maßnahmen entstehen, ist ausgeschlossen.

(3) Aus Anlaß einer Heilkur außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland entstandene Aufwendungen mch § S Abs. 2 Nr. 2 
bis 5 sind ausnahmsweise beihilfefähig, wenn 
1. durch das amts- oder vertrauensärztliche Gutachten nachge­

wiesen wird, daß die Heilkur wegen der wesentlich grö!\eren
Erfolgsaussicht außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
zwingend notwendig ist, und

2. der Kurort im Heilkurorteverzeichnis (Anlage 4) aufgeführt
ist und

3. die sonstigen Voraussetzungen des § 8 vorliegen.
Die Aufwendungen nach § 8 Abs. 2 Nr. l, 3 bis 5 sind ohne 
Beschränkung auf die Kosten in der Bundesrepublik Deutsd1-
land beihilfefähig. 

(4) Für die Aufwendungen der Überführung einn Leiche
oder Urne findet § 12 Abs. 2 Anwendung. 

§ l4
Bemessung der Beihilfen 

(1) Die Beihilfe bemißt sich nach einem Vomhundertsatz der
beihilfcfähigen Aufwendungen (Bemessungssatz). Der Bemes­
sungssatz beträgt für Aufwendungen, die entstanden sind für 
1. den Beihilfeberechtigten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

sowie für den entpflichteten Hochschullehrer
50 vom Hundert, 

2. den Empfänger von Versorgungsbezügen, der als
solcher beihilfcberechtigt ist 70 vom Hundert, 

3. den berücksichtigungsfähigen Ehegatten 70 vom Hundert,
4. ein berücksichtigungsfähiges Kind sowie

eine Waise, die als solche beihilfebcrcchtigt ist
80 vom Hundert. 

Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfahig, beträgt der 
Bemessungssatz für den Beihilfebaechtigtrn nach Nummer 1 
70 vom Hundert; bei mehreren Beihilfrbaechtigten betrigt der 
Bemessungssatz nur bei einem von ihnen zu, bestimm�,ndcn 
Berechtigten 70 vom Hundert, die Bestimmung ist unwiderruf­
lich. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten die Aufwen­
dungen 
1. nach§ 6 Abs. 1 Nr. 8 als Aufwendungen der stationär unter­

gebrachten Person,
2. einer Begleitperson als Aufwendungen des Begleiteten,
3. nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 als Autwendungen der Mut­

ter,
4. nach § 12 Abs. 3 als Aufwendungen der ältesten verbleiben­

den Person.
(3) Für beihilfefähige Aufwendungen, für die trotz ausrei­

chender und rechtzeitiger Versicherung wegen angeborener Lei­
den oder bestimmter Krankheiten aufgrund eines individuellen 
Ausschlusses keine Versicherungsleistungen gewährt werden 

oder für die die Leistungen auf Dauer eingestellt worden sind 
(Aussteuerung), erhöht sich der Bemessungssatz um 20 vom 
Hundert, jedpch höchstens auf 90 vom Hundert. 

(4) Bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen Krankenver­
sicherung mit der Höhe nach gleichen Leistungsansprüchen wie 
Pflichtversicherte erhöht sich der Bemessungss,1tz auf 
100 vom Hunden der sich nach Anrechnung der Kassenleistung 
ergebenden beihilfefähigen Aufwendungen. Dies gilt nicht, 
wenn sich der Beitrag nach der Hälfte des allgemeinen Beitrags­
satzes bemißt (§ 248 Abs. 2 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch), 
oder wenn ein Zuschuß, Arbeitgeberanteil oder dergleichen von 
mindestens 40 DM monatlich zum Krankenkassenbeitrag ge­
währt wird. 

(5) Für beihilfefahige Aufwendungen der in § 2 Abs. 1 und
§ 3 Abs. 1 bezeichneten Personen, zu deren Beiträgen für eine
private Krankenversicherung ein Zuschuß aufgrund von Rechts­
vorschriften oder eines Beschäftigungsverhältnisses mindestens
in Höhe von 80 D\1 monatlic-h gewährt wird, ermäßigt sich der
Bemessungssatz für den Zuschußempfänger um 20 vom Hun­
dert. Beiträge für Krankentagegeld- und Krankenhaustagegeld­
versicherungen bleiben außer Betracht.

(6) Die oberste Dienstbehörde kann den Bemessungssatz er­
höhen, 
l. wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädigung

entstanden sind,
2. wenn sich aus der Anwendung des § 5 Abs. 4 Nr. 4 Härten

ergeben oder
3. im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern in
besonderen Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung des streng­
sten Maßstabes anzunehmen sind.
Die oberste Dienstbehörde kann die Zuständigkeit nach Satz 1 
auf eine andere Behörde übertragen. 

§ 15
Begrenzung der Beihilfen 

(1) Die Beihilfe darf zusammen mit den aus demselben Anlafl
gewährten Leistungen aus einer Krankenversicherung, aufgrund 
von Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglicher Vereinbarun­
gen die dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht 
übersteigen. Hierbei bleiben Leistungen aus Kxankrntage- und 
Krankenhaustagegeldversicherungen unberücksichtigt. Dem 
Grunde nach beihilfefähig sind die in den §§ 6 bis 13 genannten 
Aufwendungen in tatsächlicher Höhe, für die im Einzelfall ein, 
Beihilte gewährt wird. Bei Anwendung des Satzes 1 bleiben 
Aufwendungen nach § 11 Abs. 2 sowie§ 12 Abs. 1 unberück­
sichtigt."') 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Leistungen sind durch Be­
lege nachzuweisen. Soweit Leistungen aus einer Krankenversi­
cherung nachweislich nach einem Vomhundertsatz bemessen 
werden, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich. In diesem Fall 
wird die Leistung der Krankenversicherung nach diesem Vom­
hundertsatz von den dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwen­
dungen errechnet. Der Sumne der mit einem Antrag geltend 
gemachten Aufwendungen ist die Summe der hierauf entfallen­
den Versicherungsleistungen gegenüberzustellen; Aufwendun­
gen nach §§ 8, 9 werden getrennt abgerechnet. 

§ 16
Beihilfen beim Tode des Beihilfeberechtigten 

(1) Der hinterbliebenc Ehegatte, die leiblichen Kinder und
Adoptivkinder eines verstorbenen Beihilfeberechcigten erhalten 

'') Zur AnwenJung V):I. Ziff. 1 des Rundschreibens vom � •. �, 1989 - D III 5 -
213 115-1/1. 
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Beihilfen zu den bis zu dessen Tod und aus An!af� des Todes 
entstandenen beihilfefähigen Aufwendungen .  Die Beihilfe be­
mißt sich nach den Verhäl tnissen am Tage vor dem Tode; für die 
Aufwendungen aus Anlaß d es Todes gilt § 1 2 .  Die Beihi lfe wird 
demjenigen gewährt, der die Originalbelege zuerst vorlegt; dies 
gilt auch für Aufwendungen aus Anlaß des Todes, für die abwei­
chend von § 12 Abs. 1 ebenfalls Ausgabebelege vorzulegen 
s ind. 

(2) Andere als  die in Absatz 1 genannten natürlichen Perso­
nen sowie juristische Personen erhalten die Beihilfe nach Ab­
satz 1 ,  soweit s ie die von dri tter Seite in Rechnung gestellten 
Aufwendungen bezahlt haben und die Originalbelege vorlegen .  
D i e  Beihilfe darf zusammen m i t  Sterbe- und  Bestattungsgeldern 
sowie sonstigen Leistungen, die zur Deckung der in Rtchnung 
gestellten Aufwendungen bestimmt s ind, die tatsach lich entstan­
denen Aufwendungen nicht übers teigen . 

§ 1 7
Vcrj:ihren 

( 1 )  Beihilfen werden auf schriftlichen Antrag des Be_ihilfebe­
rcchcigten gewährt; hierfür sind die vom Bundesminister des 
Innern herausgegebenen Formblätter zu verwenden. Aufwen­
dungen für Halbwaisen können zusammen mit den Aufwen­
dungen des Elternteils in einem Antrag geltend gemacht wer­
den. 

(2) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem Antrag
geltend gemachten Aufwendungen insgesamt mehr als 200 DM 
betragen. Erreichen die Aufwendungen aus zehn Mo�ate� d1�se
Summe nicht, so kann abweichend von Satz 1 auch h1erfur eine 
Beihi lfe gewährt werden, wenn diese Aufwendungen 30 DM 
übersteigen. 

(3) Beihi lfen werden nur zu den Aufwendungen gewährt, die
durch Belege nachgewiesen sind, soweit nichts anderes be­
stimmt ist. Würden mehreren Bcihilfebcrechtigten zu denselben 
Aufwendungen Beihilfen zustehen, so wird eine Beihilfe nur 
dem gewährt, der die Originalbelege zuerst vorlegt; dies gilt 
auch für die Gewährung von Beihilfen zu Aufwendungen für 
Halbwaisen. 

( 4 ) Die Beihilfeanträge sind unter Beifügung der Belege im
Regelfall über die Beschäftigungsdienststelle der Festsetzungs­
stelle vorzulege1,. Die bei der Bearbeitung der Beihilfen be­
kanntgewordenen Angelegenheiten sind gcheimzuhalten .  Sie 
dürfen nur für den Zweck verwandt werden, für den sie be­
kanntgegeben sind, es se i  denn, es besteht e ine  gesetzliche Be­
rechtigung oder  Verpflichtung zur Offenbarung oder der  Bei­
hilfeberechtigte oder der Angehörige ist damit schriftlich einver­
standen. 

(5) Als  Festsetzungsstell en entscheiden
1 . die obersten Dienstbehörden über die Anträge ihrer Bedien­

steten und der Le iter der ihnen unmi ttelbar nachgeordneten
Behörden,

2 .  die den obersten Dienst behörden unmittel bar nachgeordne­
ten Behörden über d ie Anträge der Bedien steten ihres Ge­
schäftsbereichs ,  

3 .  die Pensionsregel ungsbehörden über d ie Anträge der Versor­
gungsempi:inger .  

Die obersten Dienstbehörden können die Zus tändi�keit für i h ­
ren Geschäftsbere ich .\bweichcnd regdn.  

(6) Die Belege sind vor Rückgabe an den Beihil fcberecht igten
von der Festsetzungsstelle als für Beihilfezwecke verwendet 
kenntlich zu machen. 

(7) Dem Beihilfeberechtigten können Absch lagszahlungen
geleistet werden. 

(8) Die Beihilfe i s t  auf vol le Deutsche Mark nach unten abzu­
runden. 

(9) Ist in den F:illcn des § 7 Abs. 2 Nr.  2 und § 13 Abs. 2
Nr. 2 die vorherige Anerkennung der Beihi lfefähigkeit unter­
blieben, wird eine Beihilfe nur gewährt, wenn das Versäumnis 
entschuldbar ist und die sachlichen Voraussetzungen für eine 
Anerkennung der Beihilfefähigkeit nachgewiesen sind. 

( 10) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn der Beihilfebe­
rechtigte sie innerhalb einer Antragsfrist von einem Jahr nach 
Entstehen der Aufwendungen oder der ersten Ausstellung der 
Rechnung beantragt hat. Für den Beginn der Fris t  ist bei pau­
schalen Beihilfen nJch § 1 1  Abs. 2 der Tag der Geburt oder der 
Annahme als Kind, nach § 12 Abs. 1 der Tag des Ablebens und 
bei Aufwendungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 der Tag der Beendi­
gung der Heilkur maßgebend. 

§ 1 8
Übergangs- und Schlußvorschriften 

( 1 )  Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vorschrift 
vorhandenen Empfänger von Versorgungsbezügen nach § 2 
Abs .  1 Nr. 2 und d eren berücksichtigungsfähige Ehegatten so­
wie Witwen und Witwer (§ 2 Abs .  1 Nr. 3) und die in § 6 1  
Abs . 2 Satz 2 ,  3 Beamtenversorgungsgesetz bezeichneten W ai­
sen findet § 15 keine Anwendung, wenn diese Personen in dem 
genannten Zeitpunkt in einem Festkostentarif einer privaten 
Krankenversicherung versichert sind und solange d ieser Tarif 
beibehalten wird. 

(2) Für Personen, die am 3 1 .  März 1 959 nicht versichert wa­
ren, das 60. Lebensjahr zu diesem Zeitpunkt vollendet und bis 
zum 3 1 .  Dezember 1 959 nachgewiesen hatten, daß sie von kei­
ner Krankenversicherung mehr .rnf?:cnommcn werden, könnrn 
die bisherigen, nach Nummer 1 3  Abs.  8 Ziff. 2 der Beihilfevor­
schriftcn vom 1 3 .  März 1 959  erhöhten Bemessungssätze auch 
weiterhin angewendet werden.  

(3) I s t  der Tod eines Beihi lfcberechtigten während einer
Dienstreise oder einer Abordnung oder vor der Ausführung 
e ines dienstl ich bed ingten Umzuges außerhalb des Familien­
wohnsitzes des Verstorbenen eingetreten, sind die Kosten der 
Überführung der Leiche oder Urne ohne die Beschränkung des 
§ 12 Abs. 2 bcihiliefähig; der Bemessungssatz für diese Kosten
beträgt 1 00 vom Hundert.

(4) § 2 Abs. 4 Nr. 3 und § 4 Abs. 4 gelten für Personen,
denen Leistungen nach § 1 9  des Gesetzes über die Rechtsver­
hältnisse der Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Berlin 
zustehen, nur dann, wenn s ie diese Leistungen in Anspruch 
nehmen. 

( 5 ) Der Bundesminister d es Innern regelt nach Anhörung des
Auswärtigen Amtes ,  mit welchen Abweichungen diese Verwal­
tungsvorschriften auf die ins Ausland abgeordneten Beamten 
und die Beamten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland anzu­
wenden s ind .  

(6) Der Bundesminister des Innern regelt nach Anhörung des
Chefs des Bundeskanzleramtes, mit welchen Abweichungen 
diese Verwaltungsvorschriften auf die Beamten anzuwenden 
sind, die im Amtsbereich der Ständigen Vertretung der Bundes­
republik Deutschland bei der Deutschen Demokratischen Re­
publik tätig sind. 

(7) Diese Verwaltungsvorschriften gelten nicht für die Deut­
sche Bundesbahn. 

(8) Der Bundesminister für Post und Telekommunikation
kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern für 
die A-Mitglieder der Postbeamtenkrankenkasse besondere Vor­
schriften erlassen.  
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Psychotherapeutische Behandlungen und Maßnahmen 
der psychosomatischen Grundversorgung 

Anlage 1 
(zu § 6 Abs. 1 Nr. 1 BhV) 

1. Im Rahmen des§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BhV sind Aufwen­
dungen für ambulante psychotherapeutische Behandlungen
und Maßnahmen der psychosomatischen Grundversorgung
nach den Nummern 845 bis 865 des Gebührenverzeichnis­
ses für ärztliche Leistungen, Anlage zur Gebührenordnung
für Ärzte (GOÄ), sowie den analogen Bewertungen A 870
und A 871 hierzu, nach Maßgabe der folgenden Nummern 2
bis 6 beihilfefähig.
Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für psychothera­
peutische Behandlungen im Rahmen einer stationären
Krankenhaus- oder Sanatoriumsbehandlung wird hierdurch
nicht eingeschränkt.

2. Tie�enpsychologisch fundierte und analytische Psychothe­
rapie

2.1 Aufwendungen für psychotherapeutische Behandlungen 
der tiefenpsychologisch fundierten und der analytischen 
Psychotherapie nach den Nummern 860 bis 865 des Gebüh­
renverzeichnisses der GOÄ sind nur dann beihilfefähig, 
wenn 

bei entsprechender Indikation die Behandlung der Bes­
serung oder der Heilung einer seelischen Krankheit 
dient, und 
beim Plticnten nach Erhebung der biographischen Ana­
mnese ggf. nach höchstens fünf probatorischen Sitzun­
gen die Voraussetzungen für einen Behandlungserfolg 
gegeben sind, und 
die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die 
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen aufgrund der Stel­
lungnahme eines vertrauensärztlichen Gutachters zur 
Notwendigkeit und zu Art und Umfang der Behandlung 
anerkannt hat. 

Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, be­
ruflichen oder sozialen Anpassung, z.B. zur Berufsförde­
rung oder zur Erziehungsberatung, bestimmt sind, sind 
nicht beihilfefähig. 

Die Aufwendungen für die biographische Anamnese (Num­
mer 860 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ) und höch­
stens fünf probatorische Sitzungen sind beihilfefähig. 

2.2 Indikationen zur Anwendung tiefenpsychologisch fundier-
ter und analytischer Psychother;1pie sind nur: 

psychoncurotische Störungen (z.B. Angstneurosen, 
Phobien, neurotische Depressionen, Konversionsneuro­
sen), 
vegetativ-funktionelle und psychosomatis..:he Störungen 
mit gesii:herter psychischer Ätiologie, 
Abhängi�keit von Alkohol, Drogen oder Medikamen­
ten nach rnrangegangencr Entgiitungsbeh.mdlung, 
seelische Behinderung aufgrund frühkindlicher emotio­
naler Mangelzustände, in Ausnahmefällen seelische Be­
hinderungen, die im Zusammenhang mit frühkindlichen 
körperlichen Schädigungen oder Mißbildungen stehen, 
seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer 
Krankheitsverläufe, sofern sie noch einen Ansatz für die 
Anwendung von Psychotherapie bietet (z.B. chronisch 
verlaufende rheumatische Erkrankungen, spezielle For­
men der Psychosen), 

seelische Behinderung aufgrund extremer Situationen, 
die eine schwere Beeinträchtigung der Persönlichkeit 
zur Folge hatten (z.B. schicksalhafte psychische Trau­
men), 
seelische Behinderung als Folge psychotischer Erkran­
kungen, die einen Ansatz für spezifische psychothera­
peutische Interventionen erkennen lassen. 

2.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in dem 
Umfang beihilfefähig, als deren Dauer je Krankheitsfall die 
folgenden Stundenzahlen nicht überschreitet: 

bei tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie 
50 Stunden, bei Gruppenbehandlung 40 Doppelstun­
den, darüber hinaus in besonderen Fällen nach einer 
erneuten eingehenden Begründung des Therapeuten und 
der vorherigen Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 
weitere 30 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 
20 Doppelstunden; 
bei analytischer Psychotherapie 80 Stunden, bei Grup­
penbehandlung 40 Doppelstunden, darüber hinaus nach 
jeweils einer erneuten eingehenden Begründung des 
Therapeuten und der vorherigen Anerkennung entspre­
chend Nummer 2.1 weitere 80 Stunden, bei Gruppenbe­
handlung weitere 40 Doppelstunden, in besonderen 
Ausnahmefällen nochmals weitere 80 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung weitere 40 Doppelstunden; 
bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer 
Psychotherapie von Kindern 90 Stunden, bei Gruppen­
behandlung 60 Doppelstunden, darüber hinaus nach ei­
ner erneuten eingehenden Begründung des Therapeuten 
und der vorherigen Anerkennung entsprechend N um­
mer 2.1 weitere 60 Stunden, bei Gruppenbehandlung 
weitere 30 Doppelstunden; 
bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer 
Psychotherapie von Jugendlichen 120 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung 60 Doppelstunden, darüber hinaus 
nach einer erneuten eingehenden Begründung des The­
rapeuten und der vorherigen Anerkennung entspre­
chend Nummer 2.1 weitere 60 Stunden, bei Gruppenbe­
handlung weitere 30 Doppelstunden; 
bei einer die tiefenpsychologisch fundierte oder analyti­
sche Psychotherapie von Kindern und Jugendlichen be­
gleitenden Psychotherapie ihrer Bezugspersonen im er­
forderlichen Umfang. 

2.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berechtigung 
zur Führung der Zusatzbezeichnung Psychotherapie oder 
Psychoanalyse durchgeführt werden. Der Arzt mit der Be­
reichsbezeichnung „Psychotherapie" kann nur tiefenpsy­
chologisch fundierte Psychotherapie (Nummern 860 bis 
862 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ) erbringen. Der 
Arzt mit der Bereichsbezeichnung „Psychoanalyse" oder 
mit der vor dem 1. April 1984 verliehenen Zus;1tzbezcich­
nung „Psychotherapie" kann zusätzlich analytische Psy­
chotherapie (Nummern 863, 864 des Gebührenverzeichnis­
ses der GOÄ) erbringen. Diese Ärzte können einen Di­
plompsychologen mit ,1bgeschlossener Zusatzausbildung in 
tiefenpsychologisc:h-fundiertcr und analytischer Psycho­
therapie an einem :inerk.rnntcn psychotherapeutischen Aus­
bildungsinstitut oder bei Kindern und Jugendlii:hen anstelle 
eines Diplompsycholo);cn einen Kinder- undju�cndlichen-
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Psychotherapeuten mit einer abgeschlossenen Zusatzausbil­
dung in psychoanalytisch begrundeten Therapieverfahren 
an einem anerkannten Ausbildungsinstitut zur Behandlung 
hinzuziehen. Im Rahmen der Hinzuziehung wird der Di­
plompsychologe oder Kinder- und Jugendlichen-Psycho­
ther:ipeut eigenverantwortlich und selbständig tätig. Uber­
gangsweise kann auch ein Diplompsychologe oder ein Kin­
der- und Jugendlichen-Psychotherapeut ohne diese Zusatz­
ausbildung zur Behandlung hinzugezogen werden, wenn er 
bereits vor dem 1. Oktober 1985 nachweislich mindestens 
sechs Jahre von einem Arzt zur Durchführung tiefenpsy­
chologisch fundierter oder analytischer Psychotherapie hin­
zugezogen und die Behandlung vor dem 1. Januar 1990 
begonnen wurde. Der Arzt kann die probatorischen Sitzun­
gen sowie notwendige Testverfahren nach den Nummern 
855 bis 857 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ durch 
einen entsprechend ausgebildeten Diplompsychologen oder 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten durchführen 
lassen. 

2.5 Wird die Behandlung durch einen in Nummer 2.4 bezeich­
neten Diplompsychologen oder Kinder- und Jugendlichen­
Psychotherapeuten durchgeführt, der die Leistungen un­
mittelbar gegenüber dem Patienten berechnet, können die 
Aufwendungen bis zu den nachstehenden Sätzen als beihil­
fefähig anerkannt werden: 

Anwendung und Auswertung projektiver Testverfahren 
mit schriftlicher Aufzeichnung, 
insgesamt = 127,00 DM 
Anwendung und A uswerrnng standardisierter 
Intelligenz- und Entwicklungstests mit 
schriftlicher Aufzeichnung, insgesamt = 63,50 DM 
Anwendung und Auswertung orientierender 
Testuntersuchungen, insgesamt = 20,40 DM 
Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie 
oder analytische Psychotherapie in Einzel­
behandlung, Dauer mindestens 50 Minuten 

= 121,40 DM 
Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie 
oder analytische Psychotherapie in Gruppen 
behandlung 
mit einer Teilnehmerzahl von 
höchstens acht Personen, Dauer mindestens 
100 Minuten, je Teilnehmer = 60,70 DM 
Eingehende psychotherapeutische Beratung 
der Bezugsperson von Kindern und jugendlichen 

3. Verhaltenstherapie
= 121,40 DM 

3.1 Aufwendungen für eine Verhaltenstherapie nach den analo­
gen Bewertungen A 870 und A 871 zum Gebührenverzeich­
nis der GOÄ sind nur dann beihilfefähig, wenn 

bei entsprechender Indikation die Behandlung der Bes­
serung oder der Heilung einer seelischen Krankheit 
dient und 
beim Patienten nach Erstellen einer Verhaltensanalyse 
und ggf. nach höchstens fünf probacorischen Sitzungen 
die Voraussetzungen für einen Behandlungserfolg gege­
ben sind und 
die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die 
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen aufgrund der Stel­
lungnahme eines vertraucnsärztlichcn Guuchters zur 
Notwendigkeit und zu Art und Umfang der Behandlung 
anerkannt h.ir. 

Von dem AnerkennungsH'ri:ihren ist .1bzusehen, wenn der 
Festsctzungsstelle n,1ch den prob,ltorischen Sitzungen die 
Feststellung des Ther.1peuten vorgelegt wird, d.11; bei Ein-

zelbchandlung die Beh.mdlung bei je mindestens SOminüti­
ger Dauer nicht mehr .1ls 10 Sitzungen sowie bei Gruppen­
behandlung bei je minclestcns 1 OOminütiger D.1uer nicht 

mehr als 20 Sitzungen erfordert. Muß in besonders begrün­
deten Ausnahmefällen die Behandlung über die festgestellte 
Zahl dieser Sitzungen hinaus verlängert werden, ist die Fest­
setzungsstelle hiervon unverzüglich zu unterrichten. Auf­
wendungen für weitere Sitzungen sind nur nach vorheriger 
Anerkennung durch die Festsetzungsstelle aufgrund der 
Stellungnahme eines vertrauensärztlichen Gutachters zur 
Notwendigkeit und zu Art und Umfang der Behandlung 
beihilfefähig. 
Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, be­
ruflichen oder sozialen Anpassung oder Förderung, z.B. 
Erziehungs-, Ehe- und Lebensberatung, bestimmt sind, 
sind nicht beihilfefähig. 
Die Aufwendungen für höchstens fünf probatorische Sit­
zungen einschließlich des Erstellens der Verhaltensanalyse 
.sind beihilfefähig. 

3.2 Indikationen zur Anwendung der Verhaltenstherapie sind 
nur: 

psychoneurotische Störungen (z.B. Angstneurosen, 
Phobien), 
vegetativ-funktionelle Störungen mit gesicherter psychi­
scher Ätiologie, 
seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer 
Krankheitsverläufe, sofern sie noch einen Ansatzpunkt 
für die Anwendung von Verhaltenstherapie bietet, 
seelische Behinderung aufgrund extremer Situationen, 
die eine schwere Beeinträchtigung der Persönlichkeit 
zur Folge hatten (z.B. schicksalhafte psychische Trau­
men). 

3.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in dem 
Umfang beihilfefähig, als deren Dauer je Krankheitsfall in 
Einzelbehandlung 

40 Sitzungen, 
bei Behandlung von Kindern und Jugendlichen ein­
schließlich einer notwendigen begleitenden Behandlung 
ihrer Bezugspersonen, 
50 Sitzungen 

nicht überschreiten. 
Bei Gruppenbehandlung mit einer Teilnehmerzahl von 
höchstens acht Personen und einer Dauer von mindestens 
100 Minuten sind die Aufwendungen für 40 Sitzungen bei­
hilfefähig. 

3.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berechtigung 
zur Führung der Zusatzbezeichnung Psychotherapie oder 
Psychoanalyse durchgeführt werden, wenn dieser den 
Nachweis erbringt, daß er während seiner Weiterbildung 
schwerpunktmäßig Kenntnisse und Erfahrungen in Verhal­
tenstherapie erworben hat. Diese Ärzte können einen Di­
plompsychologen mit einer mindestens dreijährigen, abge­
schlossenen Zusatzausbildung in Verhaltenstherapie an ei­
nem anerkannten Ausbildungsinstitut zur Behandlung hin­
zuziehen. Im Rahmen der Hinzuziehung wird der Diplom­
psychologe eigenverantwortlich und selbständig tätig. 
Übergangsweise kann auch ein Diplompsychologe zur Be­
handlung hinzugezogen werden, wenn er im Bereich der 
gesetzlichen Krankenversicherung zur Erbringung verhal­
tenstherapeutischer Leistungen zugelassen ist; dies gilt für 
Behandlungen, die vor dem 1. Januar 1993 begonnen wur­
den. Der Arzt kann die probatorischen Sitzungen sowie 
notwendige Testverhhren nach den Nummern 855 bis 857 
des Gebührenverzeichnisses der GOÄ durch einen entspre-
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3.5 

4. 

4.1 

chend ,msgebildeten Diplompsychologen durchführen Lis­
sen. 

\Vird die Behandlung durch einen in '.'-lummer 3.4 bezeich­
neten Diplompsvchologen durchgciührt, der die Leistun­
gen unmittelbar gegenüber den Patienten berechnet, können 
die Aufwendungen bis zu den nachstehenden Sätzen als bei­
hilfefähig anerkannt werden bei 
,1) Einzelbehandlung bei einer Ihun 

von mindestens 50 Minuten 121,40 D:V1 
b) Gruppenbehandlung mit einer Teilneh­

merzahl von höchstens acht Personen,
Dauer mindestens 100 Minuten,
je Teilnehmer 60,70 DM 

c) Testverfahren und Testuntersuchungen
Anwendung und Auswertung projek­
tiver Testverfahren mit schriftlicher 
Aufzeichnung, insgesamt = 127,00 DM 
Anwendung und Auswertung 
standardisierter Intelligenz- und Ent­
wicklungstests mit schriftlicher 
Aufzeichnung, insgesamt 63,50 DM 
Anwendung und Auswertung 
orientierender Testuntersuchungen, 
insgesamt = 20,40 DM. 

Psychosomatische Grundversorgung 
Die psychosomatische Grundversorgung umfaßt verbale 
Interventionen im Rahmen der Nummer 849 des Gebüh­
renverzeichnisses der GOÄ und die Anwendung übender 
und suggestiver Verfahren nach den Nummern 845 bis 847 
des Gebührenverzeichnisses der GOA (Autogenes Training 
und Jacobsonsche Relaxationstherapie, Hypnose). 

Aufwendungen für Maßnahmen der psychosomatisc·hcn 
Grundversorgung sind nur dann bcihilfefähig, \venn bei 
einer entsprechenden Indikation die Behandlung der Besse­
rung oder der Heilung einer Krankheit dient und deren 
Dauer je Krankheitsfall die folgenden Stundenzahlen nicht 
überschreitet: 

bei verbaler Intervention als einzige Leistung 10 Sitzun­
gen; 
beim autogenen Training und bei der Jacobsonschcn 
Relaxationstherapie als Einzel- oder Gruppenbehand­
lung 12 Sitzungen; 
bei Hypnose als Einzelbehandlung 12 Sitzungen. 

Die Aufwendungen für eine verbale Intervention sind nur 
als einzige Leistu-ng ie Sitzung im R,1hmen der Nummer 849 
des Gebühren\erzcichnisses der GOÄ beihilfefähig. 
Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, be­
ruflichen oder sozialen Anpassung oder Förderung, z.B. 
Erziehungs-, Ehe- und Lebensberatung, bestimmt sind, 
sind nicht beihilfefähig. 

4.2 Aufwendungen für eine verbale Intervention sind ferner nur 
dann beihilfefähig, wenn die Behandlung von einem Arzt 

4.3 

4.4 

5. 

mit der Berechtigung zur Führung der Gebietsbezeichnun­
gen Allgemeinmedizin (,rnch praktischer Arzt), Augenheil­
kunde, Frauenheilkunde und Geburtshilfe, Haut- und Ge­
schlechtskrankheiten, Innere Medizin, Kinderheilkunde, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Neurologie, Psychiatrie 
oder Urologie durchgeführt wird. 

Aufwendungen für übende und suggestive Verfahren 
(Autogenes Training, l1cobsonsche Rcl:ixationsthcrapic, 
Hvpnose) sind nur ,-Lrnn bcihilfefahig, 'C\c'rm die Behand­
lung \'On einem Arzt durchgeführt Wird. Diese Ärzte kön­
nen einen Diplompsychologen, der über die in den Num­
mern 2.4 S.1tz 4, 6 oder 3.4 Satz 2, 4 festgestellte Qualifib­
tion und über entsprechende Kenntnisse und Erfahrungen 
in der Anwendung d1cndcr und suggcsti\·cr Verfahren ver­
fügt, ;ur Behandlung h1rl/uzichcn. 
\\'ird die Bch.111dlun1.: mit ubcndcn und suc:gcstiven \'er!.ih­
n:n durch eirn:n Diplompsvchologcn dur:hgeführt, der die 
Leistungen unmittl'lb;ir gegenüber dem P.nienten ben:ch­
nct, konncn die Autwendungen bis zu ,kn n;ichstchcndrn 
Sitzen .1ls beihilfrf:ih1g mcrbnnt werden: 

Autogenes Training, Jacobsonsche 
Relaxationsther,1pic, Hypnose, in 
Einzelbehandlung, 
Dauer mindestens 20 Minuten 
Autogenes Training, J .1cobsonsche 
Relaxationstherapie, in Gruppen­
behandlung, 
Dauer mindestens 20 Minuten, je 
Teilnehmer 

= 26,40 DM 

= 7,90 DM. 

Eine verbale Intervention kann nicht mit übenden und sug­
gestiven Verfahren in derselben Sitzung durchgeführt wer­
den. Autogenes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie 
und Hypnose können während eines Krankheitsfalles nicht 
nebeneinander durchgeführt werden. 

Aufwendungen für die nachstehenden Behandlungsverfah­
ren sind nicht beihilfefähig: 
Familientherapie, funktionelle Entspannung nach 
M. Fuchs, Gesprächspsychotherapie (z.B. nach Rogers),
Gesta!ttherapie, körperbezogene Therapie, konzentrativt:
Bewegungstherapie, Logotherapic, Musiktherapie, Heil­
eurhythmie, Psychodrama, Respiratorisches Biofeedback,
Transaktionsanalyse.

Katathymes Bilderleben kann nur im Rahmen eines überge­
ordneten tiefenpsychologischen Therapiekonzepts Anwen­
dung finden. 

Rational Emotive Therapie kann nur im Rahmen eines um­
fassenden verhaltenstherapeutischen Behandlungskonzepts 
Anwendung finden. 

6. Gleichzeitige Behandlungen nach Nummern 2, 3 oder 4
schließen sich aus.
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Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für Hilfsmittel, 
Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle 

sowie für Körperersatzstücke 

Anlage 2
(zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 BhV) 

1. Die notwendigen und angemessenen Aufwendungen für
die Anschaffung der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbe­
handlung und Selbstkontrolle sind - ggf. im Rahmen der
Höchstbeträge - beihilfefähig, wenn sie vom Arztschrift­
lich verordnet und nachstehend aufgeführt sind:
Abduktionslagerungskeil
Absauggerät (z. B. bei Kehlkopferkrankung)
Adaptionen für diverse Gebrauchsgegenstände (z. B. bei
Schwerstbehinderten zur Erleichterung der Körperpflege
und zur Nahrungsaufnahme, Universalhalter)
Alarmgerät für Epileptiker
Anatomische Brillenfassung
Anti-Varus-Schuh
Anus-praeter-Versorgungsanikel
Anzieh-/ A usziehhilf en
Aquamat
Armmanschette
Armtragegurt/-tuch
Arthrodesensitzkissen
Arthrodesensitzkoffer (Nielsen)
Arthro<lesenstuhl
Atomiseur (zur Medikamenten-Aufsprühung)
A ufrichteschlaufe
Auftriebshilfe (bei Schwerstbehinderten)
Augenbadewanne/-duschel-spülglas/-flasche/-pinsel/
-pipette/-stäbchen
Augensch iclklappc, J.uch als Folie

Badestrurn pf
Badewannensitz nur bei Schwerstbehindcrung, Totalcn­
dc0protb:sc, Hüftgc:cnk--Lux:.tions-Gcfahr, Polyarthritis
Badewannenvcrkürzer
Ballspit?e
B,:hindcnrn-Drcir 1J
B<.'ttnässer-W cckger·ic
Rcugcbacdage 

ßt!lrmh-fürist- Litzchen 
B laseniistclbandage 
Blindcntührhund (einschl. Geschirr, Hundeleine, Hals­
brnJ, �Lu!korb) 
Blinden l.ingsto..:k/-stock/-taststock 
Blindenleitgerät (Ultraschallbrille, Ultraschall-Leitgerät) 
Blindenschrift!esegerät (Optacon), soweit sich die Infor­
mationsbedürfnisse nicht über Hörfunk und Blinden­
druckschrift ausreichend befriedigen lassen 

Blindenschriftmaschine 
Blutlanzette 
Blutzuckermeßgerät 
Bracelet 
Bruchband 
Closett-Matratze (im häuslichen Bereich bei dauernder 
Bettlägerigkeit und bestehender Inkontinenz) 
Communicator (bei dysarthrischen Sprachstörungen) 

Decubims-Schutzmittel (z.B. Auf-/Unterlagen für das 
Bett, Spezialmatratzen, Keile, Kissen, Auf-/Unterlagen für 
den Rollstuhl, Schützer für Ellenbogen, Unterschenkel 
und Füße) 

Delta-Gehrad 
Drehscheibe, Umsetzhilfen 
Druckbeatmungsgerät 
Duschsi tz/-stuhl 

Einlagen, orthop:idische 
Einmal-Schutzhose bei Querschnittsgelähmten 
Ekzem-Manschette 
Epicond y litisbandage/-spange mit Pelotten 
Ergometer nach Herzinfarkt bei Notwendigkeit einer 
exakten Leistungskontrolle, jedoch nicht Fahrradergome­
ter 
Ernährungssonde 

Fepo-Gerät (funktionelle elektronische Peronaeus-Pro­
thcsc) 
Fersenschurz (Kissen, Polster, Schale, Schoner) 
Fingerling 
Fingerschiene 
Fixationshilfen 
(\!ini) Fonator 

G,·hgi r•,,galosche 
Gehhdkn und -übungsgaäce 
Gerät zur Beh:rndlung mit elektromagnetischen Wechsel­
ie!dcrn !xi .nrnpher Pseud.1rthrose. Endoprothcscnlockc­
rung, idiopathischer Hültnekrosc und verzögerter Kno­
chenbruchheilung (in Verbindung mit einer sachgerechten 
chirurgischen Therapie) 
Gerät zur Beh:rndlung von muskulären lnaktivitätsitro­
phien 
Gerät ZL,r Elcktrostimu!Jdonsbel1:1ndlung der idiopathi­
sdw1 Skoliose (Scolitron-Gerät, Skolitrosegträt) 
Gerät zur transkutanen Nervenstimulation (TNS-Gerät) 
Gesichtsteilcrs:itzstückc (Ektoprothesc, Epithese, Vor-· 
lcg.:-Prothcsc) 
Gipsbett, Liegeschale 
Glasstäbch,cn 
Gummihose bei Blasen- oder/und Darminkontinenz 
Gummistrümpfe 

Halskrawatte, H,11s-, Kopf-, Kinnstütze 
Handgelenkriemen 
Hebekissen 
Heimdialysegerät 
Helfende Hand, Scherenzange 
Herz-Atmungs-Überwachungsgerät (-monitor) 
Herzschrittmacher einschl. Kontrollgerät und Zubehör 
Hörgeräte (HdO, Taschengeräte, Hörbrillen, C.R.O.S.­
Geräte, Infrarot-Kinnbügel-Hörer, drahtlose Hörhilfe, 
Otoplastik; jedoch nicht: Im-Ohr-Gerät) 
Hüftbandage (z.B. Hohmann-Bandage) 
Impulsvibrator 
Infusionsbesteck bzw. -gerät und Zubehör 
Inhalationsgerät (auch Sauerstoff) und Zubehör, jedoch 
nicht Luftbefeuchter, -filter, -wäscher 
Innenschuh, orthopädischer 
Insulinapplikationshilfen und Zubehör (Insulindosier­
gerät, -pumpe, -injektor) 
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Ipos-Redressions-Korrektur-Schühchen 

Kanülen und Zubehör 
Katheter und Zubehör, auch Ballonkatheter 
Klumpfußschiene 
Klumphandschiene 
Klyso 
Knetmaterial für Übungszwecke bei cerebral-paretischen 
Kindern 
Kniekappe/-bandage, Kreuzgelenkbandage 
Kniepolster/Knierutscher bei Unterschenkelamputation 
Knöchel- und Gelenkstützen 
Körperersatzstücke einschließlich Zubehör 
Komp ressionsstrümpfe/-strumpfhose, einfach 
Koordinator nach Schielbehandlung 
Kopfring mit Stab, Kopfschreiber 
Kopfschützer 
Krabbler für Spastiker 
Krampfaderbinde 
Krankenfahrstuhl mit Zubehör 
Krankenstock 
Kreuzstützbandage 
Krücke 
Latcxtrichter bei Querschnittslähmung 
Leibbinde, jedoch nicht: :'-Jieren-, Flanell- und Wärmeleib­
binden 
Leschiltcn (Leseständer, Blattwendestab, Blattwendegnit, 
Blattlesegerät , Auflagegestell) 
Lifter (Krankcnliftcr, \!ultilift, Bad-Helfer, Kranken­
heber, Badewannenliftcr; 
Lispelsonde 
Mangoldsche Schnürbandage 
Maßschuhe, orthop:idische, die nicht sericnmißig herstell­
bar sind, soweit die Aufwendungen 100 D\1 übersteigen 
Milchpumpe, manuell betrieben 
Mundspcrrer 
Mundstab/-greif stab 

Narbenschützer 

Orchese, Onhoprothese, Kom:kturschicnen, Korsetts 
u.ä., auch Haltemanschetten usw.
Onho n yxie-N ,1gdkorrek tu rspange
Orthopädische Zurichtungen an Konfektionsschuhen

Pavlikbandage
Penisklemme
Peronäusschiene, Heidelberger Winkel
Pflegebett in behindertengerechter Ausrüstung
Polarimeter

Quengelschiene

Reflektometer
Rektophor
Rollbrett
Rutschbrett

Schaumstoff-Therapie-Schuh, soweit die Aufwendungen 
100 DM übersteigen 
Schede-Rad 
Schrägliegebrett 
Schutzbrille für Blinde 
Schutzhelm für Behinderte 
Schwellstromapparat 
Segofix-Bandagensyscem 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

Sitzkissen für Oberschenkelamputierte 
Sitzschale, wenn Sitzkorsett nicht ausreicht 
Skolioseumkrümmungsbandage 
Spastikerhilfen (Gymnastik-/Übungsgeräte) 
Sph in ktcr-Stim ulator 
Sprachverstärker nach Kehlkopfresektion 
Spreizfußbandage 
Spreizhose/-schald-w .1genaufsatz 
Spritzen 
Stehübungsgerät 
Swrnavcrsorgungsanikel, Sphi nkter-PL1srik 
Strickleiter 
Stubbies 

Nr. 5 

Stumpfschuhhülle 
Stumpfstrumpf 
Suspensorium 
Symphysen-Gürtel 
(F alocrur)Sprunggelenkmanschette nach Dr. Grisar 
Tekskoprampe 
Toilettenhilfen bei Schwerbehinderten 
T racheostomaversorgungsartikel, auch Wasserschutzgerät 
(Lmhel) 
T r agcgurtsitz 

Übungsschiene 
Urin:ik 
U rnstomie-Beutel 
Vibr.1tionstrainer bei T,1ubheit 

\\' cc: hscldruc k gcr:it 

b·klom,u-Hormon-Pumpe und Set. 

Die· \ul\,rnclungrn ft:r :\ppar:itc und Ccr,nc zur Sclb,tbc­
fundlung und S.:lbstiwntrollc sind nur bc1hiliefahig, wenn 
di.: ,·rsp.1rtcn Behandlungskosten höher als die Ansch.if­
fungskosten sind oder dir Anschaffung aus besonderrn 
Gründen dringend geboten ist. 

Die Mieten iür Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehand­
lung und Sclbstkuntrullc sind hcihilfcf:ihig, soweit sie nicht 
höher als di.: entsprechenden Anschaffungskosten sind 
und sich durch die Anmietung eine Anschaffung erüb­
rigt. 

Die Aufwendungen für den Ersatz eines unbrauchbar ge­
wordenen Hilfsmittels oder Gerätes sind in der bisherigen 
Ausfühn,rng auch ohne ärztliche Verordnung bcihilfefähig, 
wenn die Ersatzbeschaffung innerhalb von sechs \1onaten 
seit dem Kauf des bisherigen Hilfsmittels oder Gerätes 
erfolgt. 

Die Aufwendungen für Reparaturen der Hilfsmittel und 
Geräte sind stets ohne ärztliche Verordnung beihilfefä­
hig. 

Aufwendungen für Betrieb und Unterhaltung der Hilfs­
mittel und Geräte sind beihilfefähig, soweit sie innerhalb 
eines Kalenderjahres über 200 DM hinausgehen. Nicht 
beihilfefähig sind Aufwendungen für Batterien für Hörge­
räte von Personen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, und für Pflege- und Reinigungsmittel für Kontakt­
linsen. 

Die notwendigen und angemessenen Aufwendungen für 
Körperersatzstücke sind bcihilfefähig, wenn sie vom Arzt 
schriftlich verordnet sind. 
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8. Aufwendungen für ärztlich verordnete Perücken sind bis
zum Betrag von 1000 DM beihilfefähig, wenn ein krank­
hafter entstellender Haarausfall (z. B. Alopecia areata)
oder eine erhebliche Verunstaltung, z.B. infolge Schädel­
verletzung, oder wenn ein totaler oder weitgehender Haa­
rausfall bei männlichen Personen vor Vollendung des
25. Lebensjahres oder bei weiblichen Personen vorliegt.
Die Aufwendungen iür eine Zweitperücke sind nur beihil­
fefähig, wenn eine Perücke voraussichtlich länger als ein
Jahr getragen werclen muß. Die Aufwendungen für die
erneute Beschaffung einer Perücke sind nur beihilfcfähig,
wenn seit der vorangegangenen Beschaffung mindestens
vier Jahre vergangen sind, oder wenn sich bei Kindern vor
Ablauf dieses Zeitraumes die Kopfform geändert hat.

9. Zu den Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, deren
Anschaffungskosten den Aufwendungen der allgemeinen
Lebenshaltung zuzurechnen sind, insbesondere:
Adimed-Stabil-Schuhe und vergleichbares Schuhwerk
Adju-Set/-Sano
Aircast-Fußgelenkstütze
Angorawäsche
Aqua-Therapie-Hose
Arbeitsplatte zum Rollstuhl
Augenheizkissen
Autofahrerrückenstütze
Autokindersitz
Auto koff errau mli fter
Autolifter
Badeanzug für Brustprothesenträgcrinnen
Badew,innenglei tsch utz
Badew .innen koptstütze
Badewannen matte
Bandagen (soweit nicht unter Nummer l .lllfgdührt)
Basalthermometer
Basisr.:impe
Bauchgurt
Behindertenstuhl "eibe"
Berkemannsandalcn
Bestrahlungsgeräte für ambulante Strahlentherapie
Bestrahlungsmaske für ambulante Strahlentherapie
Bett/-brett/-füllung/-lagerungskissen/-platte/-rost/
-stütze
Bett-Tisch
Bidet
Bill-Wanne
Blinden-Schreibsystem
Blinden-Uhr
B 1 u tdruc km eßgerät
Brückentisch
Corolle-Schuh
Dusche
Einkaufsnetz
Einmal-Handschuhe
Eisbeutel und -kompressen
Elektrische Schreibmaschine
Elektrische Zahnbürste
Elektrofahrzeuge LARK, Graf Carello
Elektro-Luftfilter
Elektronic-Muscle-Control (EMC 1000)
Elektronisches Notizbuch

Eß- und Trinkhilfen 
Expander 
Fieberthermometer 
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Fußgymnastik-Rolle, Fußwippe (WIP-Venentrainer) 
Ganter-Aktiv-Schuhe 
(Mini)Garage für Krankenfahrzeuge 
Handschuhe (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt) 
Handtrainer 
Hängeliege 
Hantel (Federhantel) 
Hausnotrufsystem 
Hautschutzmittel 
Heimtrainer 
Heizdecke/-kissen 
Hilfsgeräte für die Hausarbeit 
Holzsandalen 
Höhensonne 
Hörkissen 
Hörkragen Akusta-Coletta 
lntraschallgerät „NOVAFON" 
lnuma-Gerät (alpha, beta, gamma) 
lonopront, Permox-Sauerstofferzeuger 
lpos-Vorfußent!astungsschuh 
Katapultsitz 
Katzenfell 
Klingelleuchte 
Knickfußstrumpf 
Knoche Natur-Bruch-Slip 
Kolorimeter 
Kommunibtionssystem 
Kraftfahrzeug einschließlich behindertengerechter Umrü­
stung 
Krankenbett (Ausnahme: Pflegebett und Antidecubitus­
hett) 
Kranken unterlagen 
Kreislaufgerät „Schiele" 
L1gerung,kiw:n/-,tüue, außer Abdukriombgcrunpkeil 
Languagc-\ Llstcr 
Linguaduc-Schreibmaschine 
Luftpolsterschuhe 
Luftreinigungsgeräte 
Magnetfolie 
Monophonator 
Munddusche 
Nackenheizkissen 
Nagelspange Link 
Öldispersionsapparat 
Orthopädische Bade- und Turnschuhe 
Prothesenschuh 
Pulsfrequenzmesser 
Rollstuhlzuggerät, auch handbetrieben 
Rotlichtlampe 
Rückentrainer 
Salbenpinsel 
Sauerstoffgeräte 
Schlaftherapiegerät 
Schreibtelefon 
Sicherheitsschuh, orthopädisch 
Spezialsitze 
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10. 

11. 

11.1 

Spirometer 
Spranzbruchband 
Sprossenwand 
Sterilisator 
Stimmübungssystem für Kehlkopflose 
Stockroller 
Stockständer 
Stützstrümpfe 
Stufenbett 
SUNTRONlC-System (AS 43) 
Taktellgerät 
Tamponapplikator 
Tandem für Behinderte 
Telefonverstärker 
Telefonhalter 
Therapeutische \Värmesegmente 
Therapeutisches Bewegungsgerät 
Tinnirus-Masker 
Transit-Rollstuhl 
Treppenlift, Monolift, Plattformlift 
Tünkers-Butler 
Übungsmatte 
Umweltkontrollgerät 
Urin-Prüfgerät Uromat 
Venenkissen 
Waage 
Wandstandgerät 
Wasserfeste Gehhilfe 
WR-Sitz 
Wright-Peak-Flow-Meter 
Zahnpflegemittel 
Zehenkorrektursandale 
Zweirad für Behinderte. 

Über die Bcihilfefahigkeit der Aufwendungen für Hilfs­
mittel und Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkon­
trolle, die weder in den >Jummern 1 und 9 aufgcführt n,Kh 
den JUfgciühncn Gegenständen vnglcichb.u sind, cnt· 
scheidet die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit 
dem Hundcsminister de, Innern. Der Bundesminister cl,s 
Innern kann das Einvernehmen bei einzelnen Hilfsmitteln 
oder bei Cruppcn von Hilhmitteln ,1llgcrncin erteilen. 'io­
wcit das Einvernehmen .1llgemein erteilt ist, k.rnn die ober­
ste DienstbehörJc ihre Zust:indigkeit rni eine .rndcre Be­
hörde übertragen. 

Die Aufwendungen für vom Augenarzt schriftlich verord­
nete Sehhilfen sind wie folgt beihilfefähig: 

Brillen 
Als angemessen sind anzusehen 

für das Brillengestell höchstens 40 DM; die Beihilfe 
darf jedoch höchstens 20 DM betragen, 
für Gläser mit Gläserstärken bis ± 6 Dioptrien (dpt): 
Einstärkengläser: für das sph. Glas 45 DM, 

Mehrstärken­
gläser: 

Dreismfengläser 
oder 
Multifokalgläser: 

für das cyl. Glas 60 DM, 

für das sph. Glas a= 

für das cyl. Glas 

zuzüglich je Glas 

120 DM, 
160 DM, 

40DM. 

Darüber hinausgehende Kosten können ausnahmsweise als 
beihilfrfähig anerLrnnt werden, wenn die Mehrkost,'n 
nachweislich aus medizinischen Gründen notwendig sind. 
In diesen Fällen ist eine spezifizierte Rechnung des Opti­
kers (mit Angaben über Glasgröße, Glasqualität, Sonder­
bearbeitung und die jeweiligen Kosten hinsichtiich der 
Glasqualität im Vergleich zu den Ko,ten bei mittlerer Art 
und Güte) vorzulegen. Für die Mehrkosten bei Kunst­
stoff-, Leicht- und Lidnschut16läsern gilt ausschließlich 
Nummer 11.2. 

11.2 Brillen mit bcsomkrcn Gläsern 
Die J\lehraufwendungen für augenärzt!ich verordnete Bril­
len mit Kunststoff·, Leicht- und Lichtschurzglä,ern sind 
bei Vorliegen folgender Indikationen beihilfefähig: 
a) Kunststoffgläser und LeichtgLiscr

aa) bei Gläserstärken ab+ 6,0/ - 8,0 dpt., bei Kindern
bis zum 14. Lebensjahr ,b :.':. S,O dpt.,

bb) bei Anisometropien ab 3,0 dpt.,
cc) unJhlüngi):; von der Gl:iscrst:irkc

bei Kindern im Vorschulalter, 
-· bei Patirntcn mit chronischem Druckek/.Ctn da

N,1se, mit hhlbildungen oder Mißbildungen
des Gesichts, insbesondere im N :isen- und Oh­
r,-nbcrcich, wenn trotz optimaler Anpassung 
unter Verwendung gewöhnlicher Gläser ein be­
frn:Jigender Sitz der Brille nicht gcw ihrlcisu.:t 
ist, 
bei Spa,tikcrn, Fpileptikern und Einäugigen. 

b) Getönte Gläser (Lichtschutzgläser)
aa) bei umschriebenen Tamparenzvcrlustcn (Trübun­

gen) im Bereich der brechenden Medien, die zu 
Licht,trcuungcn führen (z. B. Hornhautnarbcn, 
Linsentrübungen, Glaskörpertrübungen l, 

bb) bei knnkluftcn, Jndaucrndcn Pupillencrwcitcrun� 
gen sowie den Blendschutz herabsetzenden Sub­
stanzverlusten der Iris (z.B. l riskolobom, Aniridie, 
traumatische Mydriasis, lridodialyse), 

cc I bei chroni 1,h-rezidivicrendcn Reizzuständen der 
vorderen ur,d mittleren ,\uger1.1bschnittc, die mcdi· 
bmentös nicht behebb:ir sind (z. B. Kcratocon­
junctivitis, lrit1,, C:;,clit1,), 

dd I bei cntsu:llcndcn Verindcrungen im Bereich Jcr 
Lidt>: und ilm:r L mgcbung (1. B. [ 1clkulobom, L1-
gophthalmus, N.irbenzug) und Bchindaung der 
T r:in,'n,ü>fuhr, 

cc., bei Ciliarnrnr.1lg1c, 
ffi bei hkndung,bcdingcndrn <'nt1iindl:chcn oder c!l'· 

genn.niv::n l:rkr.u1 kungcn d<T Ncvhaut' .\dcrh,rnt 
oder Jcr Sehnen ,n, 

gg) bei totaler Farbenblindheit, 
hh) bei Albinismus, 
ii) bei unerträglichen Bkndungserschcinungen bei

praktischer Blindheit, 
jj) bei intrakraniellen Erkr.inkungcn, bei denen nach 

iirztlichcr Erfahrung eine pathologische Blendungs­
empfindlichkeit besteht (z. B. Hirnverletzungen, 
Hirntumoren), 

kk) bei Gläsern ab + 10,0 dpt., 
11) im Rahmen einer Fotochemotherapie.

11.3 Entspiegelte Gläser und Gläser mit verändernder Lichthel­
ligkeit (phototrope Gläser) 
Die Mehraufwendungen für die Entspiegelung von Glä­
sern sind nur beihilfefähig, wenn Trübungen der brechen­
den Medien des Auges wie zentrale Hornhautnarben oder 



Nr. 5 G\'OßL 1990 Seite 121 

Linsentrübungen vorliegen. Mehraufwendungen für pho­
totrope Gläser (z. B. Colormaticgliser) sind nicht beihilfe­
fahig. 

11.4 Ersatzbeschaffung von Brillen 
Die Aufwendungen für die Ersatzbeschaffung von Brillen 
sind nur dann beihilfefähig, wenn bei gleichbleibender 
Sehschärfe seit dem Kauf der bisherigen Brille drei Jahre 
vergangen sind odl'r vor Ablauf dieses Zeitraumes die Er­
SJ.tzbeschaffung der Brille - ggf. nur der Gliser - nut­
wendig ist, weil 

sich die Sehschärfe geändert hat, 
die bisherige Brille verloren oder wegen Beschädigung 
vollständig unbrauchbar geworden ist oder 
bei Kindern sich die Kopfform geändert hat. 

Eine erneute .1.ugenärztliche Verordnung ist nicht erfor,ler­
lich, wenn bei Verlust oder Besclüdigung die Ersatzbe­
schaffung innerhalb eines Jahres seit dem Kauf der bishe­
rigen Brille erfolgt oder bei Beschädigung das Gestell oder 
lediglich ein Glas repariert bzw. erneuert wird. 

11.5 Kontaktlinsen 
Die Mehraufwendungen für .1.ugenärztlich verordnete 
Kontaktlinsen sind nur bei Vorliegen folgender Indikatio­
nen beihilfefähig: 

;\,lyopie ab S dpt., 
Hypcropic .16 8 dpt., 
irregul:irer A,tigma•ismus, 
regulärer Astignutismus .1b 3 dpt., 
Keratokonus, 
Aphakie, 
Aniseikonie, 

Anisometropie ab 2 dpt., 
pwchogene Körperstörungen, 
als Verhandlinsc bei schwerer Erkr.rnkung der Horn­
haut, bei durchbohrender Hornh.1utvcrlctzung oder 
bei Einsatz als Medikamententräger, 
als Occlusionslinse in der Schielbehandlung, sofern an­
dere Maßnahmen nicht durchführbar sind, 
als Irislinse bei Substanzverlust der Regenbogenhaut, 

-- druckempfindliche Operationsnarbe am OhrJ.11satz 
oder an der Nasenwurzel. 

Die Aufwendungen für Kontaktlinsen bei Astigmatismus 
sind zudem nur beihilfefähig, wenn mindestens eine um 
20 v. H. verbesserte Sehschärfe gegenüber einer Brille er­
zielt wird. Bei psychogenen Körperstörungen ist die Be­
scheinigung eines NcrYcn.1rztcs erforderlich. 
D.1 d.1s Tragen von Kontaktlinsen aus medizinischen
Gründen gelegentlich unterbrochen werden muß, sind ne­
ben den Aufwendungen für Kontaktlinsen auch die Kosten
einer Reservebrille, bei Vorliegen einer Aphakie und bei
über Vierzigjährigen darüber hinaus noch die Kosten einer
Nahbriile beihilfefähig.

11.6 Andere Sehhilfen 
Müssen Schulkinder nach augenärztlicher Verordnung 
während des schulischen Turnunterrichts eine Sportbrille 
tragen, werden die Aufwendungen als beihilfefähig aner­
kannt. 
L:illt sich durch Verordnung einer Brille oder von Kon­
taktlinsen das Lesen normaler Zeitungsschrift nicht errei­
chen, können die Aufwendungen für eine vergrößernde 
Sehhilfe (Lupe, Leselupe, Leselineale, Fernrohrbrille, 
Fernrohrlupenbrille, elektronisches Lesegerät, Prismcn­
brille u.ä.) als beihilfefähig anerkannt werden. 

Anlage 3 
(zu § 8 Abs. 6 BhV) 

Heilkurorteverzeichnis 

Name 
ohne "Bad" 

Aachen 

Abbach 

Aibling 

Alexandersbad 

Altenau 

Andernach 

Arolsen 

Aulendorf 

Baden-Baden 

Badenweiler 

Baiersbronn 

Balge 

Baltrum 

Bayersoien 

Bayrischzell 

Bellingen 

Bentheim 

Berchtesgaden 

PLZ Gemeinde 

5100 Aachen 

8403 Bad Abbach 

8202 Bad Aibling 

8591 Bad Alcxandcrsbad 

3396 Altenau 

5470 Andernach 

3540 Arolsen 

7960 Aulendorf 

7570 Baden-Baden 

7847 Badenweiler 

7292 Baiersbronn 

3071 Balge 

2985 Baltrum 

8117 Bayersoien 

8163 Bayrischzell 

7841 Bad Bellingen 

4444 Bad Bentheim 

8240 Berchtesgaden 

Anerkenntnis als Heilkurort ist erteile für: 
(Omteile, sofern m,hc B, G, K '·) 

Burtscheid und Monheimsallee 

Bad Abbach, Abbach-Schloßberg, Au, 
Kalkofen, Weichs 

Bad Aibling, Harthausen, Thürham, Zell 

G 

G 

Bad Tönisstein 

K 

Aulendorf 

Bade1;1-Baden, Balg, Lichtental, Oos 

Badenweiler 

Schwarzenberg-Schönmünzach 

B Blenhorst 

G 

B Kurhaus Bayersoien 

G 

Bad Bellingen 

Bad Bentheim (Gebietsstand 1973) 

G 

Heilbad 

Heilbad 

Heilbad 

Anbue,drnung 

Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 

Heilkurort 

Heilbad 

Kneippkurort 

Heilbad 

Heilbad 

Kneippkurort 

Ort mit Moor-Kurbetrieb 

Nordseeheilbad 

Moorkurbetrieb 

Heilklimatischer Kurort 

Heilbad 

Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 
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Name PLZ Gemeinde Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
Artbezei,·lrnung ohne ,Bad" (Omtcde, sofern nicht B, G, K ''') 

Bergzabern 6748 Bad Bergzabern Bad Bergzabern Kneippkurort 
und Heilklimatischer Kurort 

Berleburg 5920 Bad Berleburg Bad Berleburg Kneippheilbad 
Berneck 8582 Bad Berneck Bad Berneck i. Fichtelgebirge, Franken- Kneippheilbad 

i. Fichtelgebirge hammer, Kutschenrangen, Rödlasberg, 
Warmelcithcn 

Benrich 5582 Bad Bertrich Bad Bertrich Heilkurort 
Beuren 7444 Beuren G Ort mit 

Heilquellen-Kurbetrieb 
Bevensen 3118 Bevensen Bad Bevensen Heilbad und Kncirpkurort 
Biber.ich 7950 Biberach Jordanh,1d Kneippkurort 
Birnbach 8345 Birnbach Birnbach, Aunham Heilbad 

Bischofswiesen 8242 Bischofswiesen G Heilklimatischer Kurort 
Blieskastel 6653 Blieskastel Blieskastel-Mitte (Alschbach, Blieskastel, 

Lautzkirchen) 
Kneippkurort 

Bocklet 8733 Bad Bocklet G Heilbad 

Bodenteich 3123 Bodenteich G Kneippkurort 

Boll 7325 Boll Bad Boll Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 

Boppard 5407 Boppard a) Boppard Kneippkurort 
6) Bad Salzig Heilkurort 

Borkum 2972 Borkum G '.\Jordseeheilbad 

Bramstedt 2357 Bad Bramstedt Bad Br,,mstedt Heilbad 

Braunlage 3389 Braunlage G mit Hohegeiß Heilklimatischer Kurort 

Breisig 5484 Bad Breisig Bad Breisig Heilkurort 

Brückenau 8788 Bad Brückenau G sowie Gemeindeteil Ecbns des Marktes Heilbad 
Zeitlofs 

Buc h,rn 7952 fhd Buchau ß,1d ßuch.rn 1 :.loor-)l-Ieilb.id 

Bühl 75::iG Bühl Bühlcrhöhc H.:ilklim,nis..:hcr Kurort 
Bünde 498G Bünde Randringhausen Kurmittcl"ebict 

(f--l.l'ilquellc und '.\!oor) 
Büsum 2242 Büsum Büsum Sl'cheilb.1d 
Burgbrohl 5475 ßurgbrnhl B.id Tiinimein Heilkurort 

Burg/Fehmarn 2448 Burg/Fehmarn Burg Seeheilbad 
Camberg 6277 Bad Camberg K Kneippheilbad 
Clausthal- 3392 Clausthal-Zellerfeld 

Zellerfeld 
Clausthal-Zellerfeld Heilklimatischer Kurort 

Cuxhaven 2190 Cuxhaven G Nordseeheilbad 
Dahme 2435 Dahme Dahme Seeheilbad 

Damp 2335 Damp Damp 2000 Seeheilbad 

Daun 5568 Daun Daun Heilkurort, Kneippkurort und 
Heilklimatischer Kurort 

Detmold 4930 Detmold Hiddesen Kneippkurort 

Diez 6252 Diez Diez Felkekurort 

Ditzenbach 7342 Bad Ditzenbach Bad Ditzenbach Heilbad 

Dobel 7544 Dobel G Heilklimatischer Kurort 
Driburg 3490 Bad Driburg Bad Driburg, Hermannsbom Heilbad 
Dürkheim 6702 Bad Dürkheim Bad Dürkheim Heilkurort 
Dürrheim 7737 Bad Dürrheim Bad Dürrheim (Sole-)Heilbad und Heilklimati-

scher Kurort 
Eberbach 6930 Eberbach Eberbac4 On mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Eilsen 3064 Bad Eilsen G Heilbad 
Ems 5427 Bad Ems Bad Ems Heilkurort und Heilklimatischer 

Kurort 
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Name PLZ Gemeinde ohne "Bad" 

Emstal 3501 Emstal 

Endbach 3551 Bad Endbach 

Endorf 8207 Endorf i. OB 

Erwitte 4782 Erwitte 

Essen 4515 Bad Essen 

Fallingbostel 3032 Fallingbostel 

Feilnbach 8201 Bad Feilnbach 

Freudenstadt 7290 Freudenstadt 

F riedenweiler 7829 Friedenweiler 

Füssen 8958 Füssen 

Füssing 8397 Bad Füssing 

Gaggenau 7560 Gaggenau 

Gandersheim 3353 Bad Gandersheim 

Garmisch- 8100 Garmisch-
Partenkirchen Partenkin:hen 

Gersfeld 6412 Gersfeld (Rhön) 
Gladenbach 3554 Gladenbach 

Glücksburg 2392 Glücksburg 

Goslar 3380 Goslar 

Grasellenbach 6149 Grasellenbach 

Griesbach 8399 Griesbach i. Rottal 

Grömitz 2433 Grömitz 

Grönenbach 8944 Grönenbach 

Großenbrode 2443 Großenbrode 

Grund 3395 Bad Grund 

Haffkrug 2409 Haffkrug 

Haigerloch 7452 Haigerloch 

Harzburg 3388 Bad Harzburg 

GVOBl. 1990 

Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
(Ünsteile, sofern nicht B, G, K ''·) 

Sand 

K 

Endorf i. OB, Eisenbartling, Hofham, 
Kurf, Rachental, Ströbing 

Bad W esternkotten 

Bad Essen 

Fallingbostel 

G - ausgenommen die Gemeindeteile der 
ehemaligen Gemeinde Dettendorf 

Freudenstadt 
G 

a) Bad Faulenbach
b) Gebiet der ehemaligen Stadt Füssen und

der ehemaligen Gemeinde Hopfen am
See
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Artbezeichnung 

Heilquellen-Kurbetrieb 

Kneippheilbad 

Heilbad 

Heilbad 

Heilbad 
Kneipp heil bad 

Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 
Kneippkurort 

Heilbad 
Kneippkurort 

Bad Füssing, Aichmühle, Ainsen, Heilbad 
Angering, Brandschachen, Dürnöd, Eggl-
fing a. Inn, Eit!öd, Flickenöd, Gögging, 
Holzhäuser, Holzhaus, Hub, Irching, Mit­
terreuthen, Oberreuthen, Pichl, Pimsöd, 
Poinzaun, Riedenburg, Safferstetten, 
Schieferöd, Schöchlöd, Steinreuth, Thalau, 
Thalham, Thierham, Unterreuthen, 
Voglöd, Weidach, Wies, Würding, Zieglöd, 
Zwicklarn 

Bad Rotenfels 

Bad Gandersheim 

G - ohne das eingegliederte Gebiet der 
ehcndigen Gemeinde Warnberg 

K 

K 

Glücksburg 
Hahnenklee, Bockswiese 

K 

Griesbach 
B Kurmittelhaus Griesbach i. Rottal 

Grömitz 
Grönenbach, Au, Brandholz, Darast, Egg, 
Ehwiesmühle, Falken, Gmeinschwenden, 
Greit, Grönenbach-W-, Herbisried, Hin­
tergsäng, Hueb, Ittelsburg, Klevers, Korn­
hofen, Kreuzbühl, Manneberg, Nieder­
holz, Ölmühle, Raupolz, Rechberg, 
Rothenstein, Schulerloch, Schwenden, See­
feld, Streifen, Thal, Vordergsäng, Waldegg 
b. Grönenbach, Ziegelberg, Ziegelstadel

G
Bad Grnnd

Haffkrng
Bad lmnau

K

Ort mit Heilquellen -
Kurbetrieb 

Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 

Kneippkurort 

Kneipp heil bad 

Seeheilbad 

Heilklimatischer Kurort 

Kneippkurort 
und Kneipphcilbad 

Heilbad 
Heilquellenkurbetrieb 

Seeheilbad 

Kneippkurort 

Seeheilbad 

Heilbad 

Seeheilbad 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 

Heilbad und Heilklimatischer 
Kurort 
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Name PLZ Gemeinde Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
ohne "Bad" (Ortsteile, sofern nicht ß, G, K "·) Arrbuc"hnung 

Heilbrunn 8173 Bad Heilbrunn Bad Heilbrunn, Achmühl, Baumberg, Hin- Heilbad 
terstallau, Hub, Kiensee, Langau, Oberbu-
chen, Oberenzenau, Obermühl, Oberstein-
bach, Ostfeld, Ramsau, Schönau, Unter-
enzenau, Untersteinbach, Voglherd 

Heiligenhafen 2447 Heiligenhafen Heiligenhaien Seeheilbad 

Helgoland 2192 Helgoland G Seeheilbad 

Herbstein 6422 Herbstein B Heilquellen-Kurbetrieb 

Herrenalb 7506 Bad Herrenalb Bad Herrenalb Heilbad und Heilklimatischer 
Kurort 

Hersfeld 6430 Bad Hersfeld K (,\ lineral-)Heilbad 

Hille 4955 Hille Rothenuffeln Kurmittelgebiet 
(Heilquelle und Moor) 

Hindelang 8973 Hindelang Hindelang, Bad Oberdorf, Bruck, Gailen- Kneippkurort 
berg, Groß, Hinterstein, Liebenstein, und Heilklimatischer Kurort 
Oberjoch, Reckenberg, Riedle, Unterjoch, 
Vorderhindelang 

Hinterzarten 7824 Hinterzarten G Heilklimatischer Kurort 

Höchenschwand 7821 Höchenschwand Höchenschwand Heilklimatischer Kurort 

Hönningen 5462 Bad Hönningen Bad Hönningen Heilkurort 

Höxter 3470 Höxter Bruchhausen Heilquellen-Kurbetrieb 

Hohwacht 2322 Hohwacht G Seeheilbad 

Holzminden 3450 Holzminden Neuhaus Heilklimatischer Kurort 

Homburg 6380 Bad Homburg K Heilbad 
v. d. Höhe

Horn 4934 Horn-Bad Meinberg Bad Meinberg Heilbad 

Iburg 4505 Bad Iburg Bad Iburg K neippheilbad 

Isny 7972 Isny Isny, Neutrauchburg Heilklimatischer Kurort 

Juist 2983 Juist G Nordseeheilbad 

Karlshafen 3522 Bad Karlshafen K Heilbad 

Kassel 3500 Kassel Wilhelmshöhe Kneippkurort 
und Heilklimati,cl1er Kurort 

Kellenhusen 2436 Kdlenhusen Kellenhuscn Scd1cilb.1d 

Kissingen 8730 B.1d Kissingen G Heilbad 

König 6123 Bad König K Hdb,1d 
Königsfeld 7744 Königsfeld Königsfrld, Bregnitz, Grcnier Kneippkurort 

und Heilklimati,cher Kurort 
Königshofen 8742 Bad Königshofen G - ohne die eingegliederten Gebiete der Hcilb.1d 

i. Grabfeld ehemaligen Gemeinden Aub und Merkers-
hausen 

Königstein 6240 Königstein im Taunus K Heilklimatischer Kurort 
Kohlgrub 8112 Bad Kohlgrub G Heilbad 

Kreuth 8185 Kreuth G Heilklimatischer Kurort 
Kreuznach 6550 Bad Kreuznach Bad Kreuznach Heilkurort 

Krozingen 7812 Bad Krozingen Bad Krozingen Heilbad 
Krumbach 8908 Krumbach B Sanatorium Krumbad Peloidkurbetrieb 

(Schwaben) 

Kyllburg 5524 Kyllburg Kyllburg Kneippkurort 
Laasphe 5928 Bad Laasphe Bad Laasphe Kneippheilbad 
Laer 4518 Bad Laer G Soleheilbad 
Lahnstein 5420 Lahnstein B Kurtherme Rhein-Lahn der Viktoria Heilquellenkurbetrieb 

Thermalbad Lahnstein GmbH 

Langeoog 2941 Langeoog G Nordseeheilbad 
Lauterberg 3422 Bad Lauterberg Bad Lauterberg Kneippheilbad 



Nr.; 

Name 

ohne .Bad" 

Lenzkirch 

Liebcnzdl 

Lindenfels 

Lippspringe 

Lippstadt 

Ludwigsburg 

Lüneburg 

Malente 

Manderscheid 

Marienberg 

Marktsehellen-
berg 

Mergentheim 

Mölln 

Mössingen 

Münder 

Münster/Stein 

Münstereifel 

Murnau 

Nauheim 

Nenndorf 

Neuenahr 

Neukirchen 

Neustadt/D 

Neustadt/S 

Nidda 

Nonnwdcr 

Norddorf 

Nordcrncv 

Numbrccht 

Oberscaufcn 

Oberstdorf 

Oeynhausen 

Olsberg 

Orb 

Ottobeuren 

Oy-Mittelberg 

Petershagen 

Peterstal-
Griesbach 

Plön 
Porta 

- - ----

PLZ Gemeinde 

7825 Lenzkirch 

7263 Bad Liebenzell 

6145 Lindenfels 

4792 Bad Lippspringe 

4780 Lippstadt 

7140 Ludwigsburg 

2120 Lüneburg 

2427 Maiente 

5562 Manderscheid 

5439 Bad Marienberg 

8246 }...farkcschellenberg 

6990 Bad Mergentheim 

2410 Mölln 

7406 Mössingen 

3252 Bad l, 1 ünder 

6552 Bad Münster am 
Stein-Ebernburg 

5358 Bad Münstereifel 

8110 Murnau a. Staifelsee 

6350 Bad :'lauheim 

3052 Bad Nenndorf 

5483 Bad Neuenahr-
Ahrv,eiler 

3579 Neukirchen 

8425 Neustadt a. d. Donau 

8740 Bad ;\; eustad t 
a. d. Saale

6478 Nidda 

66% Nonnwcikr 

2279 Norddorf/ Amrum 

2982 Norderney 

52.:!3 Nümbrccht 

8974 Obcrstaufcn 

8980 Oberstdorf 

4970 Bad Oeynhausen 

5787 Olsberg 

6482 Bad Orb 

8942 Ottobeuren 

8967 Oy-Mittelberg 

4953 Petershagen 

7605 Bad Peterstal-
Griesbach 

2320 Plön 

GVOBl. 1 g90 

Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
(Onsteile, ><iiern nich( B, G, K ) 

Lenzkirch, Saig 

Bad Liebenzell 

K 

Bad Lippspringe 

Bad Waldliesborn 

Hohcneck 

Kurpark mit Kurzentrum 

Maiente 

.\1anderschcid 

Bad Marienberg 

G 

Bad Mergentheim 

Mölln 

Bad Sebastiansweiler 

Bad Münder 

Bad Münster am Stein 

Bad Münstereifel 

B Ludwigsbad Murnau 

K 

Bad Nenndorf 

Bad N euenahr 

K 

Bad Gögging 

Bad Neustadt a. d. Saale, SJlzburg 

Bad Sah.hausen 

'.\lonnweiler 

'.\lorddorf 

G 

G 

G - ausgenommen die Gemeindeteile 
Aach i. Allgäu, Hinsr, Hagspicl, Hütten, 
Krebs, Nägeleshalde 
Oberstdorf, Anatswald, Birgsau, Dieters­
berg, Ebene, Einödsbach, Faistenoy, Ger­
struben, Gottenried, Gruben, Gundsbach, 
Jauchen, Komau, Reute, Ringang, 
Schwand, Spielmannsau 

Bad Oeynhausen 

Olsberg 

G 

Ottobeuren, Eidern 

Oy 

Hopfenberg 

a) G
b) Bad 1leterstal

G
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,\nbezeicfinung 

Heilklimatischer Kurort 

Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 

Heilbad und Heilklimatischer 
Kurort 

Heilbad 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 

Sole-� 1oor-Heilbad 

Kneippheilbad 

Heilklimatischer Kurort 
Kneippkurort 

Kneippheilbad 

Heilklimatischer Kurort 

Heilbad 

Kneippkurort 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 

Heilkurort 
Heilklimatischer Kurort 

Kneippheilbad 

Moorkurbetrieb 

Heilbad 

Heilbad 

Heilkurort 

Kneippkurort 

Heilbad 

Heilbad 

Heilbad 

lkilkl im,uischcr Kurort 

Seeheilbad 

Nordseeheilbad 

Heilklim.itischcr Kurort 

Kncippk urort 
(Schrot h tl1cr.1pic J
und Heilklimatischer Kurort 
Kneippkurort 
und Heilklimatischer Kurort 

Heilbad 

Kneippkurort 

Heilbad 

Kneippkurort 

Kneippkurort 

Kurmittelgebiet 

Heilbad 
Heilbad und Kneippkurort 

Heilbad 
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Name 
ohne "Bad" 

Westfalica 
Preußisch 

Oldendorf 
Prien 

Pyrmont 
Radolfzell 
Ramsau 

Rappenau 
Reichenhall 

Rengsdorf 
Rippoldsau-

Schapbach 
Rodach 
Rothenfelde 
Rottach-Egern 
Rottenburg 

Sachsa 
Säckingen 
Salzdetfurth 
Salzgitter 
Salzschlirf 
Salzuflen 
Sasbachwalden 
Sassendorf 
Scharbeutz 
Scheidegg 

Schieder 

Schlangenbad 
Schleiden 
Schluchsec 
Schmallenberg 
Schömberg 

Schönberg 
Schönau 

Schönborn 

Schönwald 
Schussenried 
Schwäb. Half 
Schwalbach 
Schwangau 
Schwartau 
Siegsdorf 

PLZ Gemeinde 

49S2 Porta Westfalica 
4994 Preußisch Oldendorf 

8210 Prien a. Chiemsee 

3280 Bad Pyrmont 
7760 Radolfzell 
8243 Ramsau 

b. Berchtesgaden
6927 Bad Rappenau 
8230 Bad Reichenhall 

5455 Rengsdorf 
7624 Bad Rippoldsau-

Schapbach 
8634 Rodach b. Coburg 
4502 Bad Rothenfelde 
8183 Rottach-Egern 
7407 Rottenburg a. N. 

3423 Bad Sachsa 
7880 Bad Säckingen 
3202 Bad Salzdetfurth 
3320 Salzgitter 
6427 Bad Salzschlirf 
4902 Bad Salzuflen 
7595 Sasbachwalden 
4772 Bad Sassendorf 
2409 Scharbeutz 
8999 Scheidegg 

3284 Schieder-
Schwalenberg 

6229 Schlangenbad 
5372 Schleiden 
7826 Schluchsee 
5948 Schmallenberg 
7542 Schömberg 

2306 Schönberg 
8240 Schönau 

a. Königssee
7525 Bad Schönborn 

7741 Schönwald 
7953 Bad Schussenried 
7170 Schwäbisch Hall 
6208 Bad Schwalbach 
8959 Schwangau 
2407 Bad Schwartau 
8227 Siegsdorf 

G\'OBL 1990 

Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
(Ortsteile, sofern nicht B, G, K ''·) 

Hausberge 
Holzhausen 

G ohne den eingegliederten Gemeinde­
teil Vachendorf der ehemaligen Gemeinde 
Hittenkirchen und den Gemeindeteil Wil­
denwart 
K 

Mettnau 
G 

Bad Rappenau 
Bad Reichenhall, Bayerisch Gmain und 
Kibling 
Rengsdorf 
Bad Rippoldsau 

B Kurmittelhaus Thermalbad Rodach 
G 
G 
Bad Niedernau 

Bad Sachsa 
Bad Säckingen 
Bad Salzdetfurth, Detfurth 
Salzgitter-Bad 
G 
Bad Salzuflen 
G 
Bad Sassendorf 
Scharbeutz 
G 

Schieder, Glashütte 

K 
G,münd 
Schluchsce, Faulenfürst, Fi,chbach 
Fredeburg 
Schömberg 

Holm 
G 

a) Bad Mingolsheim
b) Langenbrücken
G
Bad Schussenried
Schwäbisch Hall
K
G
Bad Schwartau
B Kurheim Bad Adelholzen

Artbezeichnung 

Kneippkurort 
Kurmittelgebiet 

Kncippkurort 

Heilbad 
Kneippkurort 
Heilklimatischer Kurort 

(Sole-)Heilbad 
Heilbad 

Heilklimatischer Kurort 
Heilbad 

Heilquellen-Kurbetrieb 
Heilbad 
Heilklimatischer Kurort 
Ort mit Heilquellen 
Kurbetrieb 
Heilklimatischer Kurort 
Heilbad 
Heilbad 

Nr,5 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Mineralheilbad und Moorbad 
Heilbad 
Kneippkurort 
Heilbad 
Seeheilbad 
Kneippkurort 
und Heilklimatischer Kurort 
Kneippkurort 

Heilbad 
Kneippkurort 
Heilklimatischer K uron 
Kneippkurort 
Heilklimatischer Kurort 
Kneippkurort 
Heilbad 
Heilklimatischer Kurort 

Heilbad 
Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Heilklimatischer Kurort 
(Moor-)Heilbad 
Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Heilbad 
Heilklimatischer Kurort 
Heilbad 
Heilquellen-Kurbetrieb 



:\r. 3 

Name 
ohne "Bad« 

Sinzig 
Sobernheim 
Soden am 

Taunus 
Soden-

Salmünster 

Sooden-
Allendorf 

Spiekeroog 
St. Andreasberg 
St. Blasien 

St. Peter-Ording 

Stehen 

Stuttgart 
T e<-"crnscc 1:, 

Tein ach-
Zavelstein 

Thyrnau 

Timmendorfcr 
Str:md 

Titisee-Neustadt 
Todtmoos 
Tölz 

PLZ Gemeinde 

5485 Sinzig 

6553 Sobernheim 
6232 Bad Soden am 

Taunus 
6483 Bad Soden-

Salmünster 

3437 Bad Sooden-
Allendorf 

2941 Spiekeroog 
3424 St. Andreasberg 
7822 St. Blasien 

2252 St. Peter-Ording 

8675 Bad Steben 

7CCJ Stuttgart 
8180 Tegernsee 

7264 Bad Teinach-
Zavelstein 

8391 Thyrnau 

2408 Timmendorfer Strand 

7820 Titisee-Neustadt 
7867 Todtmoos 
8170 Bad Tölz 

Traben-Trarbach 5580 Traben-Trarbach 
Travemünde 
Triberg 
Überkingen 
Ubcrlingen 
Urach 

Vallendar 
Varel 
Vilbel 
\'ill1n�en­

Scliwcnningen 

Vlotho 

Waldkirch 
Waldsee 

Wangerland 
Wangerooge 
Warburg 

Weiler-
Simmerberg 

Weiskirchen 
Wenningstedt 
Westerland 
Wieda 

2407 Travemünde 
7740 Triberg 
7347 Bad Überkingen 
7770 Überlingen 
7432 Bad Urach 

5414 Vallendar 
2930 Varel 
6368 Bad Vilbel 
77>0 Villingcn-

Schwcnnmgcn
4973 Vlotho 

7808 Waldkirch 
7967 Bad W aldsec 

2949 Wangerland 

2946 Wangerooge 
3530 Warburg 

8999 W eiler-Simmerberg 

6619 Weiskirchen 
2283 Wenningstedt/Sylt 
2280 W esterland 
3426 Wieda 

GVOBl. 1990 

Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: 
(Ortsteile, sofern nicht B, G, K ·) 

Bad Bodendorf 
Sobernheim 

K 

Bad Soden 

K 

G 

G 
St. Blasien 

St. Peter-Ording 

G 

Berg, B,1d Cannstatt 
G 

Bad Teinach 

B Sanatorium Keilberg 
Timmendorfer Strand, Niendorf 

Titisee 

G 
a) Gebiet der ehemaligen Stadt Bad Tölz
b) Gebiet der ehemaligen Gemeinde

Oberfischbach
Bad Wildstein 
Travemünde 
Triberg 
Bad Überkingen 
Überlingen 
Bad UrJch 
Vallendar 
B - Dangast 
K 

Seebruch, Senkelteich, Valdorf-West 

Waldkirch 
Bad Waldsee, Steinach 

Horumersiel, Schillig 

G 
Germete 

B Rheuma-Kurbad Weiler-Simmerberg 

W eiskirchcn 
Wenningstedt 
Westerland 
Wieda 

Anbezeidrnung 

Heilkurort 
Felkekurort 
Heilbad 

Mineralheilbad 

Heilbad 
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Nordseeheilbad 
Heilklimatischer Kurort 
K.neippkurort 
und Heilklimatischer Kurort 

Seeheilbad 
Mineralheilbad 
Heilbad 
Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Heilklimatischer Kurort 
Heilbad 

Mineralquellenkurbetrieb 
Seeheilbad 

Heilklimatischer Kurort 
Heilklimatischer Kurort 
Heilbad und Heilklimacischer 
Kurort 
Heilklimatischer Kurort 
Heilkurort 

Seeheilbad 
Heilklimatischer Kurort 
Heilbad 
Kneippheilbad 
Heilbad 
Kneippkurort 

Ort mit Heilquellen-Kurbetrieb 
Heilbad 
Kneippkurort 

Kurmittdgebict 
(Heilquelle und Moor) 
Kneippkurort 
(Moor-)Hcilb,td und 
Kneippkurort 
Nordseeheilbad 

Nordseeheilbad 

Kurmittelgebiet 
(Heilquelle) 

Mineralquellenkurbetrieb 

Heilklimatischer Kurort 
Seeheilbad 
Seeheilbad 
Heilklimatischer Kurort 
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Name Anerkenntnis als Heilkurort ist erteilt für: ! 

ohne ,Bad" 
PLZ Gemeinde (Ortsteile, sofern nicht B, G, K ''·) Artbezeichnung 

Wiesbaden 6200 Wiesbaden K Heilbad 

Wiessee 8182 Bad Wiessee G Heilbad 

Wildbad 7547 Wildbad Wildbad Heilbad 

Wildemann 3391 Wildemann G Kneippkurort 

Wildungen 3590 Bad Wildungen K Heilbad 

Willingen 3542 Willingen (Upland) a) K Heilklimatischer Kurort, 
Kneippkurort und Heilbad 

b) Usseln Heilklimatischer Kurort 

Wimpfen 7107 Bad Wimpfen Wimpfen am Berg (mit Erbach, Fleckingcr (Solc-)Heilbad 
Mühle, Höhenhöfe) 

Windsheim 8532 Bad Windsheim Bad Windsheim, Klcinwindsheimermühle, Heilbad 
Walkmühle 

Winterberg 5788 Winterberg Winterberg, Altastenberg, Elkeringhausen Heilklimatischer Kurort 

Wittdün/ 2278 Wittdün/ Amrum Wittdün Seeheilbad 
Amrum 

Witzenhausen 3430 Witzenhausen Ziegenhagen Kneippkurort 

Wörishofen 8939 Bad Wörishofen Bad Wörishofen, Hartenthal;Oberes Hart, Kneipp heil bad 
Obergammenried, Schöneschach, Unter-
gammenried, Unteres Hart 

Wünnenberg 4791 Wünnenberg Wünnenberg Kneippkurort 

Wurz.ich 7954 Bad Wurzach Bad WurZ1cb (Moor-)Hcilbad 

Wyk ,1. F. 2270 Wyk a. F. Wyk Seeheilbad 

Zwesten 3584 Zwesten K Heilquellen-Kurbetrieb 

Zwischenahn 2903 Bad Zwischenahn Bad Zwischenahn Heilbad 

<- B = Einzelkurbetrieb G = gesamtes Gemeindegebiet K = nur Kerngemei:1de, Kernstadt 

Anlage 4 
(Zu § 13 Abs. 3 Nr. 2 BhV) 

Heilkurorteverzeichnis Ausland 

Ortsnamen 

Abano Terme 

Badgastein 

Bad Dorfgastein 

Bad Hofgastein 

Galzignano 

Ischia 

Montegrotto 

Ein Boqeg, Sdom am Toten Meer, wenn eine schwere Haut­
erkrankung (z. B. Psoriasis, Neurodermitis) vorliegt und die 
inländischen Behandlungsmöglichkeiten ohne hinreid1enden 
Heilerfolg ausgeschöpft sind. 

Nr. 5 
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Verwaltungsanordnung zur Änderung der Allgemeinen 
Verwaltungsanordnung über die Gewährung von Beihil­

fen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen (BhA) 
vorn 30.Januar 1990 

Aufgrund von Artikel 102 Abs. 3 Satz 2 der Verfassung der 
Nordelbischen Kirche wird folgende \·en\·altungsanordnung 
erlas�en: 

Die Allgc'meilw Vt'r\\'altuns"anordnw:g über die CL'\\'ii.h­
rung \ on Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen -
ßh.-\ - mm 18. Juni 1985 (GVOBL S. 137) wird wie folgt geän­
dert: 
1. § 2 \bsalz 2 crh,1lt folgende Fassun:--•::

.,12) l'flichl\·crsi,·hs•rk in der gesd/lichL'n Kr,rnk\.'11\ t'r"i­
cherung und ihre nc1eh § 3 der ße1hiltevorschriften berücl._­
sichtigungsfähigen Angehörigen sind ausschließlich auf die
ihnen aus der Pflichtversicherung zustehenden Sachlt:>i­
stungen angewiesen; dies gilt auch, soweit die Versiche­
rungsträger nach den Vorschriften de, Sozialgesetzbuches
\ · l ,der n,1ch ihr\.'r Sei t/ung Sc1chlei"tu n.�c•n nur ,i 1s Kann- Lci­
,-;tu ngcn gcw;i11rcn .. 'rnfwendungen, die dem Pflicht\·efai­
cherten dadurch entstehen, daß die \·on den Versicherungs­
tr2,gern zu gewährenden Sachleistungen nicht in Anspruch
genommen werden oder für die anstelle einer Sachleistung
eine Barleistung gewährt wird, sind nicht beihilfefähig."

-, '\,1ch Abs,1tz 2 \\('r,1t·n die Abs;itZt· ".bis/, angefügt: 
,J",l Die nach Abzug der Kosteiwrstattung oder nad1 der 
Gewährung von Zuschüssen durch die Versicherungsträger 
,·erbleibenden Kosten sind nicht beihilfefähig. Abweichend 
hien-on sind die ,·on den Versicherungsträgern nicht über­
nommenen Kosten für zahntechnische Leistungen bei 
Zahm'f",ltzbeh,rndlungl'n bc•ihilfefahig; dl'r Betrag dt•r er­
h, ihten Zu."chüs,-.c n,Kh § .10 Abs. 'i des Sozialgeset:cbuchcs 
V ist auch dann bei der Beihilfcfcstsctzung abzuziehen, 
\,·e1ul die erhöhten Zuschüsse wegen fehlender Proplfflaxe 
durch die Versichenmgsträger nicht gewährt worden sind. 
(-t) Von den Versicherungsträgern nicht übernommene 
.-'lutwl·ndung('n für Behandlungen durch Heilpr,11-..tiker 
sind in dem durch ci _;:; /\bs. 1 dn Hcihilfe\·orschrifkn bL·­
slimmten Umfang h·ihilfdiihig. 
('i) Gesetzlich vorgesehene Kostenanteile oder Aufwen­
dungen für von der Leistungspflicht der Versicherungsträ­
ger ausgeschlossene Arznei-, Heil- und Hilfsmittel sowie 
'\ebenkostl'n sind nicht lx·ihilfeLihig. 
(hl Die bcihilfl'1;1higcn Autwendun�'.l'l1 für frL•iwillig in dL'r 
gesetzlichen Krankern·ersicherung oc..ler bei einem pri\·,'lten 
Krankenversicherungsunternehmen krankenversicherte 
Angestellte und Arbeiter mit einem Beitragszuschuß nach 
§ 257Sozialgesetzbuch V zu den Krankenversicherungsbei­
trägen sind unter Berücksichtigung des§ 5 Abs. 3 und 4 der
Beihilfevorschriften zu berechnen. Gesetzlich vorgesehene
Kostenanteile oder Aufwendungen für von der Leistungs­
pflicht der Versicherungsträger ausgeschlossene Arznei-,
Heil- und Hilfsmittel sind nicht beihilfefähig."

3. Es wird folgender§ 3 neu eingefügt:

,,§ 3 
Beihilfen werden nur für Aufwendungen gewährt, die für 
Krankheits-, Geburts- oder Todesfälle, für Maßnahmen der 
Früherkennung von Krankheiten oder für Schutzimpfun­
gen geltend gemacht ,•:erden. Dies gilt auch für den Perso­
nenkreis nach § 1 Absatz 1." 

4. Der bisherige§ 3 wird § -t

Diese \en\·altungsanordnung tritt mit Wirkung \·om 1. Januar 
1990 in Kraft. 

Kiel, den 30. Januar 1990 
Nordelbi"clws KirchL'n,1rnt 

l) r. ß Li s c h k c

Allgemeine Hinweise zu der BhA 
Nach§ 2 der BhAfinden die Beihilfevorschriften (dhjV) in der 

jeweiligen Fassung sinngemäß Anwendung für die Angestell­
ten, Arbeiter und Auszubildenden. Die BhA ist durch die Ver­
waltungsanordnung vom 30. Januar 1990 sowohl an das 
Gt·setz /Ur Strukturreform im Ce�undlwit-.,,c•-.cn (CRC) vorn 
20. Dl'Zl'llll>cr 1988 (ßCBI. J c; 2-±77) ,1ls <1uch ,rn dit' ßhV in der
Fassung\ om 19. September 1989 (GMBl. 1989 5. 738) angepaßt
worden.
Für die Gewährung der Beihilfe an Angestellte, Arbeiter und 
Auszubildende gilt som:.-it die BhA nicht aui die BhV ver­
weist - t, ,J_s:-;endcs: 

Nicht beihilfefähig sind .-'lufwendungcn, 
- für die die gesetzliche Krankenkasse Kostenerstattung oder

Zuschüsse gewährt; dies gilt z.B. für Kontaktlinsen (§ 33
Abs. 3 SGB V), für Brillengestelle(§ 33 Abs. 4 SGB V) und
für Kuren(§ 40 Abs. 1 SGB V) sowie Kostenerstattungen für
kidenirthopiidische Behandlung(§ 29 SCB \ l;

�- die dar,rnf berulwn, daß der Vt•r�iclwrtc diL' beim tleh,rndlL·r 
mögliche Sachleistung nicht als solche in Anspruch genom­
men bz\\·. auf die Leistungen verzichtet hat; 

- für die zahnärztliche Behandlung ( nur Honorarkosten) bei
Zahnersatz;

- für pri\',lt \'l'H'inbark /,1hniirztliche l .t'istungen ( in den
Fällen, in denen der PflichtYersicherte ,·inc \'ersorgung mit
Zahners21tz wählt, die über eine ausreichende, zweckmäßi­
ge, wirtschaftliche und zugleich vollwertige Versorgung
hinausgeht. Die in diesen Fällen eingereichten Zahnarzt­
rechnungen sind beihilierechtlich auch dann nicht zu be­
rücksichtigen, wenn \cim Ti<iger der g,·sl'lzlidwn Krnnkcn­
vcrsiclwrung ein Er"tdttungc,bctrag (/'u,,lrn!s) gcvv;ihrt
wird;

- für gesetzlich vorgesehene Kostenanteile, wie Festbeträge
bei Arznei- und Hilfsmitteln(§§ 35 u. 36 5GB V), Zuzahlun­
gen bei Arznei- und Heilmitteln (§§ 31 u. 32 SGB V) und bei
Krankenhausbehandlung(§ 39 Abs. 4 SGB V) sowie Selbst­
behalte bei Fahrkosten(§ 60 SGB V);

- für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, die von der Leistungs­
pflicht der Krankenkassen ausgeschlossen sind;

- für Nebenkosten ( z.B. Fahrkosten);
- die im Ausland entstanden sind (z.B. Krankenhaus- oder

Krankentransportkosten gern. § 16 Abs. 1 Nr. 1 SGB V).
Weiterhin beihilfefähig sind Aufwendungen

- für zahntechnische Leistungen (Labor und Materialkosten)
bei Zahnersatzbehandlungen, die von den gesetzlichen
Krankenkassen nicht übernommen werden(§ 2 Abs. 3 BhA),

- für Behandlungen durch Heilpraktiker(§ 2 Abs. 4 BhA).
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Zusätzliche Regelungen für mit Beitragszuschuß des Arbeit­
gebers freiwillig in RVO-/Ersatzkassen Versicherte 

Für nicht pflichtversicherte beihilfeberechtigte Angestellte 
und Arbeiter, die einen Beitragszuschuß zu ihrer Krankenver­
sicherung erhalten, sind Aufwendungen unter Berücksichti­
gung des§ 5 Abs. 3 u. 4 Bh V nur insoweit beihi!fefähig, als sie 
über die aus der bezuschußten Versicherung zustehenden Lei­
stungen hinausgehen. Der Beihilfebemessungssatz richtet sich 
nach§ 14 Abs. 1 BhV. 

Für privatärztliche Behandlung durch einen Behandler (z.B. 
Arzt), der die Behandlung aufgrund des Behandlungs- oder 
lJberweisungsscheines als Sachleistung zu erbringen gehabt 
hätte, ist die Gewährung einer Beihilfe jedoch ausgeschlossen. 
Gehört der Behandler oder verordnende Arzt nicht zu dem 
von der Krankenkasse zugelassenen Behandlerkreis, finden § 
5 Abs. 3 Sätze 2 und 3 BhV Anwendung. 

Hierzu ist zu beachten, daß Sachleistungen nicht beihi!fefä­
hig sind. Da Festbeträge als Sachleistung gelten, sind darüber 
hinausgehende Aufwendungen nicht beihilfefähig. 

Festbeträge können gebildet werden für 
- Arznei- und Verbandmittel,
- Hilfsmittel.

Als Festbeträge gelten auch
- die Vertragssätze für Hilfsmittel (auch für Brillengläser),
- der Zuschuß zu Kontaktlinsen anstelle einer Brille,
- der Zuschuß zum Brillengestell sowie
- der Festbetrag für Leistungen von Rettungsdiensten.

Aus diesen Hinweisen ergibt sich, daß in RVO-/Ersatzkas­
sen Pflichtversicherte insbesondere bei Aufwendungen für 
Heilpraktikerbehandlungen und zahntechnische Leistungen 
und freiwillig Versicherte- mit Beitragszuschuß des Arbeitge­
bers - darüber hinaus bei Aufwendungen für Wahlleistungen 
bei Krankenhausbehandlung einen Beihilfeanspruch geltend 
machen können. 

Die Beachtung dieser Hinweise erspart sowohl den Antrag­
stellern als auch der Beihilfeabteilung unnötige Mehrarbeit. 

Kiel, den 30. Januar 1990 
Nordelbisches Kirchenamt 

Jes s e n  

Az.: 2710 - D 1/D 4 

* 

Nachstehend wird der Wortlaut der Allgemeinen Verwal­
tungsanordnung über die Gewährung von Beihilfen in Krank­
heits-, Geburts- und Todesfällen in der vom Kollegium des 
Nordelbischen Kirchenamtes am 30. Januar 1990 b�schlosse­
nen Form bekanntgegeben. 

Allgemeine Verwaltungsanordnung über die Gewährung 
von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

(BhA) 
vom 30. Januar 1990 

Aufgnmd von Artikel 102 Abs. 3 Satz 2 der Verfassung wird 
folgende Verwaltungsanordnung erlassen: 

§ 1
(1) Bei der Gewährung von Beihilfen in Krankheits-,

Geburts- und Todesfällen an Pastoren, Pfarrvikare, Vikare, Kir­
chenbeamte und Versorgungsberechtigte nach den Beihilfe-

vorschriften (Bh V) des Bundes(§ 2 Abs. 2 Kirchenbe;,oldungs­
gesetz und§ 2 Abs. 2 Kirchenversorgungsgesetz) ist das Nor­
delbische Kirchenamt zuständige Behörde und Festsetzungs-
stelle. 

(2) Goergangsweise, längstens bis zur Abwicklung der Bei­
hilfefestsetzung mit Hilfe der elektronischen Datenverarbei­
tung, bleiben die Kirchenkreise Alt-Hamburg, Eutin und 
Lübeck, soweit sie Anstellungsträger für Kirchenbeamte sind, 
Festsetzungsstelle im Sinne von§ 17 Abs. 5 ßhV. 

�2 

(]) Angestellte, Arbeiter und Auszubildende erhalten Bei­
hilfen in Krankheits-, Geburt<.;- und Todesfällen in sinngemä­
Ger Anwendung der für die Kirchenbeamten jeweils geltenden 
Vorschriften, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Pflichtversicherte in der gesetzliclien Krankenversiche­
rung und ihre nach § 3 der ßeihilfevorschriften berücksichti­
gungsfähigen Angehörigen sind ausschließlich auf die ihnen 
aus der Pflichtversicherung zustelwnden Sachleistungen an­
gevviesen; dies gilt auch, soweit die Versicherungsträger nach 
den Vorschriften des Sozialgesetzbuches V oder nach ihrer 
Satzung Sachleistungen nur als Kann-Leistungen gewähren. 
Aufwendungen, die dem Pflicht\'ersicherten dadurch entste­
hen, dals die von den Versicherungsträgern zu gewährenden 
Sachleistungen nicht in Anspruch genommen werden oder für 
die anstelle einer Sachleistung eine Barleistung gewährt wird, 
sind nicht beihilfefähig. 

( 3) Die nach Abzug der Kostenerstattung oder nach der Ge­
währung von Zuschüssen durch die Versicherungsträger ver­
bleibenden Kosten sind nicht beihilfefähig. Abweichend 
hiervon sind die von den Versicherungsträgern nicht über­
nommenen Kosten für zahntechnische Leistungen bei Zahner­
satzbehandlungen beihilfefähig; der Betrag der erhöhten Zu­
schüsse nach § 30 Abs. 5 des Sozialgesetzbuches V ist auch 
dann bei der Beihilfefestsetzung abzuziehen, wenn die erhöh­
ten Zuschüsse wegen fehlender Proplwlaxe durch die Versi­
cherungsträger nicht gewährt worden sind. 

( 4) Von den Versicherungsträgern nicht übernommene Auf­
wendungen für Behandlungen durch Heilpraktiker sind in 
dem durch § 5 Abs. 3 der BeihilfeYorschriften bestimmten
Umfang beihilfefähig.

( 5) Gesetzlich vorge�ehene Kostenanteile oder Aufwendun­
gen für von der Leistungspflicht der Versichenmgsträger aus­
geschlossene Arznei-, Heil- und Hilfsmittel sowie l\iebenko­
sten sind nicht beihilfefähig.

(6) Die beih1lfefähigen Aufwendungen für freiwillig in der
gesetzlichen Krankenversicherung oder bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen krankenversicherte An­
gestellte und Arbeiter mit einem Beitragszuschug nach § 257 
Sozialgesetzbuch V zu den Krankenversicherungsbeiträgen 
sind unter Berücksichtigung des§ 5 Abs. 3 und 4 der Beihilfe­
vorschriften zu berechnen. Gesetzlich vorgesehene Kostenan­
teile oder Aufwendungen für von der Leistungspflicht der Ver­
sicherungsträger ausgeschlossene Arznei-, Heil-und Hilfsmit­
tel sind nicht beihilfefähig. 

§3

Beihilfen werden nur für Aufwendungen gewährt, die für 
Krankheits-, Geburt;,- oder Todesfälle, für Maßnahmen der 
Früherkennung von Krilnkheiten oder für Schutzimpfungen 
geltend gemacht ·werden. 
Dies gilt auch für den Personenkreis nach§ 1 Abs. 1. 

§4
Diese Verwaltungsanordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­

nuar 1990 in Kraft. 
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Siebente Rechtsverordnung zur Änderung der 
Rechtsverordnung 

über die Benutzung von Fahrzeugen im kirchlichen Dienst 
vom 9. Januar 1990 

Die Kirchenleitung hat aufgmnd von§ 2 Abs. 2 Satz 2 in Ver­
bindung mit Abs. 8 des Kirchenbesoldung�gesetzes i.d.F. der 
Bekanntmachung mm 12. März 1986 (GVOBI. S. 81), zuletzt 
geändert durch da,- Kirchenbesoldungsgesetz vom 28. fam1..r 
1989 (GVOBl. S. >,J. im Finvernehmen mit dem l Liupt,1u�­
schuß der Synode f()lsende Rechtsverordnung erlassen 

� 1 

Die Rechtsverordnung über die Benutzung von Fahrzeugen 
im kirchlichen Dienst vom 29.11.1977 (GVOBI. 1978 S. 4) in der 
Fassung mm 13.10.1987 (GVOBI. S. 249) wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 4 Absatz 4 wird um folgenden Satz ergänzt:

„Die in der Verordnung des BMI vom 22. Oktober 1963 in
der jeweils geltenden Fassung zu§ 6 Abs. 2 BRKG in� 1 Abs.
1 Nr. 3 aufgdührtL' ]ahresfahrleistungsgrenze von ]II_()()()
km findet keine ,\n\\'endung."

2. § 6 Absatz 1 erhiilt tulgende Fassung:

„Zur Anschaffung eines privateigenen Kraftfahrzeugs, für
das die Zustimmung zum stiindigen Einsatz nach§ 4 vor­
liegt und das im Sinne dieser Bestimmung zur Ausübung
des Dienstes notwendig ist. kann auf Antrag hauptamtli­
chen Mitarbeitern durch die Ev. Darlehnsgenossenschaft in
Kiel ein zinsverbilligtes D,ulehen bis zur Höhe von �.,lilll,­
DM, höchstens iedoch bis zu 2/3 des Kaufpreises, gewiihrt
werden. Die Darlehen müssen vor der Anschaffung des
Kraftfahrzeuges bei der Ev. Darlehnsgenossenschaft bean­
tragt werden. Tilgungsreste aus einem vorhergeg21ngenm
Kraftfahrzeugdariclwn dürfen nicht bestehen. lrn ,•m1cln
gelten folgende Regelungen:
a) Pastoren z.A., die in ihrer Besoldung abgesenkt sind, er­

halten bis zu 5.000,- D\l zinsfrei bei einer Laufzeit von
5 Jahren. Die Zinsfreiheit endet mit dem Ende der Ab­
senkung. Das Restdarlehen ist danach mit 5,5 v.H. zu
verzinsen.

b) Alle sonstigen \litarbeiter erhalten bis /.U K.0()(1,- D\1,
die mit 5,5 \'.l !. der jeweiligen Darlehenssumme n>ffl
Darlehnsnehmer bei einer Laufzeit von 5 Jahren zu \·er­
zinsen sind.

c) Für alle Darlehn5nehmer, die bis zum 31.12.1989 ein mit
4 v.H. verzinsliches Darlehen erhalten haben, entsteht
ab 1.1.1990 ein steuerpflichtiger Zinsvorteil, sofern der
jeweilige Rest der Darlehnssumme 5.000,- DM über­
und der Zinssatz hierfür 5,5 v.H. unterschreitet. Der sich
hieraus c·rgebcnde Sachbezug wird für den D,irldrns­
nehmer zur Versteuerung aufgegeben."

�2 

Die,,c Rechtsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1 99(1 in Kraft. 

Kiel, den 9. Februar 1990 
Die Kirchenleitung 

D. Krusc h e
Bischof und Vorsitzender der Kirchenleitung 

KL-:'\r. 133/90 

Bekanntmachung der Neufassung der Rechtsverordnung 
über die Benutzung von Fahrzeugen im kirchlichen Dienst 

Kiel, den 1. Februar 1990 

.\Jachstehend wird der Wortlaut der Rechtsverordnung über 
die Benutzung von Fahrzeugen im kirchlichen Dienst in der 
ab 1. Januar 1990 geltenden Fassung bekanntgegeben. Auf die 
Änderungen bei der Jahresfahrleistungsgrenze n1n 10.000 km 
(§ 4 Abs. 4) -,owi,' auf cfü, ,\nhebung der Zin,en tür KraftL1hr­
zeugdarlelwn (� h Abs. 1 l \\ ird hingewiesen.

Nordelbisches Kirchenamt 
Im Auftr,1g 

Jes s e n  

Az.: 2560 - D 1/D 4 

Rechtsverordnung 
über die Benutzung von Fahrzeugen im kirchlichen Dienst 

vom 29. November 1977 
in der ab 1. Januar 1990 gültigen Fassung 

§1
Allgemeines 

(1) Für Dienstfahrten und Dienstgänge im Sinne des Bun­
desreisekostengesetzes sind nach t\Iöglichkeit die regelmäßig 
\·erkehrenden Beförderungsmittel zu benutzen. 

(2) Kraftfahrzeuge sind nur dann einzusetzen, wenn durch
sie eine erhebliche Zeit- bzw. Kostenersparnis erzielt wird oder 
eine dauernde körperliche Behinderung des kirchlichen Mit­
arbeiters den Einsatz des Kraftfahrzeuges z"·ingend erfordert. 

§2
Kraftfahrzeugarten 

fm kirchlichen Dienst können eingesetzt werden: 

a) Mietkraftfahrzeuge, das sind solche, die im Eigenhtm eines
Dritten stehen und von haupt- oder nebenamtlichen Mit­
arbeitern d,,r kirchlichen Körpersch,1tk11 sowie der
Dienste, WL'rke und Finrichtungen mit C.,·nchmigung der
zuständigen kirchlichen Körperschaft im Interesse ihres
Dienstes benutzt werden.

b) kircheneigene Kraftfahrzeuge, das sind -,olche, die im Ei­
gentum einer kirchlichen Körperschaft stehen und auf
deren Kosten beschafft, unterhalten und betrieben werden.

c) privateigene Kraftfahrzeuge, das sind solche, die von
haupt- oder nebenamtlichen Mitarbeitern der kirchlichen
Körperschaften sowie der Dienste, \Verke und Einrichtun­
gen beschafft, auf eigenen Namen zugelassen und n21ch Er­
fordernis für dienstliche Zwecke genutzt werden. Dem
eige1wn Kraftfahrzeug dc's Mit;irbt>itl'r<S steht das ihm un­
entgdtlich zur Verfügung slchl'nde Kraftfahrzeug seilw',
Elwgatten oder eines mit illm in häuslicher Gemeinsch,ltt
lebenden Verwandten oder Verschwägerten gleich.

§3
Dienstkraftfahrzeuge 

(1) Dienstkraftfahrzeuge dürfen nur bescl121fft und in
Betrieb genommen werden, wenn die Haltung eines Dienst­
kraftwagens notwendig und wirtschaftlich ist. 

(2) Der Halter eines Dienstkraftfahrzeuges ist verpflichtet,
dieses zu pflegen und im betriebsfähigen Zustand zu erhalten. 
Fr hat gc·gebenenfalls eine zu 1·erliissige l'l'rson zu beauftragen, 
dil' d,it11r verantwortlich bl. 
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(3) Für jedes Dienstkraftfahrzeug ist ein Fahrtenbuch zu
führen. 

(4) Privatfahrten mit kircheneigenen Kraftfahrzeugen sind
nur in Ausnahmefällen zulässig. Der Benutzer hat in diesem 
Fall an die das Kraftfahrzeug unterhaltene Stelle eine Weg­
streckenentschädigung in Höhe des nach§ 4 Abs. 4 festgesetz­
ten Betrages zu zahlen. Bei der Inanspruchnahme eines Kraft­
fahrzeugführers sind auch dessen Kosten in voller Höhe zu 
übernehmen. Solche Privatfahrten sind im Fahrtenbuch zu 
vermerken und dem Halter des Kraftfahrzeuges unverzüglich 
anzuzeigen. 

(5) Die Bischöfe und der Präsident des Nordelbischen Kir­
chenamtes sind berechtigt, anstelle der Einzelabrechnung der 
Privatfahrten nach Abs. 4 Satz 2 gegen eine monatliche Pau­
schalzahlung von 200,- DM das Dienstfahrzeug frei zu nutzen. 
Bei Inanspruchnahme eines Kraftfahrzeugführers gilt Abs. 4 
Satz 3 entsprechend. 

§4
Privateigene Kraftfal-,rzeuge 

(1) Privateigene Kraftfahrzeuge dürfen nur mit Zustim­
mung der für die Genehmigung zuständigen Stelle für Dienst­
fahrten benutzt werden. 

(2) Über die Zustimmung zum ständigen Einsatz eines pri­
vateigenen Kraftfahrzeugs hat die zuständige Stelle zu ent­
scheiden, für die das Fahrzeug überwiegend dienstlich 
genutzt wird. Dabei sind Art und Umfang der Dienstaufgaben, 
die den ständigen Einsatz eines Kraftfahrzeugs notwendig 
machen, sowie der räumliche Bereich, in welchem das Kraft­
fahrzeug dienstlich eingesetzt werden darf, zu bestimmen. 

(3) Privateigene Kraftfahrzeuge müssen soweit sie für
Dienstfahrten eingesetzt werden, gegen Haftpflichtansprüche 
in unbegrenzter Höhe versichert sein. Eine Vollkasko-Versi­
cherung mit 300,- DM Selbstbeteiligung sowie eine Fahrzeug­
rechtsschutz-Versicherung sollen bestehen. 

(4) Für Fahrten mit einem privateigenen Kraftfahrzeug
erhält der Dienstreisende als Auslagenersatz die jeweils nach 
§ 6 Abs. 2 des Bundesreisekostengesetzes zu zahlende Weg­
streckenentschädigung.

Die in der Verordnung des BMI vom 22. Oktober 1965 in der 
jeweils geltenden Fassung zu§ 6 Abs. 2 BRKG in§ 1 Abs. 1 Nr. 
3 aufgeführte Jahresfahrleistungsgrenze von 10.000 km findet 
keine Anwendung. 

(5) Die Wegstreckenentschädigung darf nur für Fahrten im
zugelassenen räumlichen Einsatzbereich des Kraftfahrzeugs 
gezahlt werden. Unbeschadet der Bestimmungen in § 6 gilt sie 
sämtliche Kosten ab, die durch Kauf, Haltung und Betrieb des 
Kraftfahrzeugs entstehen. 

(6) Die Wegstreckenentschädigung kann auch bei der Er­
stattun,,c; dn entstandenen nutwendigen L,hrku;,tl'n nach§ 2.1 

Abs. 1 ßundesrcisekostcncc;csdz gL·wiihrt \\ t'rckn, sofern ein 
triftiger Crund für die Bcnul/ung des pri\·,itt·igrnc-n Kraftfahr­
zeuges gegeben sein sollte. Die Entscheidung hierüber liegt 
jeweils in pflichtgemäßen Ermessen der nach . .\bsatz 1 zustin­
digen Stelle. 

§4a
Bcnut✓ung von F,,hrr!idcrn 

Für die aus dienstlichen Gründen erforderliche Benutzung 
eines pri\·ateigenen Fahrrades wird eine Entschädigung nach 
§ 6 Abs. 3 Bundesreisekostengesetz gewährt. Der Betrag kann
pauschaliert werden. Für die aus dienstlichen Gründen erfor­
derliche dauernde Haltung cilws privatdgenen Fahrrnlks

kann je Rechnungsjahr ein Pauschalsatz von 72,- DM gewährt 
werden. 

§5
Sachschäden an privaten Kraftfahrzeugen 

(1) Der Ersatz von Sachschäden an privateigenen Kraftfahr­
zeugen kann geleistet werden, wenn der Dienstreisende vor 
Antritt der Dienstreise entweder im Einzelfall oder allgemein 
zur Benutzung eines Kraftfahrzeugs ermächtigt worden ist. 
Bei der Ermächtigung, die zugleich mit der Genehmigung der 
Dienstreise zu erteilen ist, ist ein strenger MaBstab anzulegen. 

(2) Bei nachträglicher Ermächtigung zur Benutzung de�
Kraftfahrzeugs ist ein Ersatz des Sd1adens grundsätzlich aus­
geschlossen. Ausnahmen kommen nur in Betracht, wenn der 
Fahrzeughalter das Fehlen der rechtzeitigen Ermächtigung 
nicht selbst zu vertreten hat. 

(3) Hat der Halter eines privateigenen Kraftfahrzeugs den
Unfallschaden vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, 
entfällt jede Ersatzleistung. 

(4) Dem Mitarbeiter, der an seinem privateigenen Kraftfahr­
zeug während einer genehmigten Dienstfahrt einen Schaden 
erleidet, wird Schadenersatz nach dem für die Nordelbische 
Kirche jeweils geltenden Kasko-Sammelvertrag geleistet. 
Darüber hinausgehende finanzielle Belastungen (insbeson­
dere Abschleppkosten und Selbstbeteiligung) hat die zustän­
dige Stelle (§ 4 Abs. 2) aus eigenen Mitteln zu erstatten. 

(5) Liegen die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 vor, so
ist der Kraftfahrzeugschaden umgehend dem Ecclesia Versi­
cherungsdienst zu melden. Die Schadenanzeige ist auf dem 
üblichen Formular des Ecclesia Versicherungsdienstes für 
Haftpflichtschäden zu erstatten, auf dem zu vermerken ist: 
"Kraftfahrzeugschaden anläßlich einer genehmigten Dienst­
fahrt." 

(6) Bei Vorliegen eines Körperschadens finden die allgemei­
nen Vorschriften über Dienst-und Arbeitsunfälle Anwendung. 

§6
Kraftfahrzeugdarlehen 

(1) Zur Anschaffung eines privateigenen Kraftfahrzeugs,
für das die Zustimmung zum ständigen Einsatz nach§ 4 vor­
liegt und das im Sinne dieser Bestimmung zur Ausübung des 
Dienstes notwendig ist, kann auf Antrag hauptamtlichen Mit­
arbeitern durch die EY. Darlehnsgenossenschaft in Kiel ein 
zinsverbilligtes Darlehen bis zur Höhe von 8.000,- DM, höch­
stens jedoch bis zu 2/3 des Kaufpreises, gewährt werden. Die 
Darlehen müssen vor der Anschaffung des Kraftfahrzeuges 
bei der Ev. Darlehnsgenossenschaft beantragt werden. Til­
gungsreste aus einem vorhergegangenen Kraftfahrzeugdarle­
hen dürfen nicht bestehen. Im einzelnen gelten folgende Rege­
lungen: 

a) l'ac;toren /. \ .. dit· in ihrer Bl·sulclung abgesenkt ,ind, nh,1\­
k·n bis /.ll 'i (l(l(l,- DM zinslrl'i bei einer Lwr1c'1t ,·on c:;
Jahren. Die Zinsfreiheit endet mit dem End<= der Absen­
kung. Das Restdarlehen ist danach mit 5,5 v.H. zu verzin­
sen.

b) Alle sonstigen Mitarbeiter erhalten bis zu 8.nno,- DM, die
rnit 5,'i \·.l 1. der jeweiligen 1 \1ril•lrnssumnw n>m [lcirlchns-
1whmer bc·1 ,·iner Laul/..Cit nlll 1 jc1hren /ll \ ,,r/111sen sind.

c) Für alle Darlehnsnehmer, die bis zum 31.12. J lJ,'-:9 ein mit 4
v.H. verzinsliches Darlehen erhalten haben, entsteht ab
l.l.1990 ein steuerpflichtiger Zinsvorteil, soiern der jewei­
lige Rest der Darlehnssumme 3.000,- DM übt·r- und der
7:inssatz hiL·rilir 'i,5 \'.H unterochreitet. Der sich hivr,n1s er-
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gebende Sachbezug wird für den Darlehnsnehmer zur Ver­
steuerung aufgegeben. 

(2) Das Darlehen ist innerhalb der Laufzeit in gleichmäisi­
gen, monatlich fälligen Raten, beginnend mit dem auf die Aus­
zahlung folgenden Monatsersten, zu tilgen. Entfallen die Vor­
aussetzungen nach§ 4 Abs. 2 oder verändert sich das Dienst­
verhältnis durch Ausscheiden des Mitarbeiters aus dem Dienst 
bzw. seine Beurlaubung ohne Dienstbezüge, so hat der Dar­
lehnsnehmer für das Darlehen mit dem 1. des auf den Fortfall 
der Voraussetzungen folgendes Monats die banküblichen 
Zinsen für das Restdarlehen an die Evangelische Darlehnsge­
nossenschaft zu zilhlen. 

(3) Die Auszahlung des Darlehns durch die Ev. Darlehnsge­
nossenschaft erfolgt nach Hergabe eines Schuldscheins, den 
der Darlehnsnehmer und sein Ehegatte gemeinsam unter­
zeichnet haben. 

('"1) Für die Zeit der Tilgung des Darlehns wird der Abschluß 
einer Kaskoversicherung mit einer Selbstbeteiligung bis zur 
Höhe von 300,- DM dringend empfohlen. 

(5) Die Zustimmung zum ständigen Einsatz des Kraftfahr­
zeugs nach § ..i sowie die Versicherung, daß Tilgungsreste aus 
einem vorhergegangenen Kraftfahrzeugdarlehen nicht beste­
hen, sind von der zuständigen Stelle gegenüber der Ev. Dar­
lehnsgenossenschaft in dem Kreditantrag der Ev. Darlehnsge­
nossenschaft unter Beidrückung des Siegels zu bestätigen. 

(6) Ein Zuschuß zur Beschaffung des Kraftfahrzeugs darf
aus kirchlichen Mitteln nicht gegen werden. Für Reparatur­
zwecke sind Zuschüsse oder Darlehen gleichfalls unzulässig. 

§7
Verkauf kircheneigener Fahrzeuge 

Kircheneigene Kraftfahrzeuge dürfen nur zum amtlichen 
Schätzpreis verkauft werden. Voraussetzung ist, daß das 
Kraftfahrzeug mindestens 60.000 km im Dienst zurückgelegt 
hat oder ein wirtschaftlicher Einsatz nicht mehr gewährleistet 
ist. 

§ 8
Mitnahmeentschädigung 

( 1) Ein Dienstreisender, der in seinem privateigenen Kraft­
fahrzeug Personen mitnimmt, die nach dem Bundesreiseko­
stengesetz Anspruch auf Fahrkostenerstattung gegen eine 
kirchliche Körperschaft haben, erhält eine Mitnahmeentschä­
digung nach§ 6 Abs. 3 des Bundesreisekosten1,;esetzes. 

(2) Die Mitnahme von Personen geschieht in freier Ent­
schließung der Dienstreisenden, Haftungsansprüche, ausge­
nommen die Personenschäden bei Dienstunfällen, können 
gegen die kirchliche Dienststelle nicht hergeleitet werden. 

§ 9
Fahrtenbücher 

Über dienstliche Fahrten mit einem privateigenen Kraftfahr­
zeug und bei der Benutzung eines Dienstkraftfahrzeugs ist ein 
Fahrtenbuch zu führen. Aus den Eintragungen im Fahrten­
buch müssen ersichtlich sein: Reiseziel, Zweck der Dienstfahrt 
sowie die zurückgelegten Dienstkilometer. Das Fahrtenbuch 
ist bei örtlichen und überörtlichen Revisionen vorzulegen. 

§ 10
Geltungsbereich 

Diese Rechtsverordnung gilt für alle haupt- und nebenamt­
lichen Mitarbeiter der kirchlichen Körperschaften sowie der 
Dienste, Werke und Einrichtungen. 

§§ 11, 12
(Außerkrafttreten, Inkrafttreten) 

Ordnung für den Kirchlichen Dienst in der Arbeitswelt 
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 

vom 12. Februar 1990 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von Artikel 81 Abs. 3 der 
Verfassung in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Kirchengesetz über 
die Organisation der Dienste und Werke vom 14.1.1984 
(GVOBL S. '"19) folgende Rechtsverordnung beschlossen: 

Präambel: 

Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt ist eine wesentliche 
Lebensäußerung der Kirche und hat Anteil an ihrem Auftrag, 
das E vangeliurn von Jesus Christus in Wort und T,, t zu bezeu­
gen. Der KDA nimmt in besonderer Weise den Auftrag der 
Kirche wahr, das Evangelium in der Arbeitswelt zu bezeugen 
und sorgt dafür, dals Erfahrungen und Einsichten aus der Ar­
beitswelt in die Kirche vermittelt werden. Er tritt mit der ge­
samten Kirche ein für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung 
der Schöpfung. 

§1

Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt ist ein Werk der Nor­
d elbischen Ev.-Luth. Kirche nach Artikel 60 Buchstabe a der 
Verfassung. 

§2

( 1) Die Arbeit des KDA geschieht in den Kirchengemeinden,
in den Kirchenkreisen und in der NEK. 

(2) Soweit KDA-Arbeit durch die Kirchengemeinden ge­
schieht, kann sie nach Artikel 18 Abs. 1 oder 3 Verf. geordnet 
werden. 

(3) Die Organisation der KDA-Arbeit im Kirchenkreis regelt
der Kirchenkreis\·orstand nach Absprache mit dem Leiter oder 
der Leiterin des Nord elbischen KDA in einer Ordnung. 

§3
Die Arbeit des KDA der NEK (Nord.elbischer KDA) wird

durch den Arbeitsausschuß, den Leiter oder die Leiterin, die 
Nord elbische Dienststelle mit den Arbeitsstellen, die Mitarbei­
terkonferenz und den Sozialethischen Ausschuls wahrgenom­
men. Die Mitwirkung und Mitverantwortung von ehrenamt­
lichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sind für den KDA 
konstitutiv. 

§4

(1) Der Arbeitsausschui� besteht aus 9, höchstens 15 Mitglie­
dern, die \'On der Kirchenleitung in der Mehrzahl aus Vor­
schlägen der in§ 3 genannten Personen und Gremien und der 
KDA-Gremien auf Kirchenkreisebene berufen werden sollen. 
Zwei Drittel der Mitglieder sollen ehrenamtlich im KDA tätig 
sein. Die Berufung der Mitglider des Arbeitsausschusses 
erfolgt auf die Dauer der Amtszeit der Kirchenleitung. Der Ar­
beitsausschuß bleibt bis zur Berufung eines neuen im Amt. 

Der Arbeitausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzen­
den oder eine Vorsitzende und einen Stellvertreter oder eine 
Stellvertreterin. Ist der oder die Vorsitzende ehrenamtlicher 
Mitarbeiter oder ehrenamtliche Mitarbeiterin, soll der Stellver­
treter oder die Stellvertreterin hauptamtlich im kirchlichen 
Dienst stehen und umgekehrt. 

Gmndsätzlich nehmen an den Sitzungen des Arbeitsaus­
schusses mit beratender Stimme teil: Der Leiter oder die Leite„ 
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rin des KDA oder sein oder ihr Stellvertreter oder seine oder 
ihre Stellvertreterin; der oder die für die Verwaltung wrant­
\,·nrtliclw Mitarbeiter ,1der MigtarbcitL·in; ,•in So/i,11,t'krl'tcir 
oder ,·in So/.i,1lsekrL'tarin mi,•r ein :\uhcndienstmit,1rlwiter 
oder eine Außendienstmitarbeiterin, die jeweils vom Arl1eits­
ausschuß auf Zeit oder Dauer benannt ,,·erden. Der Leiter oder 
die Leiterin und die \·ertretung haben Antragsrecht. Ein \·er­
treter oder eine Vertreterin des Kirchenamtes kann teilnehmen. 

(21 Der Arbeits,1u,schul� hat insbt•,,rnderc tolg,•11<.i,· \uf)..:,'1-
bL'n: 

a) Er beschließt über die Grundsätze der Arbeit,

bl er macht der Kirchenleitung Vor5chlc'1ge für die Bernfung
des Leiters oder der Leiterin und der übrigen Pastoren und 
ra',torinnen, 

c) LT bestellt auf Vorschlag des Leiters odt•r der Leiterin die
<..;tellvcrlrctung für die Dauer der Arnl�zeit des Arbeibaus­
schusses,

d) er beschließt aui Antrag des Leiters oder der Leiterin über
die Einstellung der \.litarbeiter und \.fitarbeiterinnen des
'.'\,1rdl·lbischen KDA, l'r bnn dieses Recht g,rnz o,kr kil­
\,·L•is,• d,•ll'gieren.

e) er ist zuständig für l>ffcntliche Außerungen und Veran�tal­
tungen grundsAtzlicher Art des KDA auf Vorschlag des
Leiters oder der Leiterin,

f) er wählt die Mitglieder der Kammer für Dienste und\ \'er ke
n,1ch den fü•stimmungen cll's \\!,1hl.�L'.Sl'l/.cs und cnt�L·ndct
,•r!(1rderliclwntc1ll, De!t·giertc.

g) t'r \·erabschiedet Lit:n Entwurf dt>s Sonderhaushaltsplanes
des KDA und nimmt zur Jahresrechnung Stellung,

h) er nimmt zu Ändernngen der Ordnung und zur Auflösung
des KDA Stellung,

i) t'r beschließt iibL•r die Einrichtung, \cr:mdt>rung und \uf­
lusung der Arbeits,ll'llen.

(3) Der Arbeitsausschuß tritt auf Einladung des oder der
Vorsitzenden mindestens viermal im Jahr zusammen. Er wird 
durch den Leiter oder die Leiterin oder von ihm oder ihr Be­
auitragten regeJm;41;ig über die Arbeit dt:'s KDA untcrrichtl'I, 
insbc,undcre übn ""'rb,,itssch1H'rpunltL'. neue Arbcihnirha­
bl'n und bcsumkff l laushalts- und l\•rscm,1lfragcn. DiL' \"or­
bereitung der Tagesordnung und der Sitzungsunterlagen ge­
schieht durch die Nord elbische Dienststelle. 

§5

( 11 D,·r Nnrddbisclw KDA wird \"lll1 einem l\1;.tur,,d,·rl'incr
l\1stL>rin geleitet (LL·itcr od,·r Lcill'rin '· den oder dil' di,· Kir­
chenleitung nach ,\nhörung de!'> Arbeibausschusse;; berutt.
Dem Leiter oder der Leiterin ist der leitende geistliche Dienst
im KDA übertragen.

(2) Der Leiter oder die Leiterin untersteht der geistlichen
Aufsicht des zuständigen Bischofs oder der Bischöfin und der 
Dienstaufsicht des Nordelbischen Kirchenamtes. 

(3) Der Leiter oder die Leiterin hat insbesondere folgende
Aufgaben: 

a) Er oder sie sorgt für die Durchführung der Beschlüsse der
zuständigen Nordelbischen Organe und des Arbeitsaus­
schusses,

b} er oder sie stellt die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein,
soweit nicht der Arbeitsausschuß zuständig ist,

c) er oder sie leitet die Nordelbische Dienststelle,

d) er oder sie führt die Dienst- und Fachaufsicht über die Ar­
beitsstellen, die Pastoren und Pastorinnen, die Mitarbeiter

und Mitarbeiterinnen des :\Jordelbischen KDA und, soweit 
entsprechende Vereinbarungen getroffen wurden, auch 
di,· DiL·nst- und/ mll'r F,1L hauhichl übt·r d il' Mi1<1rbc•itcr 
und \litcirb,•iterinnl'n d,·, KDA in den Kirchenkrl'i',L'll und 
Kirchengemeinden, 

e) er oder sie initiiert und koordiniert die Arbeit der Nordei­
bischen Dienststelle, der Arbeitsstellen und, unbeschadet
deren wrfassungsrn;ifügen Rechten, die Arbeit des KDA in
den Kirclwnkrei�cn und Kirchengemeinden,

f) l'f odl'r .si,• lt'itd die t\fitc1rbciterkonfL'rrnz des KUA,

g) er oder sie wirkt bei der Berufung von KDA-\1itarbeiterin
und KDA-Mitarbeiterinnen in den Kirchenkreisen mit,

h) er oder sie vertritt den KDA in Kirche und Oifentlichkeit,

i) er uder �ie berichld rl'g,·lm;iFig der Kirchenleitung über
die \rh·it des KDA.

(5) Der Leiter oder die Leiterin kann Aufgaben ganz oder
teilweise mit Zustimmung des Arbeitsausschusses delegieren. 

§6

( 1) Dil' "\,_l 1rdelbic,che DiL·n,hlclll' und ,h·r LL·ill'r odl'r d ic
Leiterin hc1bt·n ihrt·n SiV m Kiel. 

(2) Die Aufgabe der I\ordelbischen Dienststelle des KDA ist
vornehmlich die Gnmdsatzarbeit, die Beratung nordelbischer 
Gremien, die Wahrnehmung von Kontakten auf Landes-, 
Bundes- und EKD-Ebene, die Ausrichtung \'On Aus- und Fort­
bildung,- suwil' KL111t,1ktHT,rnstc1ltungcn c1ul nurdc•lbisclwr 
Ebene ,,1\\·ic• die Anregung. Fiirdcrung und L1l'gll'itung der 
Arbeit der Arbeitsstellen und der Arbeit in den Kirchenge­
meinden und in den Kirchenkreisen. 

§7

( l) Dil· ,\rbl'it de:; KDA,111f nordl'lbisdwr lbc·1w wird ,HJISlT
dl'm in \tTschiede1wn :\rbvib,tellc'n wahr)..:,enommcn. Si,· 
werden nim ArbeitsausschuL! eingerichtet. 

(2) Die Arbeitsschwerpunkte der Arbeitsstellen werden ent­
sprechend den örtlichen und personellen Gegebenheiten 
jeweils im Benehmen mit den Kirchenkreisen festgelegt, in 
d,·,wn die ""'rlwitsstellen ihrL'll Sitz haben. Dil' ,"\rb<'it llL'r Ar­
bcibstellc·11 ,oll durch ,\rbeihkreisl' lwglL·itd werden; der 
Leiter oder di,! Leiterin k,rnn c•it1e Ordnung im Benehmen mit 
dem jeweiligen Kirchenkreis erstellen. 

(3) Besteht in einem Bereich sowohl eine KDA-Arbeit der
nordelbischen, als auch der Kirchenkreisebene, so soll die Ko­
ord inciti, in beider durch L'irw Vereinbarung gL'rc•gelt werden. 
dl'r tiir den "urdelbisclwn K D1\ dn 1'\rbcits,1u ,,chug seine Zu­
stimmung geben muß. 

§8

(1) Die Mitarbeiterkonferenz besteht aus allen hauptamtlich
tätigen Pastoren und Pastorinnen, den als Sozialsekretär oder 
als Sozialsekretärin tätigen und den weiteren Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen im Außendienst der Nordelbischen Dienst­
stelle und der Arbeitsstellen, sowie aus den hauptamtlich 
und nebenamtlich tätigen Pastoren und Pastorinnen, den als 
Sozialsekretär oder als Sozialsekretärin tätigen und den weite­
ren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im Außendienst des 
KDA der Kirchenkreise. 

(2) Den Vorsitz der Mitarbeiterkonferenz führt der Leiter
oder die Leiterin des Nordelbischen KDA. Die Mitarbeiterkon­
ferenz ist mindestens zweimal im Jahr einzuberufen. 

(3) Die Mitarbeiterkonferenz dient unbeschadet anderer Zu­
ständigkeiten der Koordination, der Information und der Fort­
bildung. 
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(-+) Die Mitarbeiterkonferenz wirkt an der Meinungs- und 
Willensbildung im Nordelbischen KDA durch Anträge und 
Stellungnahmen an den Arbeitsausschuß mit. 

§9
Der Arbeitsausschuß, die Arbeitskreise, die KDA-Gremien

auf Kirchenkreisebene. die i\Iitarbeiterkonferenz oder \'On 
ihnen Deligierte sollen durch den Nordelbischen KDA zu re­
gelmäßigen LandestrdtL'll zu�.1mmengen1ien werdvn. Dt<r ,\r­
beitsausschuß kann für diese Treffen unbeschadet der 
Ordnung für den Nordelbischen KDA eine Ordnung verab­
schieden, die auch 1,cch lc wie in § 8, Abs. 4 (Anlr.1ge und C,tt•l­
Jungnahmen) vorsieht. 

§ 10

(l) Der zuständige Bischof oder die zuständige Bischöfin
bL•rutt aus Repräsentanten der ArbL•itswdt, der Politik, der 
Wissenschaft und der Kirche t•inen Sozialethischen Ausschufl. 
Der ArbcitsausschuJ; Lrnn Vtirschläge machen. Die Kin:hc>n­
\eitung entsendet ein \Iitglied. 

Der Sozialethbchc \u�schuli soll gemeinsam mit dC'r \.ur­
delbischen Dienststelit> wirtschaftliche und soziale Enl\\ ick­
lungcn in ihrer Bedeutung für indidd1wlles und gesellschaft­
liches Leben analvsieren, die Entwicklung des Verhältnisses 
,·on Kirche und Arbeitswelt beobachten und die Kirchenlei­
tung in sclzialethischen Fragen beraten. 

(2) Der Suzialehtische Ausschuß wiihll einen Vorsitzenden
oder eine Vorsitzende. Er tritt auf Einladung des oder der Vor­
sitzenden zusammen. Er muß auf Verlangen der Kirchenlei­
tung, des Arbeitsausschusses oder des Leiters oder der Leite­
rin einberufen werden. 

Der Leiter oder die Leiterin des Nord elbischen KDA und von 
ihm oder ihr beauftragte \füarbeiter oder i\Iitarbeiterinnen 
nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen des Scviale­
thischen Ausschusse•� kil. 

§11

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kr<1ft. Gleichzeitig werden die einstweilige Anordnung über 
die organisatorische Zusammenfassung des Kirchlichen Dien­
stes in der Arbeitswelt, Sozial-, Industrie- und Männerarbeit in 
der Nordelbischen Kirche vom 29. November 1977, GVOBI. S. 
290, und die Beschlüsse der Kirchenleitung zur Änderung der 
Organisation des KDA, Ju,genommen den Tkschlu!� nnn 
10.1.1983 über die .\ uflwbung der Männerarbeit, auber Kraft 
gesetzt. 

KL-Nr.: 140/90 

K ieL dt<n 12. Februar 1990 
Die Kirchenleitung 

Dr. Wil c ken s 
Bischof 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachung 

Am 24. Januar 1990 erwarben folgende Absolventinnen 
bzw. Absolventen der Ev. Fachschule für Sozialpädagogik 
Alten Eichen die staatliche Anerkennung als Erzieherin: 

Baumotte, Stephanie 
Droese, Ilka 
Ebel, Stefonie 
Eggebrett, Mari11,1 
Eggert, Sybille 
Ficetola, Pamela 
Fischer, Birgit 
Fil5, Annette 
Frev, Barbara 

Göttsche, Ute 
Hildebrandt, l leike 
Hohenield, Beate 
Klopfcnstein, Marnie 
Mahmens, Gunda 
Neuwohner, Petra 
Prcstin, Ulrike 
Reiner, Comelia 
Riedrich, Katharin,, 
Utcke, Stefanie 

Az.: 4247 - E 1 

Stellenausschreibungen 

Pfarrstellenausschreibungen 

Die Pfarrstelle des Kirchenkn·ises Al t - Hamburg für 
j u � c· n d ,1 r b e i  t wird zum 1. Sl'pt J lJ'11l v,ikant und ist mit 
einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung 
erfolgt durch Berufung des Kirchenkreis\·orstandes auf Zeit.· 

Wir wünschen uns, daß Sie lhrt>n eigenen Standpunkt enga­
giert vertreten, zuhören können und bereit sind zu lernen. Wir 
wünschen uns kompetente Leitung und 'vfitarbeit im Team. 
Wir wünschen uns, daß Sie einen Draht zu Jugendlichen haben 
und sich mit deren Fragen gerne ausein,mdersetzen. V\'ir wün­
schen uns theolgogi„chc Kompetenz und stetes Ringen um den 
eigenen Gbub,'n. 

Wt·nn Sie unsere neue Jugendpastorin bzw. unser neuer Ju­
gendpastor im Kirchenkreis Alt-Hamburg (79 Kirchengemein-

den) werden, dann würden Sie in einem Team arbeiten, das 
aus drei Sozialpädagoginnen, einer Sekretärin und einer Me­
diensll'iit'nll'iterin besteht. 

Ihre Aufgaben: 

- Die Aus- und Fortbildung \·on ehrenamtlichen Mitarbeite­
rinnen der gemeindlichen Jugendarbeit.

- Die Beratung und ßt•glcitung von haupt- und ehrenamtli­
chen Mitarbeiterinnen,Kirchem:orständen und Pastorinnen
in Fragen der gemeindlichen Jugendarbeit.

- Die Ausrichtung vun Fachtagungen und Vcranslilitungen
zu tlwnlogischen, pädagogischen. politischen und geistli­
, hcn Fr,1gen, die für die t',L'11Windliclw Jugendarbeit Rele­
vanz haben.
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- Die konzeptionelle Entwicklung von neuen Ansätzen in der
kirchlichen Jugendarbeit .

- Di ,· ,1kti \'t' und engagier tL• VL•rtretuns ckr Interessen n,n [u­
:-,'.t'11d lichen d urch \li tarbeit in kirchlichen, jugend-Fuliti·· 
sehen und verbandlichen Gremien.

Be,\·erbungen mit ,msführlichem, handgeschriebenen Le­
bensL:mf sind zu richten an den Kirchenkreisvorstand des Kir­
clwnkrciscs /\lt-Hc1rnburg, Neue ßmg 1, 20() ( ) f l,1mbur,2: 1 1  

\ \ t•i lcrc Unterlagen , ind ,1uf  Anrurd L'nln)-� L' ir1zurc·1,· lw11 . 
Auskünfte erteilen die \ !itarbeiterinnen im JugendpL11r,1mt, 
Tel :J-W / 2502015 ,  und Propst Dietrich Peters, Tel .  
04 ll / 3689272/273 . 

,'\blauf der Bewerbungsfrist: Sechs \ \·ochen nach Erscheinen 
d 1v,l'r . \usg,,he des Ct•setz- und Vcn>rcl nungsb1'1 ttes . 

1\1 : 21.l Jugemlc1 rbeit Alt-1 larnburg [' l I' 2 

1 n der K i r c h e n  ,g e rn e  i n  d e E l rn -; c h e n h a g e n 
v\' l' i n b c r g im Km hl'nkreis Kit'! 1\· 1rd die l ' t<lrrstc l !t· \ ,1 k.rn t 
und ist zum l .8 .  l lJLJ(1 m1 t  t· inem l'asttlr udn cint'r l°.1 st„rin odn
einem Pastoren-Ehepaar  in einem je\\·eils eingesclu;i nkten
Dienstwrhältni s (50'� 1 zu besetzen. Der gegenwärtit'-e Pfarr­
stelleninhaber tritt zu diesem Termin in den Ruhestand .  Die
Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.

DiL' Ki rcl1L'ngL·nwind,· mi t  c.1 . 1 .300 Ct•mc• i 1 1dcg liedl'rn uml,1tlt 
d L•J'1 ti bersichtl iclwn C.,t,1d ttc i l  l •: lmschL'nh ,1,c;L'n·N urd . ll,1s Cc­
rneindezentrum besteht aus Gemeindehaus mit l'ii stnra t 
(Baujahr 1 955), Gemeinderäume (erweitert 1 973) und der 1985 
erb,rnten Weinbergkirche. Die Kirchengemeinde unterhäit 
eine Kinderstube, die \·on einer Erz iehe:-in geleitet wird . Eine 
Cc•m,·indt•l,el fcrin i�l im Ccnwindebur,, t:itig und für d i , ,  ]u ­
gvndgr  uppl'n zus t:i nd Urg,rnis lL'!ld ll•nst ll lld ClwrlL·i lung 
\\'LTdtc:1 zur Zeit Vc)]l l'lllL'lll nL'bcnbc·rulli,-hcn Kirchc'1111 1u,iktT 
ausgeübt. Eine Prädikantin engagiert sich mit für die Gottes­
d ienste. Für die Seniorenarbeit weW sich ein ehrenamtliches 
Team zusammen mit dem Pastor \ er antwortl ich. Eine 1,rts­
über,greifende Behindertenarbeit liegt in d er Hand des Pastors 
und  st,l! ,11xh n1m l-;1mCtigc·n Ski lc 1 1 i11h,1bl'r betreu t \\ L'Jdc·n .
DiL' CL·nwindc wlm,chl sid1 e ine ! '.1, t"rin oder/und  cnwn
Pastor mit der Bert"it,chaft zur Lu�c1rnrnenarbeit mil den
hmipt- und ehrenamtlichen Mita rbei tern, mit Freude zu Seel­
sorge und Hausbesuclwn , zum Gemeindeaufüau, zur E,·ange­
liunb\·erkündigung und an der Kirchenmusik.

fü•11TrbungL'll mit ,w ,iuhrli chl'm, h,rndgL·�chrid7L'lll'n i d7l'\b­
l ,1ut  ,ind zu richten ,rn d L'll J-krrn l'n,1,,t d t•s Kirchcnkrc'\,,'-, 
Kid, Ziegelteich 2Ll, nuu Kiel l .  Weitl:l'l' Unterlagrn sind ,1U l  
Anforderung einzureichen . Auskünfte erteil ten Pastor Dr. 
Mehnert, Weinberg 1, 2300 Kiel 14 ,  Tel. 0431 /78 1 0  20 oder 71 
16 29, und Propst Hasselmann, Ziegelteich 29, 2300 Kiel 1 ,  Tel .  
043 1 / 9  40 21 . 

Ablauf der Bewerbungsfrist : Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az . :  20 Elmschenhagen-Weinberg - P II /P  1 

ln der L u t h e r - K i r c h e n g e m e i n d e i n H a m -
b u r g - H a r b u r g ( E i ß e n d o r f ) im Kirchenkreis Har­
burg ist die 2.  Pfarrstelle vakant und mit einem Pastor 
oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 
bischöfliche Ernennung. 

'.\.1it der z,1-eiten Pfarrstelle ist ein Dienstauftrag zur seelsor­
gerlichen Betreuung d er dn ·i .\ ]t('n- und Pflcgt·ht·inw in Eißen­
dort 1·crL,undcn.  F:s sind d ,1 ,  ."Jll'n- und l ' tk,�l'ill'irn „ Eichcn­
h (ilw" . cLi ,  \ i tcnhc' irn „ Vl.1 ri,1 -Kn1os-Sti l t" l! nd d,1,-. k,1 t!]()l is,·hl' 
Alten- und Pflegeheim im ,, St. Vincent" mit eint'm Anteil evdn­
gelischer Bewohner. Insge,amt werden 392 Personen in 1- oder 
2-Zimmen\·uhnungen , 1- oder 2-Zirnrnerappartements und
auf d en Pflegestationen seelsorgerlich d urc1, regelmäfüge
Rcsuclw und geis tl ich d urd1 \1·,iclwntl iclw und nwn,itl ich ;,t, tt­
l ind l'ndv ( ;utte�d icnstc u:1d L,ibl'ls tundcn h'lrl'll t . 1-'iir d ie c;n•i ­
sorgcrl idw Betreuung durch lk�uchc und C,l' '.·, [.1rilchc beson­
ders der pflegebedürftigen Personen wünschen wir  um dt•n
Aufüau eines ehrenamtlicben Besuchsdienstes. Zudem sol lte
auch d,1S Pflegepersonal seeborgerlich betreut und SL'minan.:
ll . il . zm SterlwbL'gki tung clu rchgeführt  wcrc:lcn _ DiPSL'f Dienst­
,1 1 1 ftrc1g. \ crbunden mir t·i 1wr l°,cnwindl'plcirr,klk, i� l  im h1t'­
s igen Kinhc•nkrl'is l'in f\1, ,dvl \ ,·t'rc;ucl 1 .

Die Luther-Kirchengenwinde hat zwei Pfarrbe/. irke mit im­
gesamt ca. 4500 Gemeindegliedern, eine 1 91Y, erbaute Kirche 
mit Z,\-ei Gemeindehäusern und einem 1 966 st'pzual gebauten 
Cerneinde1entrn m  mit Kindertagesstätte im z1\·t· i ten Pfarrbe­
/, irk .  

Da;, ,\nmiL'tL' ll c'i ner D1t•n-,t\\·ohnung crf,, lg t  im  Eirn ,•rnch­
men mit dem Bewerber durch die Kirchengu11eind e. 

Das Gemeind eleben ,1·ircl durch die Zusc1 rn rnenarbeit mi t 
haupt- und nebenamtlichen Helfern und einem ak tiven Kir­
chcn1·, ,p,Und gest,, l td. K indergruppen, Ki ndcrtagesst:i t tc 
Kindl'n;, , t lesdil'nstc und > 1, 1 , irc'nkrl'i,c -,,1mml'l 1 1  d il' Kin ckr 
und die ;1 I I L'fl' Cl'nl'r,l l ic,1, In Fr,HIL"ngrupi,7 L'l1, in Bibdkrl'I SL'll 
sowie im Kirchenchor trettt'n sich Frau en und \ lii.nner aller AJ­
tersgruFpen. 

Wir ,nrnschen un s  eine P,btorin oder c'inen Pastor, d i sc / der 
freund iich und offen aut andere zugch L nii t 1ms 7us<1mnwn 
di , ,  C, ·nwrn,k sc1 111 111<_·l t 11 11d bnci t  is l, die I Akh 1 l,i­
tl'n en::-;,1g1L'rl \\'l'illr/_u fi1hr,·n . F ine' ,1rn 
te zugleich zeitgem:iße \ erkündigung  �ol l  e11w wesentlicht· 
Aufgabe sein. 

Wir hoffen ,  daß s ie/er die ',ertrauensvolle Zusa mmenarbeit 
mit den ,·it°lt°n Mitarbeitern und dC'm Kirchl·m-orst?nd furt· 
sl'l1 t  und mit ih rL'11 lsL'i1wn j nd i\ · idu,· l i l·n l\L• ,c: ,1hmgL'n lllh•.'l 
( ,enwinc! L· l , ·bl'n h·1Ticht·:·t 

Be\1·erbungen mit au5fuhrlichem, handseschriebenen Le­
bens l aui sind zu richten Mt L�en H errn Bisch,1i für den Spren­
gel H,-1mburg über den Herrn ProFst des Ki rchenkreise� 
Hmburg, Hölertwiete 5. 2 1  [11 1 Hamburg lJ (l_ \ \'eill're Unterlagen 
,-,ind ,rn 1 ,·\ n lt ,rdl'rung ,·ii11url'1ci tL'l7 .  :\ uskun t t,• nll.' i l t'n l)rup,i 
Dr. L\ k,, _ 1 1 , , lntwil'll' :o , 2 l l i l ' J Lnnburg CJt), : ,· I .  1 !.Jil /7hhll4 1 c:, ; 
Pastor Rl'llfölllll, Kirchcnh,1 1w, 2 1 ,  2 1 ()( 1  1 Limburg 90, lc l .  
040 / 7906122, und Klaus J obmann,  Vorsitzender d es Kirchen­
vorstandes, Ernst-Eger-Str. -t 2 1 00 Ha mburg 90, Tel .  
040 / 765371 6. 

Ablauf d er Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und VerordnungsblattP:-s. 

Az . :  20 Luther-Kirchengemeinde Hamburg-Harburg (2) -
P I / P 2 

* 

In der S t e p h a n s - K i r c h e n g e m e i n d e S c h e n e -
f e 1 d im Kirchenkreis Blankenese wird die Pfarrstell e ab 
1 .  März 1 990 vakant und ist mit einem Pastor oder einer Pasto­
rin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl d es Kirchen­
\·orstandes. 
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Sci1endeld ist eine Kleinstadt am Nordm?strand Hamburgs. 
Sie ist in ;wci Kirchengemcindt1n geglied,,rt die Stt>phan,kir­
t hc,\l.'.L'meinde im ursprnngliclwn Orbkc-rn und dil' l'aubkir­
cht'l\SCmL'indc im jüng,Tt'n '.:>iedlun,c;,h'rt'ich. b sind ,illt' 
Schl1len im Ort n.1rhanden. 

\-Vir suchen einen P,,stnr bzw. eine Pilstorin, der bzK die 
bereit ist, alle gewachsenen Arbeitsbereiche in der Gemeinde 
7Usilmrncnzufiihren und cfas Ccmcind,,!L'Lwn durch JW\lt' ln­
ili,1li1 ,,n ;u bereichern 

Di,: Kindergartenarh.'it, die Kirchenrnu,ik :,;owie die Kindt2r­
und Jugendarbeit werden hauptamtlich \\ilhrgenommen. Ein 
ehrenilmtlicher Besuch�dienst ist vorhanden. Zwei Gemeinde­
sclm·estern sind in die Sozialstation integriert. 

Cdrc1gt sind Organis,1ti"nst,1ll'nt, Führu11gc,qu,1litiiten '-<011 ic• 
Kt,, 'f'L'rcl lionslwreil'-,,·h,1 I t und ·1l'<llll fiili i ,l.'. kc·i t. 

lhnen 5tehen ein auJ gcsd1lossener Kirchl'1worstand und .\lit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Seite, die Wert auf gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit legen. 

7'.ur Pfarrstelle gehört>n ein geräumiges Pastorat und ein 
grnCt•r C1rkn. 

L'lc\1·c,rbu11gvn mit ,1l1'-<llihrlichem, h,mdgec,chriebe1wrn Lc­
bensliluf sind zu richten iln den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Blankenese, Dormienstr. la, 2000 Hamburg 55. Weitere Cn­
terlilgen sind auf Anforderung einzureichen, Auskünfte ertei­
len für den Kirchennirstilnd Herr Dr. Lorenz Wehrmann, Tel. 
(),1() c.;-o,l l222"i (,1lwnd, 1 und Frau Ingrid ßlankl'rh, Tl'l. 
11..J.il,:,: �1 c::; 17 (;1111 ·1:1,ge 1 

Ablauf der ßewerbunsfrist: Sechs \Yochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Stephans-Kirchengemeinde Schenefeld - PI / P 2 

In der K i r c h e n g e rn e i n d e \ \. e d d i n g s t e d t im 
Kirchenkreis Norderdithmarschen ist die 2. Pfarrstelle ,·ilkant 
und umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu beset­
:rcn Die· 13csd;ung t•rfolgt durch bischöfliche Ernennung. 

Uiv K1r,·hcngcnwi11ul' \\'edding'>tl'dt. cl1,' l,1st ausschlieJ,li,h 
\'Oll durflichcm Cht1ral-,tl'r gl'pr:1gt j;,\, l1l'gt unmittelbar l'lJr 
den Toren der Kreisstadt Heide on der Eisenbahnlinie 
Hamburg-Westerland l!C-Zug-Haltesteile in Heide) in sehr 
reizn,ller, waldreicher Geestlandschatt. Auiser der Grund­
,cl1ulc ,1111 Ort sind siimtliche <1mieren Sclrnbrten in Heide 
d11rch C:t,1,Hbus\·l•rb111ciun;c; gul /ll L'HL'kl:c•n. Zur Kinhc'!\c'.L'­
nwindc \,V,,ddingstl'dl 1cc1 . .\.SlJll Cl'111ci11dcgliedl'rl gdwrrn 
neben dem Kirchdorf mit der erstmalig 1140 urkundlich er­
wähnten St.-Andreas-Kirche noch 3 Außendörfer mit einer 
1969 in Wesseln neu erbauten Kreuz-Kirche, in welcher 
zweimal im Monat Gottesdienste gehalten werden. Ein geräu­
miges, schönes Pastorat mit kleinem Hausgarten ist in unmit­
telbarer Nähe des Gemeindezentrums und des alten Pastora­
tes neu erbaut und steht zur sofortigen Benutzung zur Verfü­
gung, 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Bischof für Schleswig 
über den Herrn Propst des Kirchenkreises Norderdithmar­
schen, Markt 27, 2240 Heide (Holst.). 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 
Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, 
Herr Bertram, Doppeleiche 15, 2240 Wesseln, Tel. 0481 /71915 
(privat) oder 0481 /97322 (dienstlich), Pastor z.A. Denke, Fried­
hofstraße 5, 2241 Weddingstedt, Tel. 0481/5409, und Propst 
Schulz, Markt 27, 22"10 Heide (Holst.), Tel. 0481 / 63220. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
diL'SL'f Au'-,g,ibc dl's Ct'SL'lz- unci Verordnung�bl,1tlL'S. 

Az.: 20 \\eddingstcdt (2) - P i\l / I' l 

Beauftragter für Öffentlichkeitsarbeit des Kirchenkreises 
Harnburg-Harburg 

im eingeschränkten Dicnstverh:fünis W,5 - Stelle) 

Die Svnode hat die Errichtung der obengenannten Stelle zur 
baldmöglichen Besetzung beschlossen. Die Aufgilben des Stel­
leninhabers/ der Stelleninhaberin sind: 

Geschäftshihnmg Öffent!ichkeitsausschuf der Kirchcn­
kreiss\ nc ,d t' 
Öffcnllichkcitswirksaml' Begleitung alll'r \ c'r,rnstaltungcn 
im Kirchenkreis 
Kontaktpflege zur örtlichen Presse 
Auiser den Kontakten zur Presse sollten auch Kontakte zu 
Rundfunk und Fernsehen (Privatfunk, Offcntlich rechtli­
dwr Rundfunk, evtl. St,1,ltt,·ilfcrnsdwn) gl'h,1ltcn werden 
Mitglied in ckr Redaktilln dn „Kirchl'nkrcisintonm1tion" 
Mitglied in der Redaktion „Blickpunkt Kirche in Hamburg" 
Mitglied in der Reditktion „Blickpunkt Kirchenkreis 
Harburg" 
Verantwortlich für Druck und Versand der Publikationen 
des Kirclwnkrl'iscs 
Cnt<crstützung und Zu"amrncnarbeit der Ccrneindc· (auch 
Sammeln und Weiterleiten \·on Gemeindenachrichten) 
Verantwortlich für die Konfirmandenbeilage der „Harbur­
ger Anzeigen und Nachrichten" 
Schaubc;tengestaltung ,fos ,,HAUS DER KJRCHE" 
f\usstt'llungl'n im „H;\L:c; DER KIR(] IE" 1in Verbindung 
mit dem Kirchenkreisamt) 
Inforrniltionen, Veröffentlichungen, Verlautbarungen und 
anderes in Zusammenarbeit mit dem Propst, dem Kirchen­
kreisnirstilnd, der Kirchenkreissynode und dem Gesamt­
verband 
Mitglied im Öffc>ntlichkc·itskrL'is im Sprengel l lamburg 
Kirclwntagsbmuftragtcr 
Missionarische Aktionen auf Kirchenkreisebene wie „Neu 
anfangen", Fest des Glaubens, Harburger Kirchentag. 

Die Besetzung der Stelle ist denkbar durch einen/ eine 
P:istor/T'c1st, 1rin, Di;1kon/Dic1 konin, Journ,1lisl 'lnurna listin. 

f\uskiinrtt' l'rteilen: Ht'rr K,irl-lkin:,, c.;,,misch, Tel. 
0-!0/79U7"23b, Vors. Öffentlichkeitsausschuß, Propst Dr. Lyko, 
Vors. KKV, Tel. 040/76604-153, 

Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf sind an 
Propst Dr. Lyko, Hölertwiete 5, 2100 Hamburg 90, zu richten. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 4 Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 30 - Kirchenkreis Harburg- T 1 

Stellenausschreibungen 

Das Kirchenkreis-Jugendwerk des Kirchenkreises Angeln ist 
im Entstehen und sucht 

einen Diakon/eine Diakonin 

für die Stelle eines Jugendwartes/ einer Jugendwartin. 
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Zu den Aufgaben gehoren die Ausbildung und Fortbildung 
chn•n,1mtliclwr Mitarbeiter/innen, die öcglcitun,½ und fü-r,1-
lung von haupt- und ehrenamtlichen \lilarbe1tl'rn/innen in 
der Jugendarbeit, die Anregung und Begleitung der Jugendar­
beit in dPn Kirchc•ngL•nwinden. die Pl,rnung und Durchfüh­
rung \'On übcrgcnwind liehen \cr,mst<1ltu11gcn \,·1v Jugt•nd tref­
fen, Jugendgottesdiensten, Seminaren, Begegnungen und Frei­
zeiten. 

E� ,,·ird ein \Iitarlwill.'r oder eine MitMbeill'rin gesucht, der 
oder die im ländlichen Kirchenkreis zwischen Schlei und 
Flensburger Förde gemeindebezogen und bibelbegründet ar­
beitL'll will und Erfohrung in clc-r Gemcinde-Jup·ndarbcil h.it. 

Amkunft erteilt Pastor Thoma.s Engel, Steenstraat 2, 2341 Ra­
benkirchen, Tel.: 04642-16 25. 

ßl.'\\'erbungcn sind bis zum JU. April 1990 zu richten an den 
Kirchenkreis\·orstand des Kirchenkreises Angeln, Herrn 
Propst Lukas, Wassermühlenstr. 12 a, 2340 Kappeln. 

Az.: 30 - Kirchenkreis Angeln - E 1 

Die Christianskirchengemeinde, Hamburg-Ottensen, sucht 
zur Unterstützung und �um .\ushiu dL'r bl'stclwndl'n L'lHL'll­
amtlichen Jugendarbeit 

eine/n freundliche /n engagierte/ n 
Diakon/in (Sozialarbeiter/in) 

mit gemeindlicher Erfahrnng für eine Halbtagsstelle. 

Arbeitsschwerpunkte liegen in der Begleitung und Betreu­
u ns der ehr,•namllidwn Mitirbeitcr. 1\1 it,rn tbau nm nC'llL'll Ju -
gendgruppen und die Einbindung der gemeindlichen Jugend­
arbeit in den Stadtteil und Kirchenkreis. 

\l-rgütung mch K.-\T 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lichtbild) sind 
zu richten an das Kirchenbüro der [\.-Luth. Chri.stianskir­
chL·ngcmeindc 1-lamburg-OttL'nscn, Ottcnscr \L1rklpl<1tz fi, 
2000 Hamburg 50, bis zum 30.3.90. 

:\uskünfte erteilen: Pastor \lartin Bchrens, Tel. 040n9o 66 
38 und lknrik Schmidt, Tl'I. il4U/JlJ0 _,:; 90. 

Az : 30 - Christianskirchengemeinde - E l 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 1990 zu richten an: Kir­
chc•nvorst,1nd der F\·.-1 .uth. KinhL'ng,·mvind,· zu I L1111L,urg­
Stellingen, \1.olkenbuhrstr. 6, 2000 Hamburg ::i4. 

.\z.: 30-1 L1mburg-5tt•llingvn - F 1 

ln der E\·.-Luth. Kirchengt<meindt' St. Martinus, Hamburg­
Eppendorf. ist die hauptamiliche 

Kirchenmusiker/innen B - Stelle 

mit 50 % der regelrnäfügen Arbeitszeii eines n)llbcsch:ütigten 
\!itarbeiters neu zu besetzen. Die innerhalb dieser Arbeitszeit 
\·11111 Kirchvnmusikvr w,1hr111nehnwndt•n 1\uiµ,abe11 11 erdt•n 
im einzelnen durch t<ine örtliche Dienstanweisung festgelegt. 

Die Vergütung richtet sich nach dem Kirchlichen Angestell­
tl'n-T,1rifrl'rtr,1g (K-\T-N EK i 

Die St. \lartinuskirche liegt in unmittelbarer '.\lachbarschaft 
zum UniH'rsitäts-Krankenhaus Eppendorf und ist mit öffent­
li,·hl'n Verkl'l1rsmittt-ln gut /U crreiclwn. l)iL' ( ,,,nwimk hat c,1. 
4.500 Gemeindeglit<der und u.a. 2 Pfarrstellen. 

Die net1e vor 40 Jahren gebaute Bartningkirche verfügt über 
l·ine Z\\'Cim,mualigc' OrgL•l mit 25 f�L'gistern der Fci [L'hm­
lich/Dre;;den, Jahrgang 1971. Die Anzahl der Amtshandlun­
gen ist in St. Martinus gering, Friedhofsdienc;t ist mit dieser
Stelle nicht verbundL'l1.

Auf den neuen Leiter oder die Leiterin warten ein z.Z. nicht 
sehr großer Chor t1nd ein kleines Streichorchester. In der Ge­
nwinde lJl'steh t L'in guter l'us,Hll1l'llchc ir unter l·i 1�L'ner 1.L'itung, 
der zur l'.usamnu·n,1rbeit bereit ist. 

Von dem Kirchenmusiker 'der Kirchenmusikerin ,,-ird vor 
,illern dil' musikalisdw Cc,Liltung dLT Cutk,dit•n,-,h' und die 
,-\rbeit mit dem Chur erwartt<t. Wir \\ ünschen uns einen Mit­
arbeiter/ eine Mitarbeiterin. der/ die dem Gemeindeleben ge­
gt•nüber ,111fgeschlnsscn ist und Frcir;iunw mit ci)'_cncn Ideen 
tLi llt. fa /SiL' ddrfbc1 �einer i hrcr Arbeit mit der Unters tu lzung 
der Pastoren sowie der übrigen Mitarbeiter und des Kirchen­
,·orstandes rechnen. 

BL'Wl'rbungcn sind mit dl'n übl.icht'n LntcrL1gcn zu richten 
an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. 
\lartinus-Fppendorf, Martinistr. :D. 2000 H,irnburg 2r1. Aus-
1-.unft L'rleilt ]\1stor Olaf Wihstutz, Tel. l)40ns2:-;20. 

Die Bem,rbungsfrist endet am 31. \lärz 1 lJ9Ll. 

Die Ev.-Luth. Kir,lwngenwindl' zu H,1mh1rg-Stellmgcn ,\z.: 30- Sl. M,1rtmus Hamburg-Eppvndort •- r i /T :S 
sucht ab sofort 

eine Diakonin oder einen Diakon 

mit dem Schwerpunkt für Kinder- und Jugendarbeit. 

Es wird ein/e Mitarbeiter /in gesucht, die/ der mit viel Enga­
gement und Freude die Entfaltungsmöglichkeiten wahrneh­
men möchte, die die Gemeinde bietet. 

Zu dem Verantwortungsbereich gehört es, die begonnene 
Aufbauarbeit nach gerneindepädagogischen Gesichtspunkten 
weiterzuführen und ehrenamtliche Mitarbeiter/innen zu ge­
winnen und zu begleiten. 

Die Kirchengemeinde hat für ca. 4.300 Gemeindeglieder 
zwei Pfarrstellen. 

Vergütung nach KAT. 

Auskünfte erteilen: Pastor J. Reimer, Eschenholt 21, 2000 
Hamburg 54, Tel. 040/542529 und Pastor G. Backer, Johann­
Wenth-Str. 19, 2000 Hamburg 54, Tel. 040/545110. 

Die Ev.-Luth. Emmaus-Kirchengemeinde in Hamburg­
Lump sucht zum 1. Juli 1990 

einen Kirchenmusiker/eine Kirchenmusikerin 
mit B-Prüfung auf halber Stelle. 

Die innerhalb dieser Arbeitszeit vorn Kirchenmusiker wahr­
zunehmenden Aufgaben werden im einzelnen durch eine ört­
liche Dienstanweisung festgelegt. Die Anstellung erfolgt nach 
dem Kirchlichen Angestellten-Tarifvertrag (KAT-NEK). 

Außer der Arbeit am sonnhiglichen Gottesdienst und den 
(eher seltenen) Amtshandlungen, erwarten wir Autbau und 
Leitung der Bläsergruppe und der kleinen Singegruppe und 
die Bereitschaft, bei Gelegenheiten das Singen in den Kreisen 
und Gruppen zu fördern, eigenständig und in Zusammenar­
beit mit den Mitarbeitern und die Lust, sich auch auf populä­
re Musik einzulassen. 
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Be,\-erbungen mit den üblichen Unterlagen werden erbeten 
bis zum :-\0. I\Lirz l lN() ,111 den I<irclwnvorstmd d c·r Frrnn,rns­
Kirchengemeinde, Kleibl'rweg l l 5 b, 2000 l lamburg 53. 

Auskunft erteilt auch gern Pastor Manfred Ode, Tel. 040: 83 
40 81. 

Az.: 30 - Emmaus - Hamburg-Lurup - T 1 / T 3 

* 

In der Ev.-Luth. Gemeinde der Kreuzkirche zu l lamburg­
förm bek ist zum 1. M,1i 1990 

die Küster- und Hausmeisterstelle 

mit einer vVoclwn,1rbL•ih/eit von /..7. 38, "i Stunden neu zu l•e­
setzen. 

Handwerkliche Vorbildung und gärtnerische Fähigkeiten 
sowiL· Führerschein KL1,sc 3 sind erforlkr1id1. 

Erwartet wird eine l\litarbeit im Team. 

Der Rezug der Dienst\\-ohnung ist notwendig. 

Die Vergütung erfolgt nach K:\ T. 

Be,\-erbungen werden schriftlich erbeten bis zum 31. März 
199(7 an dl'n Ki rclwn I ursti111d ck-r Kreu/.kirche zu Barrnbd:., 
Wohldorfer Straße 30 b, 2000 Hamburg 76. 

Telefonische Auskünfte sind möglich bei: Pastorin Jacke, 
l'astLir l,1,icks, Tel. 040/:1.'I 76 8r;_ 

Az.: 30 Barmbek Kreuzkirche - D 12 

Für unser Rentamt im Ev.-Luth. Kirchenkreis R,rntzau in 
Elrn°'hom suchen wir 1.um l .b.lLIYO 

eine Leiterin bzw. einen Leiter der Haushaltsabteilung. 
- VL'rgCr IV a K,\ T -NEK ( , BAT)/,\ 11 KRcsO -

Aufgabenschwerpunkte sind: 

- Haushaltsplanung und -ausführung für 15 dem Rentamt an­
gc''-L hhlSSL'nc Kirclwngcnwindt·n und ,lt-n Kirchcngcnlt'in­
deYerband Elmshorn.

- Verantwortliche Mitwirkung l,eim Kirchenkreishaushalt.

- lndi1·iduellc Ber,1luni: der Kin:lwnnir,tiindc in <imtliclwn
Finanz- und Haushaltsfragen.

Fragen des Kirchensteuerrechts (ErlaJsanträge. Billigkeits­
c·n hdwidungen) und des Unb,1l1..slt'lll'TTcchts rtrr Friedh,,­
k. 

Verantwortung für die vorhandene EDV-Anlage. 

Das kirchliche Haushaltsrecht entspricht den kommunalen 
Bestimmungen für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesen. 

Wir wünschen uns, daß die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbei­
ter 

- Engagement und Eigeninitiative zeigt,

- die Befähigung für den gehobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienst (2. Verwaltungsprüfung) hat,

- möglichst bereits über Erfahrungen im kirchlichen Verwal­
tungsdienst verfügt,

- das notwendige Einfühlungsvermögen für die besonderen
kirchlichen Belange besitzt.

Voraussetzung ist die Mitgliedschaft in der Ev.-Luth. Kirche.

Ausführliche schriftliche Bewerbungen (mit Lichtbild) 
richtl'n Sie bitte bis zum 31.3. J LJL)() an d,1s Rentamt im Kirchcn­
krei, Rantzau, l'osttach 3 80, Kirchenstraße 3, 22UO Elmshorn. 

Auskünfte erteilen Herr Propst A. Goetz Tel.04121/298-26 
odL·r der Venv,1ltung,kiter dL·, Re11tamte�, l(irchenohcr,1mts­
rat \1örke, Tel. 04121 · 298-33. 

/\z.: 30 KK Rantzau D 11 

Die fa.-l.uth. J\it-l,mchthon-Kirchcngcrneindc·, Hamburg­
Großflottbek, sucht für eine Ganztagsstelle zum nächstrnögli­
chen Termin eine/n 

Mitarbeiter/in für die Kinder- und Jugendarbeit. 

ln der Kinder- und Jugendarbeit ist Autbauarbeit zu leisten. 
DiL' vorhzmclc-ncn gemeinddx·zogenen Ansätz,, q1lk'n fortge­
führt werden. 

:\eben den musikalischen Kinder- und Jugendgruppen gibt 
e, dk KinLh-rkirclw, t>im· kleine Teestube für K,mfirm,1nden 
und eine ßibdgrup}•e !Ür !1ltere Jugt'ndliche. 

Es wird ein/ e Mitarbeiter/ in gesucht, die/ der sich zusam­
nwn mit El1rcnamtli,-Iwn und 1 -fauptamllichen die Ceschich­
tcn der l:3ibel, die Trdditionen und 1 iandlungen des Glaubens 
bei den Kindern und Jugendlichen lebendig werden zu lassen. 

Vergütung nach K,\ T. 

Anstellungsträger ist der E\·.-Luth. Kirchengemeindever­
band Altona. Für die Arbeit ist es von Vorteil, ffenn die/der 
l\l1t,irbeiter. in in Lfrr Cemeind,, wohn! 

Bewerbungen sind umgehend an den Kirchenvorstand der 
E1·.-Luth. Melanchthon-Kirchengemeinde, Ebertallee 30, 2000 
T lamburg 52, /ll richkn. 

Auskünfte erteilt Pastor Zühlke, Ebertallee 30, 2000 
Hr1mburg 'i2, Tel. 040/891306. 

Az.: 30 - Melanchthon - E 1 

Das Diakonische Amt des Kirchenkreises Eckernförde - Psy­
dl(l,uzi,1k llerat1mgs:;tclle - slicht für L'irw H,11 hl.1gsstelk· zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt 

eine/einen Diplom Sozial-Pädagogin/gen 

tü r ,fas Au fgabengvbi t't „Suchtkr,mkt·n hilk"'. 

Es wird eine Mitcubeiterin oder ein Mitarbeiter gesucht, 
die/der über gründiche Fachkenntnisse verfügt. 

Das Aufgabengebiet wird ausschließlich die Präventionsar­
beit sein. 

Vergütung nach KAT. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden erbeten 
an den Kirchenkreisvorstand des Kirchenkreises Eckernförde, 
Schleswiger Str. 33, 2330 Eckernförde. 

Az.: 30 - Kirchenkreis Eckernförde - E 1 
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Persona 1 nachri c h ten 

E r n a n nt: 

i\ lit \ \irkung vorn 1. :\1ärz 1990 der Pastor z.A. Herbert 
J e u t e, z.Z. in Kronprinzenkoog, bei gleichzeitiger Be­
grii nd ung eine, Dienstverh;illnissc•c; ,1b I\1stor ,iu f Lt>bens­
;;eit (cingL'sch1<111kles Dit'nslverh,,ltnis - 50 ',;,-)zur '-..,1r­
dclbischen Ev.-Luth. Kirche zum l',1stor der 3. Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde Kronprinzenkoog, Kirchenkreis Sü­
d erdithmarschen; 

mit Wirkung vom 1. '.\1ärz 1990 der Pastor z.A. Carsten 
S c1 u c r b c r g, /.7. in Friedrichskuug, bei gleichn·itiger 
Lkgründung eillL's Dienstverhiiltnisses als l'astor ,rnf Le­
lx•nszcit zur \:rnddbischcn Ev.-Luth. Kirche zum P,1stor 
der 2. Pfarrstelle der Kirchen gemeinde Kronprinzenkoog 
mit dem Dienstsitz in Friedrichskoog, Kirchenkreis Süder­
dithmarschen. 

ße sLitig t 

i\lit \\'irkung vom 1:;. febru.ir 1990 die Wahl dL•r l'ast,,rin / 1\ 
Dr. Dr. Katrin Ge ld e r, z.Z. in Hamburg-Barmbek, bei 
gleichzeitiger Begnindung eines Dienstverhältnisses auf 
Lebenszeit zur '-:ordelbischen b·.-Luth. Kirche zur Pasto­
rin der 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Gabriel. Kir­
clwnkreis Alt-[ !.1111bmg - Be/irk Ost-; 

mit \\'irkung \·orn l. M!iu 1990 die \\',1hl der Pastrnin / .A. 
Sabine J e u t e, geb. 13altrnschat, z.Z. in Kronprinzenko­
og, bei gleichzeitiger Begründung eines Dienstverhältnis­
ses als Pastorin auf Lebenszeit (eingeschränktes Dienstver­
hältnis - 50 % -) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur 
Pastorin der 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Kronprin­
zenkoog, Kirchenkreis Süderdithmarschen; 

mit Wirkung vom 1.2.1990 die Wahl des Pastors z.A. Vigo 
S chm i d t, z.Z. in Kiel-Hasseldieksdamm, bei gleichzei­
tiger Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf 
Lebenszeit (eingeschränktes Dienstverhältnis - 50 % -) zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde Kiel-Hasseldieksdamm, Kirchen­
kreis Kiel. 

Eingeführ t: 

Am 1-t. J,muar 1990 die Pastorin Kirsten E ff land als Pasto­
rin in die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Gettorf, Kir­
clwn krl'i� Fckernfördv: 

,im 7. J,rnuclf l 99() die l\1st, ,rin Hendrikje Ti 111 111 er man n, 
geb. Steffen, als Pastorin in die 2. Pfarrstelle der Kirchen­
gemeinde Friedrichstadt, Kirchenkreis Schleswig; 

am 7. Januar 1990 der Pastor Roland Ti rn rn er m a n  n als 
Pastor in die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Friedrich­
staclt. Kirchenkreis Schleswig; 

am 21. J,1nuar 1990 dl·r l\1slur Rulf W,1S�L'rm,1n n ,1]s 
Pastor in das Amt eines Bezirksmissionars in Lupila/Tan­
sania.. 

B e rufen: 

Mit \\irku11g vom 1. Juni ] lJ'l(I dil' l\1storin /.,\. Ut,1 Bi e h  1, 
gel0, öus�l\ /.Z. in J(·\·,·n,tedt, bl'i gle1d1/l·itiger Umw,md­
lung ihres bisherigen Probe-Dienstverhältnisses als Pasto­
rin auf Lebenszeit (einge"chränktes Dienstwrhältnis - 50 
'7r -) zur Nordelbischen E\'.-Luth. Kirche zur Pastorin der 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Lübeck für das Frauenwerk; 

mit \\'irkung vom 1. J\pril I LJL1(l ,lll f dil' D,1lll'r \ um .5 Jc1hrl'n dn 
l\ist,,r Volker B l' l h g l', bi�•;hcr in \\\ k ,1uf Fiihr, /.Um 
Pastor der Pfarrstelle des Kirchenkrei�es :-,,;eumünster für 
Seelsorge an der Rheumak linik Bad Bramstedt. 

Ve rlä nger t: 

Der Pastor Konrad L ü b b e r t erteilte pastorale Auftrag um 
5 Jahre über den 31. März l 990 hinaus (Bekanntmachung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt 1989 Seite 101 ). 

In d e n  Ruh estand verse tzt: 

Mit Wirkung vom 1. April 1990 der Pastor i.W. Hans-Jürgen 
T w i s s e 1 m a n n. 




